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Sie haben doch alles rich-
tig gemacht und die neo-
liberalen Rezepte treulich

befolgt. Die Unternehmen wurden
entlastet: Die Steuerreform 2000 re-
duzierte drastisch die Körperschafts-
steuer für die Konzerne. Das Finanz-
kapital muß für Gewinne aus Unter-
nehmensverkäufen keine Spekulati-
onssteuer mehr zahlen, die Riester-
Rente fror die Arbeitgeberbeiträge zur
Rentenversicherung ein und bescher-
te dem Finanzkapital neue Kunden
für staatlich geförderte Lebensversi-
cherungen. Die Gesundheitsreform
stabilisierte die Beiträge zur Kran-
kenversicherung (vorläufig) und ret-
tete der Pharma- und Apparate-In-
dustrie trotzdem die Profite, indem
sie einen großen Teil der Kosten auf
die Kranken überwälzte. Mit den
Hartz-Gesetzen I – IV wurde die Ar-
beitsfreude der Arbeitslosen gefordert
und gefördert.

Die Unternehmen hätten – so
jedenfalls die weise Erkenntnis der
neoliberalen Propheten Friedman,
Sinn, Rürup und anderer – mit Feuer-
eifer investieren und Personal einstel-
len müssen, die Arbeitslosigkeit wäre
damit beseitigt oder zumindest stark
reduziert, die Konsumenten hätten
mehr Geld gehabt und wären fleißig

Die Artisten unter der Reichstagskuppel: Ratlos.

zum Shopping gegangen. Die Finanz-
minister in Bund und Ländern hätten
dadurch mehr Steuern kassiert und
damit Schulden abgebaut. Der Stand-
ort wäre gesichert, Schröder würde
zum Bundeskanzler auf Lebenszeit
ernannt und die SPD-Mehrheit stün-
de bis zum Jahr 2100 (mindestens)
fest.

Pustekuchen.
Die neoliberale Wirtschaftspo-

litik hat überall das Gegenteil der
versprochenen Ergebnisse gebracht.

Arbeitslosigkeit und
prekäre Beschäftigung...

...ist wohl das schwerwiegends-
te und folgenreichste – zugleich aber
auch unvermeidbare Ergebnis des
kapitalistischen Produktionsverhält-
nisses. „Ihre Erzeugung ist unzer-
trennlich von der und wird beschleu-
nigt durch die Entwicklung der Pro-
duktivkraft der Arbeit, die sich in der
Abnahme der Profitrate ausdrückt.“
(Marx, Kapital Bd. III, Kap. 14, IV)
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viermal im Jahr. Abonnement und Ge-
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überweisen. Rechnungserstellung er-
folgt aus Kostengründen in der Regel
nicht, sondern nur auf Wunsch. Die
Abonnements können zum Jahresen-
de gekündigt werden. Falls die Bezah-
lung des Abonnements eine Belastung
darstellt (z.B. aus sozialen Gründen),
schicken wir die Arbeiterstimme auch
kostenlos zu. An Tausch-Abos mit an-

deren Zeitschriften sind wir interes-
siert, bitte schickt uns ein Probeexem-
plar. Die inhaltliche Mitarbeit bei der
Arbeiterstimme ist erwünscht: Die Re-
daktion behält sich aber das Recht vor,
Artikel abzulehnen, zu ändern oder
zu kürzen. Helft mit, die Arbeiterstim-
me zu verbreiten! Schickt uns Adres-
sen von politisch interessierten Men-
schen, denen wir die Arbeiterstimme
probeweise zuschicken können.

Nachdruck nur mit Einver-
ständnis der Redaktion (außer bei po-
litisch nahestehenden Organisatio-
nen) und gegen Zusendung von Be-
legexemplaren.

In eigener Sache
Wie vorauszusehen, nimmt der Nie-

dergang der rosa-olivgrünen Regierung
seinen beschleunigten Fortgang.
Nachdem sie im sozialdemokratischen
Kernland NRW ihre Quittung erhalten
hat, sieht die SPD nahezu ungerührt
der Niederlage bei der vorgezogenen
Bundestagswahl entgegen. Neun ver-
lorene Landtagswahlen, sowie Mitglie-
derflucht und –frust haben nicht ver-
mocht, in der SPD Kräfte zu mobili-
sieren, um dem selbstherrlichen neo-
liberalen Kanzlerkurs entgegenzutre-
ten. Das zeigt, daß dieses Rechtsab-
driften der Sozialdemokratie nicht nur
eine Sache der Führung ist. Orientie-
rungslosigkeit und Flickschusterei,
wohin man blickt, aber auch bei der
in den Startlöchern stehenden Union.
Mit dem gesellschaftlich und system-
bedingten Hintergrund befaßt sich
deshalb der Artikel: „Ratlos – Artis-
ten unter der Reichstagskuppel“.

Als Ergebnis unseres Treffens mit
den Gruppen International Dorfen und
Landshut drucken wir die dort gehal-
tenen Referate über den „Zusammen-
hang zwischen sozialer Lage und
Rechtsradikalismus“ und das „Bil-
dungskonzept der Arbeitgeberverbän-
de“ ab.

Die Debatte in der Linken schlägt
sich auch nieder im Bericht über das
Leverkusener Treffen und im dort ge-
haltenen Referat unserer Gruppe zum
Zustand der Arbeiterklasse.

Das zwiespältige Verhalten der
Gewerkschaften zu den zunehmenden
Provokationen der NPD konnte man
leider am 1. Mai in Nürnberg erleben.
In einer Kritik wenden wir uns gegen
den Widerspruch zwischen Wort und

Tat, der, wenn er nicht beendet wird,
den Neonazis weiter Auftrieb gibt.

Ein Gastautor nimmt sich Geißlers
„Kapitalismuskritik“ vor, die ähnlich
wie Münteferings Wahlkampf-Kampa-
gne keine grundsätzliche Kritik am
System ist, sondern nur an dessen
angeblichen Entartungen. Immerhin
ist das Thema „Kapitalismus“ weithin
wieder ins Gespräch gekommen. Die
Aufgabe von Marxisten ist es, die Ur-
sache des Anstößigen auf den Kern
der Sache, auf das kapitalistische
System und seine Gesetzmäßigkeiten
zurückzuführen und nicht nur an
Symptomen herumzukritisieren.

Wir bringen wieder einige Rezen-
sionen und einen Leserbrief zur Ge-
werkschaftseinschätzung in Zeiten
des politischen Niedergangs. Einige
Nachdrucke entnehmen wir der „Ar-
beiterpolitik“, so zum Tod von Josef
Bergmann und einen Artikel zum
DKP-Parteitag. Ein Nachdruck aus
der „jungen welt“ befaßt sich mit der
politischen Lage in Polen.

Mit Namen oder Initialen ge-
zeichnete Artikel müssen nicht in je-
dem Fall der Meinung der Redaktion
entsprechen.

Für die Überweisungen und

Spenden danken wir herzlich. Eine

Reihe Abo-Zahlungen für 2005 ste-

hen aber noch immer aus.

Denkt daran – ohne euren finan-

ziellen Beitrag kann die „Arbeiter-

stimme“ nicht erscheinen!

Wir gratulieren dem politischen

Schriftsteller und kritischen Autor

Gerhard Zwerenz zum 80. Geburtstag!

Kurz vor Redaktionsschluß erreich-
te uns noch ein Artikel zur Zerschla-
gung des finnischen Huhtamaki
Standorts Göttingen.

Ein weiterer Artikel über die sozia-
le Demontage, das Erstarken der Fa-
schisten und Konzepte der Herrschen-
den kam leider erst nach Redaktions-
schluß und konnte in dieser Ausgabe
nicht mehr abgedruckt werden.

Genosse Josef
Bergmann
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Die Zahlen der offiziell arbeits-
los gemeldeten sind, mit geringen und
den üblichen saisonalen Schwankun-
gen, kontinuierlich gestiegen (vgl.
Grafik 1). Auch nach Hartz IV ab dem
1. 1. 2005 ist keine Abnahme erkenn-
bar. Die Zahlen seit dem in Kraft tre-
ten dieses Gesetzespakets sind zwar
nur bedingt vergleichbar mit denen
vor dem 31. 12. 2004; die erhoffte Wen-
de blieb aber offensichtlich aus.

Sie ist auch nicht zu erwarten,
denn die Arbeitskraft in den entwi-
ckelten Ländern ist einer mehrfachen
Konkurrenz ausgesetzt.

Die Konkurrenz der toten gegen
die lebendige Arbeit, der Maschine
gegen den Arbeiter, verschärft sich
wenn auch mit geringerer Geschwin-
digkeit weiter (vgl. Grafik 2). Die

Masse der Produkte, die in einer Ar-
beitsstunde geschaffen werden,
nimmt zu, d. h. bei stagnierender
Wirtschaft ist immer weniger leben-
dige Arbeit notwendig. Ursache ist
die weitergehende Rationalisierung
insbesondere durch elektronische
Steuerungen. Wenn das Wirtschafts-
wachstum geringer als der Produkti-
vitätszuwachs ist, wird die Arbeits-
losigkeit allein schon aus diesem
Grunde wachsen. Doch nicht allein
deshalb:

Die Lohnkonkurrenz der weni-
ger entwickelten Länder äußert sich
in Verlagerung von Arbeitsplätzen in
„Billiglohnländer“ ebenso wie in le-
galer und illegaler Einwanderung
von Lohnarbeitern und der Zunahme
prekärer und Niedriglohnarbeit.
Manche Verlagerungspläne mögen
nur zur Erpressung von Belegschaf-
ten zu längeren Arbeitszeiten oder
Lohneinbußen dienen, doch der
Druck billigerer Lohnkosten ist
durchaus real (vgl. Grafik 3). Der Ef-

fekt durch Verlagerung und der Ein-
satz von Billigarbeitern vor allem aus
den neuen EU-Ländern ist der glei-
che. Das Kapital kann zwischen billi-
gen und teureren Lohnkosten wäh-
len. Nicht schwer zu erraten, wie die-
se Wahl ausgeht. Tarifliche Mindest-
löhne und/oder Zuwanderungsbe-
schränkungen können dies vielleicht
etwas abmildern und verzögern aber
nicht verhindern.

Einerseits sucht das Kapital
Dumpinglöhne; andererseits suchen
Arbeiterinnen und Arbeiter im In-
und Ausland Löhne, die immer noch
besser sind als in den jeweiligen Her-
kunftsländern bzw. als das Alg 2.
Gesetze und Kontrollen kann man
immer unterlaufen. Das Reservoir der
Zuwanderung ist groß. Daraus ergibt
sich ein Verdrängungsdruck, der
schon vor den EU-Grenzen beginnt.

Weißrussen und Ukrainer drängen
(meist illegal) in polnische, tschechi-
sche und slowakische Arbeitsplätze.
Die internationalen Konzerne verle-
gen Werke vom billigen Ungarn ins
billigere Rumänien usw. In den USA
laufen ähnliche Prozesse gegenüber
Lateinamerika und Südostasien.

Die Personalkosten der Unter-
nehmen sind zwar gesunken (vgl.
Grafik 4), doch die Lohndrückerei
wirkt auch jenseits der deutschen
Grenzen.

In den jeweils aktuellen Ausei-
nandersetzungen wird die Konkur-
renzsituation als statisches Verhältnis
dargestellt. Das ist falsch. Ebenso wie
ausländische Lohnarbeiter gegen
deutsche ausgespielt werden, findet
dasselbe in umgekehrter Richtung
statt. Die Konkurrenzsituation bleibt
trotz aller Zugeständnisse des Staats
und der Gewerkschaften in alter
Schönheit erhalten.

In den entwickelten Ländern wie
z. B. Deutschland findet verstärkt
Lohnkonkurrenz auch im Inland statt.
Nicht erst seit Hartz IV (doch dadurch
noch mehr) erleben wir eine ähnliche
Verdrängung der in Vollzeit- und zu
tariflichen Bedingungen Arbeitenden
durch Leiharbeiter/innen. Was Marx
„industrielle Reservearmee“ nannte,
wird immer noch vom Kapital als In-
strument der Lohndrückerei verwen-
det. Die 1-Euro-Jobs werden ähnliche
Verdrängungseffekte haben, auch
wenn dies angeblich vom Gesetzgeber
nicht beabsichtigt war.

Die Tendenz läuft zu weiterem
Abbau von Vollzeitarbeitsplätzen zu
prekären (unsicheren) Arbeitsplätzen
und weiter zunehmender Arbeitslo-
sigkeit. Da hilft weder Fordern noch
Fördern: Wenn die Unternehmen

Grafik 1

Grafik 2

Grafik 3

Personalkosten in Prozenten der
Gesamtkosten bei Unternehmen*

Grafik 4
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nicht zusätzliche Arbeitsplätze anbie-
ten, kann auch die beste Arbeitsver-
mittlung nichts bewirken.

Investitionen und Konsum

Kein Unternehmer wird Kapi-
tal zur Erweiterung seiner Produkti-
on akkumulieren, wenn er mit stag-
nierenden oder gar sinkenden Um-
sätzen rechnen muß. Es entstehen
keine neuen Arbeitsplätze zum Aus-
gleich der durch Rationalisierung,
Leiharbeit und Abwanderung ver-
nichteten regulären Stellen. Gesamt-
gesellschaftlich stehen Produktion
und Konsumtion in Wechselwirkung.
Gerät das labile Gleichgewicht aus
der Balance treten Überakkumulati-
onskrisen ein.

Überschüssige Kapitale werden
bei stagnierender Wirtschaft entweder
in Rationalisierungsinvestitionen oder
als Geldkapital am Kapitalmarkt an-
gelegt. Diese Verlagerung von zu-
schüssigem Kapital aus Profiten vom
Produktions- in spekulatives Kapital
findet seit Jahren statt. Das Geldkapi-
tal dominiert das produktive Kapital.

An Erweiterungsinvestitionen,
also zusätzliche Arbeitsplätze, ist so-
lange nicht zu denken, solange die
Nachfrage auf gesamtgesellschaftli-
chem Niveau nicht zunimmt. Das
kann sie aber nicht, wenn die Löhne,
aber auch Renten und andere Sozial-
leistungen (also Einkommen) real sin-
ken, die Massenkaufkraft abnimmt.
Da die allgemeine Verunsicherung
vor allem wegen der Unsicherheit des
Arbeitsplatzes steigt, spielt auch eine

höhere Sparquote (bei denen, die sich
das noch leisten können) eine Rolle.
Aufrufe des Bundeskanzlers zu mehr
Konsum (Neujahrsansprache 2002)
ähneln dem Regenzauber indiani-
scher Schamanen und haben ver-
gleichbare Wirkung.

Der Widerspruch zwischen
dem Interesse des Einzelkapitals an
geringeren Lohnkosten (einschließ-
lich Lohnnebenkosten usw.) und dem
Interesse des Gesamtkapitals an stei-
gender Massennachfrage ist im Rah-
men des kapitalistischen Produkti-
onsverhältnisses nicht lösbar.

Die Rolle des
internationalen
Finanzkapitals (vulgo:
Heuschrecken)

„Das Finanzkapital, das in weni-
gen Händen konzentriert ist und fak-
tisch eine Monopolstellung einnimmt,
zieht kolossale und stets zunehmende
Profite aus Gründungen, aus dem Em-
missionsgeschäft, aus Staatsanleihen
usw., verankert die Herrschaft der Fi-
nanzoligarchie und legt der gesamten
Gesellschaft einen Tribut zugunsten
der Monopolisten auf.“ (Lenin, Der
Imperialismus als höchstes Stadium des
Kapitalismus, Kap. III)

Die Formen der „Herrschaft der
Finanzoligarchie“ haben sich seit 1916,
als Lenin die genannte Schrift verfaß-
te, stark verändert, z. B. kann man heu-
te wohl nicht mehr von „wenigen
Händen“ sprechen; doch die Domi-
nanz des internationalen Finanzkapi-
tals hat sich noch verstärkt.

Die elektronische Informations-
und Kommunikationstechnik erlaubt
fast zeitlose Transfers des Geldkapi-
tals über den Globus. Das produkti-
ve Kapital steht unter dem Druck des
Finanzkapitals, dem Fall der Profit-
rate entgegenzuwirken, damit letzte-
res seine Zinsansprüche realisieren
kann. Vorgegebene Umsatzrenditen
müssen eingehalten werden, sonst
steigen für das jeweilige Einzelkapi-
tal (wie z. Zt. bei General Motors) die
Kreditzinsen, die Aktienkurse fallen,
d. h. das in Aktien angelegte Kapital
wird ganz oder teilweise entwertet.

Eine nicht ganz neue aber
immer mehr verbreitete Form der
Spekulation wird vor allem von in-
ternationalen Fonds (Hedgefonds,
Private equity usw.) betrieben. Als
unterbewertet geltende Konzerne

werden übernommen, ausgeschlach-
tet oder auf das Kerngeschäft redu-
ziert und dann mit Gewinn (falls die
Spekulation aufgeht) wieder abgesto-
ßen. Fast immer kostet das eine gro-
ße Zahl von Arbeitsplätzen. Neu an
dieser Form des Geldkapitals ist ihre
größere Unabhängigkeit von staatli-
cher Aufsicht oder Gesetzgebung, da
sie fast ausschließlich in Off-shore-Fi-
nanzplätzen (z. B. Cayman Islands,
Gibraltar usw.) ihre Firmensitze ha-
ben.

Nicht mangelnder Patriotismus
treibt also Unternehmen zu Produk-
tionsverlagerungen, Entlassungen
und Lohndrückerei sondern die Ge-
winnerwartungen des Finanzkapitals
in Form von Zinsen und steigenden
Aktienkursen. Es ist überhaupt un-
sinnig, Begriffe wie Patriotismus, so-
ziale Verantwortung usw. zu verwen-
den. Das Kapital ist und war immer
ein „vaterlandsloser Geselle“, der den
höchstmöglichen Profit anstrebt.
Weltweit vereinheitlichte Maßstäbe
für zu erzielende Gewinne allerdings
verschärfen die weltweite Ausbeu-
tung noch zusätzlich. Das trifft auch
auf die in Deutschland ansässigen
Produktionsbetriebe zu. Die Treiber
sind Getriebene.

Das macht es für die Arbeiter-
klasse in Deutschland allerdings nicht
einfacher sondern für diejenigen, die
sich gegen verschärfte Ausbeutung
wehren wollen noch schwieriger.

Sozialsysteme

Renten, Leistungen der Kran-
kenkassen, der Pflegedienste oder der
Arbeitslosenversicherung speisen

Grafik 5 Grafik 6
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sich offiziell aus Gewinn- und Lohn-
bestandteilen. Das war zumindest so,
als die Sozialversicherungssysteme
noch paritätisch finanziert wurden.
Die Kosten steigen u. a. wegen des
höheren Anteiles alter Menschen, der
steigenden Umsätze und Profite des
„medizinisch-industriellen Komple-
xes“, der Abkehr von der Parität zu-

gunsten der Gewinne, d. h. der Um-
verteilung der Sozialkosten zuguns-
ten der Unternehmer.

Natürlich ist das kein Naturge-
setz sondern eine Frage der Vertei-
lung des gesellschaftlichen Mehrpro-
dukts.

Mit der Zunahme der Arbeits-
losigkeit und prekärer Arbeitsver-
hältnisse nehmen die Einnahmen der
Sozialkassen stetig ab. Arbeitslose,
illegal Arbeitende und 1-Euro-Jobber
zahlen keine bzw. die prekär Beschäf-
tigten nur geringe Beiträge.

Nicht in erster Linie die demo-
graphische Entwicklung sondern Ar-
beitslosigkeit und Reallohnabbau
sind für die immer knapper werden-
de Kassenlage der Sozialversicherun-
gen verantwortlich. Auch hier kann
man die vorgeschobenen Gründe
(immer mehr Alte...) vergessen. Aber
die Einnahmeausfälle der Sozialver-
sicherungen sind real. Mit der Sen-
kung von Leistungen (Gesundheits-
„reform“, demnächst auch der Pfle-
geversicherung) versucht der „Sozi-
alstaat“ dagegen anzugehen. Doch
weil die Beiträge an die Lohnhöhe
gebunden sind, faßt er damit nicht die
Ursache der Schieflage: Die Senkung
der Masseneinkommen durch Ar-
beitslosigkeit und Reallohnkürzung.
Deshalb jagt eine „Reform“ (sprich:
Verschlechterung) die nächste. Was
heute noch als „Sicherung der Ren-
ten“ gilt, ist morgen schon überholt.

Verarmung

Die relative Verelendung er-
reicht in Deutschland immer neue
Rekorde. Das Nettovermögen verteilt
sich immer ungleicher unter der Be-
völkerung (vgl. Grafik 5). Nun wird
relative Verelendung kaum wahrge-
nommen oder mindestens toleriert,
solange auch die Vermögenslosen mit
steigendem Lebensstandard und
Existenzsicherung rechnen können.
Damit ist es vorbei. Immer mehr Ar-
beiterinnen und Arbeiter rutschen
unter die „Armutsschwelle“, d. h. sie
verdienen mit ihrer Arbeit weniger
als 60 % des „mittleren Pro-Kopf-Ein-
kommens“ (vgl. Grafik 6).

Ihnen und noch mehr den Ar-
beitslosen droht Überschuldung, also
eine Schuldenlast, die durch ihr je-
weiliges Einkommen nicht mehr ab-
bezahlt werden kann. Überschul-
dung ist nicht mehr Folge von Leicht-
sinn, Spiel- oder Verschwendungs-
sucht, dergleichen gab es zu allen
Zeiten, sie ist zum Massenphänomen
geworden (vgl. Grafik 7).

Man kann dagegen einwenden,
daß „Armut“ im heutigen Deutsch-
land ein sehr relativer Begriff ist.
Auch wer weniger als 60 % des
Durchschnittseinkommens verdient,
hat immer noch mehr als Arbeitslose
in der Weltwirtschaftskrise oder Ar-
beiter/innen im „Manchester-Kapita-
lismus“ des 19. Jahrhunderts, wie es
Friedrich Engels in „Lage der arbeiten-

den Klassen in England“ beschreibt.
Vom Elend in Ländern Afrikas, Asi-
ens oder Lateinamerikas ganz zu
schweigen.

Solche Einwände sind richtig
was die quantitative Seite betrifft. Sie
vernachlässigen aber, daß Armut und
Überschuldung subjektiv an dem
„normalen“ Lebensstandard gemes-
sen werden. Wenn alle im Viertel
wenig zu Essen haben, wird es nicht
als so schlimm empfunden, als wenn
die Betroffenen dadurch in eine ge-
sellschaftliche Außenseiterposition
gedrängt werden. Unterschichtenkin-
der haben schlechtere Chancen auf
gute Ausbildung und sind dadurch
prädestiniert wieder Unterschichtler
zu werden. Die herrschende Ideolo-
gie der Elite-Bildung verschärft die-
se Entwicklung.

Staatsfinanzen

Nach liberaler Ideologie soll sich
der Staat nicht in wirtschaftliche Pro-
zesse einmischen, weil der Markt al-
les zum Besten richtet. „Wirtschaft fin-
det in der Wirtschaft statt“ meinte der
frühere Wirtschaftsminister Rexrodt,
FDP. Da widerlegen sich die Ideolo-
gen allerdings selbst. Wenn es darum
geht Subventionen abzugreifen, ist der
Staat sehr gefragt (vgl. Grafik 8).

Die Steuereinnahmen in
Deutschland sind vor allem durch die
Steuerreform 2000 drastisch zurück-
gegangen (vgl. Grafik 9). Zugleich
wächst die Kluft zwischen dem Steu-
eraufkommen aus Kapitalerträgen
und Lohnsteuer (Grafik 10).

Das hindert die neoliberalen
Raffkes und ihre Helfer in Politik,
Medien und „Wissenschaft“ aller-
dings nicht daran, weitere Steuersen-
kungen für Unternehmen zu fordern.

Grafik 7

Der Spitzenreiter
Subventionen in der EU 2003 in
Milliarden Euro

Grafik 8

Grafik 9
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Auf den globalisierten Finanz-
märkten werden Investitionen verhö-
kert wie Schnäppchen bei e-bay. Die
Nationalstaaten sind zu einem Unter-
bietungswettlauf gezwungen was
Unternehmenssteuern, Umwelt- und
Sozialstandards und gleichzeitig zu
einem Überbietungswettlauf was
Subventionen anbelangt. Wenn ein
Konzern wie Porsche einmal keine
Subventionen für ein neues Werk be-
antragt, ist das sensationell. Wie alle
Konkurrenzsituationen kennt auch
diese kein natürliches Ende. Zuge-
ständnisse einzelner Staaten an das
Kapital werden durch gleiche, meist
höhere Nachlässe anderer Staaten
übertroffen. Dann müssen die erste-
ren wieder nachziehen und so weiter
und so fort. Dieser Automatismus

sorgt für den Fort-
bestand der Erpreß-
barkeit von Natio-
nalstaaten durch
das Kapital und
auch von Staaten-
verbänden wie
etwa der EU.

Osteuropäi-
sche Staaten, die am
1. 5. 2004 in die EU
a u f g e n o m m e n
wurden, tun sich
hier besonders

hervor. Kein Wunder: Großzügige
EU-Zuschüsse für Infrastrukturmaß-
nahmen (Verkehr, Kommunikations-
technik usw.) entlasten die Staats-
haushalte dieser Länder. Die Staats-
finanzen der entwickelten Staaten
bluten aus.

Hier liegt ein wichtiger Grund
für die Defizite im Haushalt des
Bunds und der Länder. Steuernach-
lässe sollten kräftiges Wachstum des
Bruttoinlandsprodukts bringen und
damit auch zu höheren Steuereinnah-
men führen. Doch die Prognosen der
„Wirtschaftsweisen“ waren wenig
weise und schon gar nicht zutreffend
(vgl. Grafik 11). Die Steuereinnahmen
blieben weit hinter den Erwartungen
zurück. Die Finanzminister sitzen auf
Defiziten, müssen Staatsvermögen
verscherbeln und neue Schulden auf-
nehmen.

Eine übernationale Anglei-
chung der Steuer- und Subventions-
politik zumindest auf EU- besser
noch auf WTO-Ebene wäre theore-
tisch ein Gegenmittel gegen die Er-
pressungen der transnationalen Kon-
zerne und Fonds. Doch während bei
der Aufhebung von Handelsschran-
ken und vor allem für die Freiheit der
Kapitalmärkte die internationale Zu-
sammenarbeit der Nationalstaaten
vorzüglich funktioniert, gibt es auf
diesem Gebiet allenfalls mal flockige
Absichtserklärungen aber keine kon-
kreten Ansätze. Das Finanzkapital
weiß sich solche Zumutungen vom
Leib zu halten.

Dabei ist gerade Deutschland
bis an die Grenze gegangen was Steu-
erentlastungen für Unternehmen an-
geht (vgl. Grafik 12).

Das hindert das Kapital, seine
Verbandssprecher und seine neolibe-
ralen Propheten natürlich nicht dar-
an, noch weitere Entlastungen zu for-
dern. Insbesondere die „Wirtschafts-
weisen“, (die sich dauernd verschät-
zen) an deren Gutachten die Politiker
aller Parteien in fast schon religiöser
Inbrunst aber völlig erfahrungsresis-
tent glauben, führten zu der oben
beschriebenen Politik immer neuer
Haushaltslöcher bei Bund, Ländern
und Gemeinden. Nach neoliberalem
Dogma (siehe oben) müssen Investo-
ren steuerlich entlastet werden, dann
würden sie investieren, Personal ein-
stellen, die Steuereinnahmen des
Staates würden steigen und dadurch
würden die Steuerermäßigungen
mehr als kompensiert. Durchaus mit
grundsätzlicher Zustimmung der
Opposition legte die Bundesregie-
rung die Steuerreform 2000 auf, die
große und Kapitaleinkommen stark
und geringe Einkommen gering ent-
lastete. Der Konjunkturaufschwung
und die erhöhten Steuereinnahmen
blieben allerdings aus (siehe oben
Grafik 11).

Trotzdem glauben Regierung
und Opposition nach wie vor an die
alten Rezepte. Beim „Job-Gipfel“ im
März 2005 einigten sich SPD/Grüne
und CDU/CSU auf weitere Ermäßi-
gungen bei den Unternehmenssteu-
ern. Allerdings müßten die Steuer-
ausfälle „gegenfinanziert“ werden.
Wodurch? Darauf blieb die „große
Koalition“ der Parteivorstände bisher
die Antwort schuldig. Es bedarf kei-
ner hellseherischen Fähigkeiten um

Grafik 10

Grafik 11
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auf eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer zu kommen. Das wird zwar
noch offiziell dementiert, doch nach
aller Erfahrung heißt Dementi in sol-
chen Fällen Bestätigung. Allerdings
soll dieser neue Schnitt in die Geld-
beutel der Verbraucher, also wieder
überwiegend zu Lasten der Gering-
und Normalverdiener, erst nach der
nächsten Bundestagswahl erfolgen -
egal wer gewinnt.

Steuererhöhungen zu Lasten des
Kapitals (Vermögens-, Erbschaftssteu-
ern) tauchen ab und zu in Sonntags-
reden „linker“ SPD-Politiker auf. Un-
ter der Hegemonie des Neoliberalis-
mus bleiben sie leeres Gerede.

Tarifpolitik

Auf die Nachgiebigkeit der Ge-
werkschaften gegenüber Forderungen
der „Arbeitgeber“ in den letzten Tarif-
runden und in Verhandlungen auf
Grund von Öffnungsklauseln (Härte-
fallklauseln) z. B. bei Siemens, Daim-
ler/Chrysler, VW, Opel (um nur die
größten zu nennen) sind wir in der Ar-
beiterstimme schon oft und kritisch ein-
gegangen. Wir ersparen unseren Le-
sern Wiederholungen. Doch der Voll-
ständigkeit halber muß darauf hinge-
wiesen werden, daß auch die Tarifpo-
litik zur Umverteilung von unten nach
oben beitrug und noch immer beiträgt.

Besonders gilt dies für die Ar-
beitszeitpolitik. Der Verdrängung le-
bendiger durch tote Arbeit, also durch
die Rationalisierung, könnte
zumindest teilweise durch Verkür-
zung der tariflichen Arbeitszeiten ent-
gegengewirkt werden. Bis 1984, als IG
Metall und IG Druck und Papier ei-
nen Stufenplan zur 35-Stunden-Wo-
che durchsetzten, war eine solche Po-
litik in den Gewerkschaften Diskussi-
ons- und in 2 Gewerkschaften (IGM
und IG Drupa) mehrheits- und streik-
fähig. Heute hat sich die neoliberale
Ideologie auch in den Gewerkschaf-
ten (leider nicht nur in den Vorstän-
den) weitgehend durchgesetzt. Auf
mittlere Sicht scheint mir Arbeitszeit-
verkürzung, die mit Sicherheit durch
Streik erzwungen werden müßte, kei-
ne mehrheitsfähige Politik in den Ge-
werkschaften zu sein.

Die Lohnkonkurrenz kann nur
durch die Angleichung der Löhne,
Arbeitsbedingungen und -zeiten auf
internationaler, zumindest auf EU-
Ebene eingeschränkt und tendenziell
beseitigt werden. Auch dies haben
wir in dieser Zeitschrift schon aus-
führlich dargestellt und begründet.
Fortschritte in diese Richtung (von
Sonntagsreden abgesehen) sind nicht
erkennbar.

Auch die Gewerkschaften ste-
hen dem neoliberalen Markt- und
Konkurrenzdenken hilflos gegenüber.

Wahlen ohne Wahl

Die SPD versucht sich in altbe-
währter Weise als das „kleinere Übel“
darzustellen. Das scheint mir un-
glaubwürdig. Auch die Union hat
gelernt, daß Einschnitte in das was
vom „sozialen Netz“ noch übrig ist,
von bedeutenden Teilen der Bevölke-
rung abgelehnt und – wenn auch nur
mit dem Stimmzettel – bestraft wird.
Natürlich ist es unmöglich, die Poli-
tik einer unionsgeführten Bundesre-
gierung in den nächsten 4 Jahren vor-
herzusehen, doch nach ihrer bisheri-
gen Programmatik sind grundsätzli-
che Unterschiede zur rot/grünen Po-
litik nicht erkennbar. Die „Reform“-
politik soll fortgesetzt werden. Der
Sozialabbau muß weitergehen. Beide
großen Parteien und auch die Grünen
haben die Marktideologie verinner-
licht. Da muß die Unterwerfung un-
ter die internationale Konkurrenzsi-
tuation logisch erscheinen. Daß mit
den gleichen neoliberalen Konzepten,
die schon unter Rot/Grün erfolglos
waren, eine nennenswerte Verminde-
rung der Arbeitslosigkeit erreichbar
wäre, nur weil die Kanzlerin nun
wahrscheinlich Merkel heißen wird,
käme einem Wunder gleich. Wunder
sind in der Ökonomie sehr selten.

Ob sich graduelle Unterschiede
deutlich bemerkbar machen werden,
scheint mir wenig wahrscheinlich.
Gesundheits„reform“, Hartz-Geset-
ze, Steuerpolitik waren schon in den
letzten Jahren Gemeinschaftswerke
einer faktischen großen Koalition.
SPD und Grüne waren durch die
Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat
dazu gezwungen, was auf eine CDU/
CSU/FDP-Regierung in den nächsten
Jahren nicht zutrifft, aber grundsätz-
lich steht eine „schwarze“ Regierung
im gleichen Dilemma wie Schröder &

Co. Die Vernachlässigung der Mas-
senkaufkraft als wichtigem Faktor
der Konjunktur wird auch Schwarz/
Gelb weiter betreiben.

Wo das Scheitern der Wirtschafts-
und Sozialpolitik so offensichtlich ist,
soll Demagogie helfen. Die „Kapitalis-
muskritik“ Münteferings allerdings ist
so dünn, daß sie die Enttäuschung vie-
ler SPD-Stammwähler nicht beheben
konnte, wie die Wahlergebnisse in
NRW zeigen. „Die SPD verdammt die
Unternehmer - und überhäuft sie mit
Geschenken“ spottet selbst die erzlibe-
rale und marktgläubige Wochenzei-
tung „Die Zeit“ (v. 19. 5. 05, S. 1).

Trotz der offensichtlichen Un-
ehrlichkeit dieser „Kritik“ hat sie
mehr Aufmerksamkeit in Medien
und vor allem bei Kolleginnen und
Kollegen erzeugt, als der Urheber
vermutlich beabsichtigte. Das Unbe-
hagen gegenüber dem Kapitalismus,
so diffus und oberflächlich es auch
derzeit (noch?) ist, scheint doch mehr
verbreitet als der SPD lieb sein kann.

Ob allerdings die „linken“
Wahlalternativen davon profitieren
werden scheint fraglich. Sie werden

Grafik 12
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Auch heuer fand wieder,
wie schon in den ver-
gangenen Jahren, in

den Räumlichkeiten des Infoladens in
Landshut, am 4. und 5. Juni, ein ge-
meinsames Seminar der Gruppen In-
ternational Dorfen und Landshut zu-
sammen mit der Gruppe Arbeiter-
stimme statt.

Der Teilnehmerkreis hatte sich
gegenüber den vergangenen Jahren
verringert. Die Ursache dafür lag ne-
ben Terminüberschneidungen und
privaten Gründen auch darin, daß
fast zeitgleich mit der Tagung, am
Samstag vormittag, in Dorfen wieder
einmal ein Naziaufmarsch stattfand,
der noch bis in den Nachmittag hin-
ein dauerte, (so daß Gegendemonst-
ranten verständlicherweise keine En-
ergie aufbrachten, anschließend noch
nach Landshut zu kommen).

Der Teilnehmerkreis bestand so
aus insgesamt 16 Genossinnen und
Genossen aus Dorfen, Landshut, Mün-
chen und seinem Umland, aus Nürn-
berg, der Oberpfalz und aus Österreich.

Sie hörten ab Samstag nachmit-
tag zunächst ein Referat zum Thema:
„Gibt es einen Zusammenhang zwi-
schen Armut, Arbeitslosigkeit und
Rechtsradikalismus“, ein Thema, das
im Zusammenhang mit Zuständen in
unserem Land kurz in die Öffentlich-
keit geraten war, dort polemisch und
sehr schief abgehandelt wurde und
dann unter den Teppich gekehrt. Nach
einer solidarischen und überwiegend
am Thema bleibenden Diskussion, die
die vorgetragenen Thesen bestätigte,
referierten anschließend zwei Teilneh-
mer einer Venezuela-Informationsrei-
se, die im Herbst letzten Jahres statt-
fand, auf Anfrage über bestimmte As-
pekte in diesem südamerikanischem
Land, dessen Entwicklung zwar auf-
grund seiner Sonderfaktoren (Erdöl!)
nicht für diesen Kontinent verallge-
meinert werden kann, aber dennoch
dorthin ausstrahlt und so Einfluß aus-
übt. Besonderes Interesse fanden bei
den Anwesenden die „misiones“, d.h.
Programme im weitesten Sinne, z.B.
auf dem Gebiet der Gesundheit., der
Bildung und Alphabetisierung, der
(Berufs)ausbildung und dem land-
wirtschaftlichen Anbau und der Vieh-
zucht.*

Treffen in Landshut
Am Abend trug dann der Refe-

rent schließlich noch zum Thema „Das
Bildungskonzept der Arbeitgeberver-
bände: Neue Einsichten oder alte
Hüte?“ vor. Der Vortrag zeigte, daß
auch auf Arbeitgeberseite durchaus
verschiedene Interessenlagen bestehen
und sich daraus verschiedene Konzep-
te ergeben können, wie hier auf dem
Sektor Bildungspolitik. Besonders an-
schaulich wurde das Thema, als der
Referent sehr lebendig die alltägliche
Praxis schilderte, was Konzepte und
Studien wie PISA sehr relativierte.

Das ursprünglich am Sonntag
vorgesehene Thema war aufgrund der
geschilderten Umstände abgeändert
worden: Es wurden „Thesen zur gegen-
wärtigen Situation der Linken und zu
den Fragen, die sich der revolutionä-
ren Linken hierzulande im Zusammen-
hang damit stellen“, vorgetragen.
Erfreulicherweise war auch ein Genos-
se der DKP anwesend, der sich stark in
der WASG engagiert. Er schilderte be-
geistert, wie vor kurzem in München
eine Veranstaltung mit über 150 Inter-
essierten stattfand. Seine Beweggrün-
de, die WASG bzw. auch ein Wahl-
bündnis/Zusammengehen mit der PDS
zu unterstützen, sind unter anderem,
daß man auf diese Weise an Menschen
herankäme, die sich sonst nicht um die
eigene Organisation scherten, diese
links liegen ließen. Linke, die sich sonst
nirgends mehr blicken lassen, seien hier
ansprechbar. Man müsse diskutieren
über Hartz IV, da sehe man schon, daß
man an die Grenze des Systems stoße.
Andererseits waren aber die Darstel-
lung der Bandbreite der Motive der
verschiedenen Menschen in der WASG,
vom überzeugten Katholiken, der den
Kapitalismus in seiner jetzigen Ausfor-
mung nicht mit seinem Glauben in
Übereinstimmung sieht, bis zum (an-
tikommunistischen) Gewerkschafts-
funktionär, und die Einschätzung, die
WASG bzw. ein Bündnis seien für die
Linke notwendig und vorwärtswei-
send, weil „man den Menschen nicht
vermitteln kann, warum die Linken
nicht gemeinsam auftreten“, nicht
schlüssig in Einklang zu bringen.

In der Diskussion wurde darauf
hingewiesen, Unterschiede (zwi-
schen den Gruppierungen) würden
über den Haufen geworfen, weil po-

sich wohl (nach jetzigem Stand An-
fang Juni 05) gegenseitig Stimmen
abjagen und sich dadurch blockieren.
Daß ein gemeinsames Auftreten bei
der Wahl im September gelingen
kann ist unwahrscheinlich. Sowohl
WASG als auch PDS sind reformis-
tisch, bei letzterer ist der Reformis-
mus mit einigen scheinsozialistischen
Sprechblasen garniert. Eine Umwäl-
zung des kapitalistischen Produkti-
onsverhältnisses wird von der WASG
nicht und von der PDS nicht glaub-
würdig angestrebt. Damit werden
auch die oben skizzierten Ursachen
für Sozialabbau und Umverteilung
von unten nach oben nicht angetas-
tet. Sie sind allerdings die (bisher) ein-
zigen zur Wahl stehenden Parteien,
die sich immerhin deutlich gegen
weiteren Sozialabbau aussprechen.

Wichtiger als Proteststimmen,
die man ja trotzdem abgeben kann,
wird es für Kommunisten auch
weiterhin bleiben, wirkliche Kapitalis-
muskritik zu leisten und – soweit es
bei unseren geringen Kräften möglich
ist – zu verbreiten.

Stand: 3. 6. 2005

Anzeige
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litische Führer ins Parlament wollten.
Selbst bei einer Vertretung im Parla-
ment sei die Frage: Was kommt
davon bei den Menschen an? Wieviel
berichten die Medien überhaupt? Wie
objektiv? usw. - Hellhörig werden
sollte man allerdings, wenn im Zu-
sammenhang mit dem angesteuerten
Wahlbündnis die Rede ist von „Ende
einer Ära -Neugründung der politi-
schen Linken“ (Leitartikel in „Sozia-
lismus“ 6/2005 von der „Redaktion
Sozialismus“!) Zurecht wurde darauf

hingewiesen: „Wenn es keine Bewe-
gung gibt an der Basis, wird das da
oben immer was abgehobenes sein!“
Es wurde gefragt, was ist möglich bei
der „Herausbildung des Klassenbe-
wußtseins“? D.h., wie kann man die
gegenwärtige Situation aufbrechen?
Kann man Leute/Argumentationen
wie z.B. Lafontaine nutzen?

Dem Hinweis, mit Gelassenheit
die Dinge, die am Laufen sind, zur
Kenntnis zu nehmen, vor Gefahren
zu warnen und dem Appell: „Nicht

in ein Abenteuer reingehen, nüchtern
einschätzen, keine Illusionen erzeu-
gen, dann kann man das machen“, ist
nichts mehr hinzuzufügen!

Die beiden oben erwähnten Re-
ferate werden im Anschluß abge-
druckt.

* Wir verweisen hier nochmals
auf das Buch zu den Innenansichten
des bolivarianischen Prozesses: „Ve-
nezuela - Welcome to our Revoluti-
on“ (siehe letzte Seite!)

Der ehemalige SPD-Vor-
sitzende, Bundesminis-
ter und Münchner OB

Hans-Jochen Vogel erklärte am 8. Mai
im Deutschlandfunk, die Neonazis sei-
en „keine Gefahr für die Demokratie“
und was in Sachsen passiert sei, wäre
ein „Ärgernis“. Mehr nicht, möchte
man doch fragen? Auch die ehemalige
SPD-Vorsitzende in Bayern, Renate
Schmidt, heute Bundesfamilienmini-
sterin, hatte schon vor Jahren auf einer
1. Mai-Veranstaltung der IG-Metall in
Nürnberg abgestritten, daß jemals
wieder „Weimarer Verhältnisse“ in der
BRD zu befürchten seien. Die Zustim-
mung zur Demokratie sei nun
dermaßen verankert, daß von den
Rechtsradikalen keine ernsthafte Ge-
fahr mehr ausgehe. Man könnte auch

eine Menge Zitate von Politikern aus
anderen Parteien anführen, die ähnli-
che idealistische Einschätzungen teilen.
Auch als der CSU-Vorsitzende und
bayerische Ministerpräsident Stoiber
erklärte, Massenarbeitslosigkeit sei „die
Hauptursache für das Wiedererstarken
der NPD“, erhielt er nicht nur von den
Regierungsparteien heftigen Wider-
spruch. SPD-Generalsekretär Benneter
und Christa Sager von den Grünen
stellten gar die Dinge auf den Kopf, in-
dem sie Stoiber beschuldigten, seine
Argumentation sei „verharmlosend
und unverantwortlich, weil er damit
Neonazis von der Täter- auf die Opfer-
rolle schiebt.“

Den Kritikern ist gemein, daß sie
den Zusammenhang zwischen einer
ökonomischen und sozialen Krise ei-
ner kapitalistischen Gesellschaft und
dem politischen Überbau gering schät-
zen. Sie schreiben die gegenwärtige,
durchaus zwielichtige demokratische
Verfasstheit der großen Mehrheit der
Bevölkerung einfach statisch fort. Ob
in der politischen Kaste das alle wirk-
lich so glauben, steht dahin. Doch ha-
ben sie als Verteidiger der kapitalisti-
schen Ausbeutungsordnung die Auf-
gabe, von der gesellschaftlichen Funk-
tion des Faschismus einst und des
Rechtsradikalismus heute und mor-
gen abzulenken. Denn im Zentrum
jeder bürgerlichen Politik steht immer
die Erhaltung des kapitalistischen Sys-
tems und die Förderung entsprechen-
der Bedingungen für die Profitmaxi-
mierung. Von daher werden die For-
men politischer Machtausübung be-

stimmt und – wenn nötig – mit allen
Mittel durchzusetzen versucht.

Zum Aufstieg der
faschistischen
Bewegungen in der
Weimarer Republik

Die deutsche Vergangenheit hat
gezeigt: Der Faschismus hätte – wenn
überhaupt – nur durch die Einheit und
den revolutionären Kampf der Arbei-
terklasse besiegt werden können. Der
Faschismus in Deutschland war kein
Zufall, sondern Ausdruck eines sozi-
alen Erdbebens und des Bestehens
großer konfrontativer Kräftegruppen
vor einem bestimmten geschichtlichen
Hintergrund.

Die Folgen der Weltwirtschafts-
krise am Ende der Weimarer Repub-
lik waren sowohl eine wirtschaftlich-
soziale, wie auch eine politische Kata-
strophe. Das kapitalistische System
und die verkommene Politik angebli-
cher Demokraten waren völlig diskre-
ditiert. Breite Massen der Bevölkerung
sahen nur noch den Ausweg, entwe-
der im internationalen Sozialismus-
Kommunismus (Heil Moskau) oder
im angeblich „nationalen Sozialis-
mus“, wie ihn die Hitlerpartei als
Massenbewegung – als Heil aus der
Misere – anpries. Wir wissen, wie es
gekommen. Dabei war beim Aufstieg
der Nazi-Bewegung der Zusammen-
hang mit der Tiefe der gesamtgesell-
schaftlichen Krise unübersehbar.

1928 hatte die NSDAP bei der
Reichtagswahl nur 2,6 % der Stimmen

Gibt es einen Zusammenhang zwischen Armut, Arbeitslosigkeit
und Rechtsradikalismus?
Drohen „Weimarer Verhältnisse“?
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erhalten. Auf dem Höhe-
punkte der Krise 1932
schnellten die Stimmen-
anteile der Nazipartei
auf 37.4 % an und im
März 1933 – bereits un-
ter der Kanzlerschaft
Hitlers – auf 43,9 , bei 99
% Wahlbeteiligung. Der
Stimmenanteil der KPD
sank von 16,9 % im No-
vember 1932 auf 12,3 %
im März 1933, das war
ein Verlust von einer Mil-
lion Wähler. Die Arbeits-
losigkeit hatte mit offizi-
ell 6 Millionen die 30 % -
Grenze überschritten. Die Deflation
stürzte die Menschen ins soziale
Elend. Die Wirtschaftszahlen waren
verheerend. Der Produktionssektor
sank 1932 auf 46 (1929 = 103), der In-
vestitionsgütersektor ebenfalls von
103 auf 35 Punkte.

Durch den wirtschaftliche Zu-
sammenbruch war das politische Sys-
tem, das zudem die Folgen des verlo-
renen I. Weltkriegs zu tragen hatte
(Stichwort: Versailler-Vertrag, Repara-
tionen), am Ende. Der Hauptpfeiler
der Weimarer Republik, die Sozialde-
mokratie, hatte mit der unsäglichen
Politik des kleineren Übels den rigo-
rosen Sozialabbau mitgetragen und
verlor dadurch ihre Glaubwürdigkeit,
die Militanz der Anhänger wurde zer-
setzt. Die einzigartige Katastrophe des
Kapitalismus versuchte die herrschen-
de Klasse zuerst mit undemokrati-
schen Präsidialregimes und Notver-
ordnungen politisch in den Griff zu
bekommen, was angesichts der in Be-
wegung geratenen Massen nicht ge-
lang. Den Ausweg sah die kapitalisti-
sche Klasse nun in der Diktatur der Fa-
schisten. Um ihre wirtschaftliche
Macht und ihren Reichtum zu retten,
mußte sie ihre politische Macht der
Nazi-Bewegung überlassen, deren
„falscher“ Sozialismus die Massen
immer mehr in den Bann zog. Hitlers
rassistisches und militaristisches Pro-
gramm war ja auch im Sinne der
Mehrheit des deutschen Kapitals, das
die Nazi-Bewegung schon lange finan-
ziert hatte.

Der bisherige politische Überbau
zerbrach. Die bürgerlichen Parteien re-
agierten entsprechend mit der Zustim-
mung zu Hitlers Ermächtigungsge-
setz. Sie beschlossen ihre Selbstauflö-
sung und machten der Nazibewegung

den Weg frei zur Macht-
ergreifung. Damit hatten
die bürgerlichen Parteien
ihre angeblich demokra-
tische Gesinnung über
Bord geworfen, um an-
gesichts einer erstarkten
Arbeiterbewegung – die
jedoch tief gespalten war
– die Rettung der kapita-
listischen Gesellschafts-
ordnung über alles zu
stellen. Um eine sozialis-
tische Revolution zu ver-
hindern, waren sie bereit,
selbst mit dem Teufel zu
paktieren. Hinsichtlich

der nationalistisch-chauvinistischen
Ziele und der Aufrüstungspläne der
Nazis fiel ihnen die Zustimmung ja
nicht schwer. Sie nahmen den Rassen-
wahn der Nazis in Kauf oder teilten
ihn sogar. Neben dem späteren Effekt
der Bereicherung durch arische Ge-
schäftsleute hatten die Judenhetze und
die Judenverfolgung noch ein beson-
deres Ziel – das der politischen Täu-
schung. Die Juden wurden zum Sün-
denbock gestempelt und für krass-ka-
pitalistisches Ausbeutertum verant-
wortlich gemacht. Der antikapitalisti-
sche Anspruch der NSDAP sollte
solchermaßen untermauert werden,
ohne das System und die deutschen
Kapitalisten angreifen zu müssen. Zu
diesem Zweck unterschied die Propa-
ganda der Faschisten zwischen „schaf-
fendem“ und „raffendem“ Kapital.
Die Kampagne kam der antikapitalis-
tischen Volksstimmung weit
entgegen.

Die Bindung an die bürgerliche
Gesellschaft und an das kapitalistische
System war auch der Grund des da-
maligen Lavierens der SPD. Statt zu-
sammen mit der KPD und anderen re-
volutionären Kräften Wi-
derstand zu leisten, waren
beide verfeindeten Parteien
nicht bereit, der von der
KPD-O und anderen vor-
geschlagenen Losung „Ein-
heitsfront der Arbeiterklas-
se gegen den Faschismus“
zuzustimmen. Als die
Kommunisten längst ver-
folgt wurden, stimmte die
SPD im Reichstag noch Re-
gierungserklärungen der
Nazis zu , wie zu Hitlers
außenpolitischem Kurs,
obwohl die Kommunisten

längst wußten: „Hitler, das ist der
Krieg“.

In der Illusion, ihre Organisati-
on so noch retten zu können und in
ihrer Verkommenheit, waren am 1.
Mai 1933 die sozialdemokratisch ge-
führten Gewerkschaften zu den Na-
zis übergelaufen. Der 2. Mai zeigte
dann gnadenlos mit dem Sturm auf
die Gewerkschaftshäuser die wirkli-
chen Machtverhältnisse.

Soweit die Rekapitulierung der
deutschen Geschichte, die Max Hork-
heimers Feststellung unterstreicht:
„Wer nicht vom Kapitalismus spre-
chen will, soll vom Faschismus
schweigen.“

Bert Brecht lehrte uns, daß die
faschistische Bedrohung nicht nur et-
was mit der Vergangenheit zu tun hat:
„Ihr aber lernet wie man sieht statt stiert
und handelt, statt zu reden noch
und noch so was hätt einmal fast die
Welt regiert!
Die Völker wurden seiner Herr, jedoch
daß keiner uns zu früh da triumphiert
–
der Schoß ist fruchtbar noch
aus dem das kroch.“

Ein neuer Boden für den
Rechtsradikalismus?

Soweit zum Grundsätzlichen
und Geschichtlichen. Und wie sieht es
heute mit der rechtsradikalen Gefahr
aus, in einer Welt, die sich seit den
30er-Jahren des vorigen Jahrhunderts
so umwälzend verändert hat? Wer
sich ernsthaft damit beschäftigt, für
den gibt es nach den historischen Er-
fahrungswerten beim Aufkommen
des Faschismus keine Zweifel mehr an
einem Zusammenhang von Wirt-
schaftskrise, Arbeitslosigkeit, Armut
und Perspektivlosigkeit. Auch die Stu-

dien über das Auf und Ab
der heutigen rechtsradika-
len Parteien NPD, DVU,
Republikaner etc. zeigen
deutlich den Zusammen-
hang mit gesamtgesell-
schaftlicher Fehlentwick-
lung, sozialer Not und Ver-
kommenheit des politi-
schen Establishments.
Dabei ist die soziale Lage
bereits schlechter, als es im
politischen Wahlverhalten
zugunsten Rechtsradikaler
zum Ausdruck kommt.
Meist wird erst mal passiv

Plakat der
Antifaschistischen Aktion,
1932

Plakat der SPD, 1932
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reagiert, was an der abnehmenden
Wahlbeteiligung abzulesen ist. An der
OB-Wahl in Leipzig z.B. haben kürz-
lich von 403 000 Wahlberechtigten ge-
rade mal 177 000 teilgenommen. In der
ehemaligen DDR steht zudem die PDS
als linke Protestpartei bereit, was eine
Besonderheit ist.

Armut und Arbeitslosigkeit ha-
ben neue Höchstmarken erreicht und
sie nehmen laufend zu. Nicht zuletzt
durch die Umverteilungspolitik von
unten nach oben geht die Schere zwi-
schen Arm und Reich immer weiter
auseinander. Noch nie war Deutsch-
land so reich. Die privaten Vermögen
betragen über 5 Bill. €, davon haben
die oberen 10% über 47% in Besitz.
Aber die Hälfte der Bevölkerung ist
nur mit 3,8% daran beteiligt. Es gibt
drei Millionen überschuldete Haus-
halte. Seit 1998 hat sich der Anteil der
Armen von ca. 12 auf 14% erhöht. 15
Mill. Kinder leben an der Armutsgren-
ze. Eine unterprivilegierte  Schicht ist
wieder im Entstehen, mit einer passiv-
fatalistischen Grundhaltung, was die
politische Entwicklung hemmt.

Offiziell sind etwa 5 Millionen.
Arbeitlose registriert, darunter 2 Mil-
lionen Langzeitarbeitslose. Unter Be-
rücksichtigung aller Kategorien sind
es viel mehr. Die konservative „Welt“
spricht von 7 Millionen, Stefan Baron,
der rechtslastige Eiferer der „Wirt-
schaftswoche“ von 9 Millionen.
635.000 Jugendliche unter 25 Jahren,
27% mehr als im Vorjahr, sind arbeits-
los gemeldet. Zehntausende Jugend-
liche stehen ohne Ausbildungsplatz
perspektivlos da. Nach dem neuen Ar-
beitslosengeld II erhält ein Alleinste-
hender 345,-€, plus Miet- und Hei-
zungszuschlag und begrenzt für nur
zwei Jahre 160,- / bzw. 80,-€. Die Zu-
kunftsangst wächst. Über die Hälfte
der Lohnabhängigen fürchtet um ih-
ren Arbeitsplatz. Nur noch 28% glau-
ben, daß man in 10 Jahren noch gut in
Deutschland leben kann. Die Reallöh-
ne und Realrenten sinken weiter, wäh-
rend die Bereicherung derer an der
Futterkrippe der Konzerne und in der
politischen Kaste immer größere Aus-
maße annimmt. Der Grund, warum
sich die soziale Gefährdung politisch
nicht stärker für Parteien mit einer ra-
dikalen Lösung links oder rechts be-
merkbar macht, dürfte zwei Gründe
haben: 1. Weil die meisten Betroffenen
der Meinung sind, daß es eine solche
radikale Lösung unter den heutigen

Bedingungen der Globalisierung und
EU-Einbindung in der Realität nicht
geben kann und 2. Weil die bestehen-
den demokratischen Rechtsparteien
einen Teil des rechtsradikalen Gedan-
kengutes bereits abdecken. Man
braucht sich nur in Erinnerung zu ru-
fen, daß 1993 die größte politische Kri-
se in der BRD von der Regierung Kohl/
Genscher in Verein mit SPD und Grü-
nen überwunden wurde durch eine
Übernahme der rigorosen rechtsradi-
kalen Forderung nach strikter Asylan-
tenbeschränkung.

Natürlich gibt es keinen Auto-
matismus in Bezug von Armut, Ar-
beitslosigkeit und Rechtsradikalis-
mus. Man muß nicht immer persön-
lich betroffen sein, um politische
Schlüsse aus solchen Verwerfungen zu
ziehen, ungeachtet dessen, daß diese
Schlüsse aus unserer Sicht die Fal-
schen sind. Das Milieu spielt oft eine
wichtige Rolle für eine rechtsradikale
Gesinnung, auch die Prägungen des
Menschen aus der Kindheit. Wissen-
schaftler sprechen von autoritären Per-
sönlichkeitsstrukturen, die Vorschub
leisten, zu Starken aufzuschauen und
Schwache zu unterdrücken; von Ori-
entierungslosen im Zeichen des Wer-
teverfalls, die zu einfachen Antworten
neigen und vor der Kompliziertheit
der modernen Zeit in angeblich einfa-
che Lösungen flüchten. Da ist die
Urangst vor dem Unbekannten, den
Fremden, die zu unbegründeter Ab-
lehnung und zu Rassismus führen
kann und zur Suche nach dem Sün-
denbock. Eine nicht geringe Rolle
spielt die Aussichtslosigkeit und Per-
spektivlosigkeit der persönlichen Lage
oder des näheren Umfeldes. Oft
schlecht ausgebildet oder nicht sehr
gebildet, führen tatsächliche oder nur
gefühlte Ungerechtigkeiten und Be-
nachteiligungen zu Protest und Em-
pörung. Es ist kein Zufall, daß in struk-
turschwachen Regionen, wie der Säch-
sischen Schweiz, in denen liberale De-
mokraten wie auch militante Linke
kaum zu finden sind, die Rechtsradi-
kalen dominieren. Nach einer Umfra-
ge halten 50% der Ostdeutschen und
20% der Westdeutschen „die Demo-
kratie“ in Deutschland nicht für die
beste Staatsform. Es ist anzunehmen,
daß dies keine Absage an die Demo-
kratie an sich ist, sondern an die Ver-
kommenheit der in BRD praktizierten
Form von Demokratie. Wen wunderts
auch, beim fortschreitenden Verfall

der politischen Kultur, den gegensei-
tigen Beschimpfungen und Unterstel-
lungen und der Konzeptionslosigkeit
der Parlamentsparteien. Die Glaub-
würdigkeit der Bundestagsparteien ist
auf dem Hund. Die ständig neuen Wi-
dersprüche kommen vor allem daher,
daß alle Parteien vorgeben, das Wohl
des Volkes zu vertreten, wo es ihnen
doch darum geht, die Interessen-
durchsetzung im Sinne der herrschen-
den kapitalistischen Klasse zu kaschie-
ren. Da sind CDU/CSU, die das christ-
liche und soziale im Namen führen
und es ständig mit Füßen treten. Da
ist eine FDP, die die „Freiheit des In-
dividuums“ postuliert und dabei nur
die Freiheit für ungehemmte Gewinn-
maximierung im Sinne hat. Besonders
schlimm war es in den letzten Jahren
mit einer Sozialdemokratie, die immer
vorgab, sich für den Frieden einzuset-
zen und für die sozialen Belange der
kleinen Leute und die sich nun selbst
kastrierte. Zusammen mit den Grün-
„Alternativen“ sind sie verantwortlich
für die Kriegsbeteiligung Deutsch-
lands gegen Jugoslawien und Afgha-
nistan. Bei den Grünen ist von einer
alternativen Politik wenig mehr zu
spüren. Beider „Kapitalismuskritik“
ist nur eine scheinheilige Kampagne
gegen die angeblichen Auswüchse des
Kapitalismus, wo diese doch in Wirk-
lichkeit Ausfluß des Wesens dieses
Systems sind. Ihr angeblicher Kampf
gegen die Arbeitslosigkeit ist verbun-
den mit der zynischen Subventionie-
rung der Arbeitsplatzverlagerung ins
Ausland in Höhe von jährlich 5 Mrd.€!

Das alles ist Wasser auf die Müh-
len der Rechtsradikalen. Wäre da nicht
der welthistorische Niedergang und
Untergang des Realsozialismus Ende
des vorigen Jahrhunderts, könnten
solche Anfänge der Kenntlichma-
chung des Kapitalismus einem Neu-
beginn sozialistischer Bewegungen
Auftrieb geben. Bekanntlich „be-
stimmt die Summe des gesellschaftli-
chen Seins das Bewusstsein“ (Marx),
doch stehen einer radikalen linken Be-
wegung nicht nur die negativen Erfah-
rungen mit einem pervertierten „So-
zialismus“ entgegen, sondern auch die
empfundene Aussichtslosigkeit eines
solchen Strebens, angesichts einer
wirtschaftlichen und politischen Über-
macht ohnegleichen. Radikal nach
rechts zu gehen war schon immer
leichter, nach links zu gehen erfordert
ein Minimum an Wissen und Zivilcou-
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rage. Nicht nur aus diesem Dilemma
der Linken zieht der Rechtsradikalis-
mus seinen Nutzen. Sein Gift wirkt ja
nicht nur in jener Minderheit der Be-
völkerung von einigen Prozenten, die
heute schon rechtsradikal wählen. Es
ist durchaus die sog. Mitte der Gesell-
schaft, in der das Gift der Ausländer-
feindlichkeit, des Rassismus und des
Law und Order-Denkens vorhanden
ist. Oft genug gehen die rechten Paro-
len von den bestehenden demokrati-
schen Parteien aus. Die Rechtsradika-
len brauchen nur die Konsequenzen
auszubauen und aus etwas Halbem et-
was Ganzes zu machen. Das ist z.B.
an der Asylanten-Politik abzulesen,
als, entgegen dem Grundgesetz, 1993
alle Fraktionen das Asylrecht aushe-
belten. Roland Koch kam mit der CDU
in Hessen nur deshalb an die Regie-
rung, weil mit seiner Unterschriften-
aktion gegen die Doppelstaatsbürger-
schaft Hunderttausende animiert
wurden, „gegen die Ausländer“ zu
unterschreiben. In der CSU, die schon
immer einen Rechtsaußen-Flügel hat-
te, wurde nach Bedarf die Ausländer-
feindlichkeit bedient, mit dem Motto
„Das Boot ist voll“. Auch der heutige
Ministerpräsident Stoiber hatte einst
die Hetze angefacht mit seinem Aus-
spruch von der „durchrassten Gesell-
schaft“. Franz-Josef Strauß meinte
einst, die Deutschen könnten nicht
ewig im Büßerhemd herumlaufen.
Vor nicht allzu langer Zeit wollte die
CDU/CSU mit einer neuen „Leitkul-
tur“ Furore machen. „Deutschland
muß in Kreuzberg wieder erkennbar
werden“ hieß eine der Parolen. Gegen-
wärtig sind wir wieder einer Welle der
„Vergangenheitsbewältigung“ ausge-
setzt, in der die eigenen Opfer aufge-
rechnet werden sollen. Eine Sinus-Stu-
die in den 80er Jahren hatte festgestellt,
daß die Hälfte der Menschen mit
rechtsextremen Weltbildern in West-
deutschland CDU wählten. Das dürf-
te auch heute noch so sein, denn das
Sozial-Reaktionäre scheint bei den de-
mokratischen Rechtsparteien gegen-
wärtig noch besser aufgehoben, als bei
dem wirren und zerstrittenen Haufen
der Rechtsextremen. Es gibt genug
Beispiele, die zeigen, daß „demokra-
tische“ Abgeordnete in Wirklichkeit
rechtsradikale Einstellungen haben.
Im sächsischen Landtag wurde das
kürzlich offensichtlich, als mehrere
Abgeordnete zusammen mit der NPD
stimmten. Das zeigte auch das Verhal-

ten der CDU-Fraktionen in zwei Ber-
liner Bezirken anlässlich der Debatte
um den 8.Mai 1945.

Offiziell werden die neofaschis-
tischen und rechtsradikalen Umtriebe
von den Regierungen und etablierten
Parteien bekämpft und vom Verfas-
sungsschutz überwacht.

Das Verhältnis des bürgerlichen
Staates gegenüber dem Rechtsextre-
mismus ist zwiespältig. Zum einen
möchte man diese Parteien mit Rück-
sicht aufs Ausland, und besonders die
USA und Israel, am liebsten ausschal-
ten, verbieten. Auch gibt es keine
kämpfende Arbeiterbewegung und
kommunistische Bewegung mehr, auf
die loszulassen die herrschende Klas-
se stets jemand brauchte, um die
schmutzige Arbeit zu tun. Doch die,
die den Verbotsantrag gegen die NPD
gestellt haben, das Bundesinnenminis-
terium, mit dem Hardliner Schily an
der Spitze, haben gleichzeitig die Fak-
ten geliefert dies zu verhindern. Ob
taktisch so geplant oder ungewollt, mit
einer so dichten Durchsetzung der
NPD-Führungsschicht mit Agenten
des Verfassungsschutzes konnte der
Verbotsantrag vor Gericht keine Chan-
ce haben. Wollte man den Rechtsext-
remismus ernstlich zu Boden zwin-
gen, würde bei den vielen offensicht-
lichen Propagandadelikten und Ge-
walttaten auch die heutige Gesetzge-
bung ausreichen. Doch in Deutsch-
land war die Justiz nur zu oft auf dem
rechten Auge blind, was auch ein be-
zeichnendes Licht auf das Justizper-
sonal wirft. Das offene Bekenntnis zu
Hitler, zur NS-Zeit als Vorbild, zum
Rassismus und die Leugnungen des
Holocaust werden oft gar nicht oder
nur nachsichtig verfolgt. Rechte Ge-
walttaten werden von den Behörden
oft absichtlich nicht als solche einge-
stuft oder mit einer Milde verfolgt, die
empörend ist. Es gibt aber auch im
Staatsapparat und in den etablierten
Parteien die Absicht, rechtsradikale
Strömungen zu instrumentalisieren.
Die Umtriebe deren Schläger dienen
allemal der Einschüchterung der Lin-
ken, bis zur Zerstörung ihrer Logistik,
der Umfunktionierung oder Beseiti-
gung von Jugendzentren, Kulturläden
usw. Bleiben die rechtsradikalen Par-
teien weiter legal, bis in Zeiten noch
größerer sozialer Erschütterungen,
würde das Protestpotential in Rechts-
und Linksaußen gespalten. Für man-
che Deklassierten und Ausgegrenzten

böte sich ein neuer Irrweg an, der die
Erkenntnis verhindert, die Ursache
der Misere im kapitalistischen System
zu suchen. Andererseits, nähmen die
rechtsradikalen Parteien relevant zu,
könnten sich auch in Deutschland de-
mokratische Parteien im Koalitions-
bett so prostituieren, wie die ÖVP mit
Haider oder Forza Italia mit Fini. Im
Falle einer neuen tiefen Weltwirt-
schaftskrise ist ein neuer Faschismus
zur Rettung der ökonomischen Macht
des Kapitals auf Deutschland alleine
bezogen kaum mehr denkbar und
wahrscheinlich, aus Kapitalisten-Sicht
auch nicht mehr nötig. Da kann man
sich andere, autoritäre Strukturen vor-
stellen. Im Zeichen der Globalisierung,
des nationalstaatlichen Machtzerfalls
ist Deutschland dermaßen eingebettet
in die EU und in das multinationale
Geflecht, daß es kein Zurück mehr gibt
in einen nationalistischen, chauvinis-
tischen Sonderweg, der das letzte Mal
in einer Katastrophe geendet hat.

Konzentration auf die NPD

Die letzten Landtagswahlergeb-
nisse der NPD vor Augen – in Schles-
wig-Holstein 1,9 %, in NRW 0,9 % für
die NPD und 0,8 % für die Reps – plä-
dieren manche Demokraten dafür, die
Rechtsparteien nicht allzuernst zu
nehmen. Es ist aber so, daß man die
Dinge in ihrem Fluß sehen muß, in der
Veränderung. Insofern kommen
schwere soziale Zeiten auf Deutsch-
land zu, ein Finanzdesaster kündigt
sich längst an. Die Rechtsradikalen
haben in den letzten Jahren abgenom-
men, nehmen jetzt aber wieder zu. Die
NPD konnte in gewissen Gebieten
bereits feste Strukturen schaffen und
mit ihrem neuen Auftreten als Bieder-
männer. Wie ein Paukenschlag kam
dann das Landtagswahlergebnis in
Sachsen, mit 9,2 %, wo sie sensationel-
lerweise mit der SPD fast gleichzog.
Wie hatte doch Sachsen Ministerprä-
sident Biedenkopf einst gemeint? Die
Sachsen seien „völlig immun gegenü-
ber den rechtsradikalen Versuchun-
gen“. Und verharmlosend fügte er
hinzu: „In Sachsen haben noch keine
Häuser gebrannt, es ist auch noch nie
jemand umgekommen“. Doch bereits
die letzten Kommunalwahlen waren
ein Alarmzeichen gewesen.

Der Verfassungsschutzbericht
beziffert für 2004 die Zahl der Rechts-
extremen und Neonazis zusammen
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auf 40.700, darunter 10.000 gewaltbe-
reite. Die neonazistischen Aktivisten
haben am stärksten zugenommen,
nämlich von 3.000 auf 3.800. Sie beschi-
cken ca. 170 „Kameradschaften“.
Immer wieder werden Waffen und
Sprengstoff gefunden, Anschläge wie
in München geplant. Fast die Hälfte
der Skinheads sind in Ostdeutschland
anzutreffen, viele gewaltbereit. Durch
80 Skinhead- Konzerte versuchten sie
im vorigen Jahr, die Jugend zu gewin-
nen. Dazu stellte der linke Rapper Adé
Bantu von den „Brothers Keepers“
fest: „ In den neuen Bundesländern ist
es einfach  ,in‘ Fascho zu sein.“ Die drei
wichtigsten rechtsextremen Parteien
hatten 2004 24.800 Mitglieder. Die
mitglieder- und finanzstärkste ist
die DVU, die unter der Fuchtel des
Verlegers Frey steht, aber auch vie-
le Inaktive unter den 11.500 Mitglie-
dern hat. Sie stellt auch 5 Abgeord-
nete im Landtag von Brandenburg
und einen in Bremen. Die Auflage
der „National-Zeitung“ beträgt
41.000. Die „Republikaner“ haben
etwas an Boden verloren und san-
ken von 9.000 auf 8.000 Mitglieder.
Die bayerische Landtagswahl er-
brachte für sie nur 2,2%. Die Zeit-
schrift „Der Republikaner“ wird
12.000 mal gelesen.

Nach der Öffnung für Neona-
zis und nach dem Pakt mit der DVU
scheint die NPD mit 5.300 Mitglie-
dern die gefährlichste rechtsradikale
Gruppierung zu werden. Sie besteht
in allen Bundesländern und hat 187
Kreisverbände. Ihre Verankerung, vor
allem in Sachsen, wurde schon er-
wähnt. Als Nahziele gibt der Bundes-
vorsitzende Voigt aus: Kampf um die
Straße, um die Parlamente, um die
Köpfe. Die „Deutsche Stimme“ hat
etwa 10.000 Leser.

Immer noch sind die Rechtsex-
tremen unter sich zerstritten, trotz Teil-
vereinbarungen. Sie ließen sich im
vorigen Jahr über 12.000 Straftaten zu
schulden kommen, in der Mehrzahl
Propagandadelikte. 776 mal (2003:759
mal) handelte es sich um Gewalttaten,
mit einer Aufklärungsquote von 50%.

Besondere Bedeutung in Intel-
lektuellenkreisen hat die Wochenzei-
tung „Junge Freiheit“. Man kann nur
den Kopf schütteln wer sich alles für
ein Interview darin hergibt. Die Liste
geht von Peter Glotz zu Egon Bahr, Ex-
Minister Farthmann, SPD-Bezirksbür-
germeister Buschkowski bis zum

CSU-Abgeordneten Wolfgang Götzer
und Jörg Schönbohm. Daß sich ein
Rolf Hochhuth gleich zweimal inter-
viewen lässt, schlägt aber dem Faß den
Boden aus. Sieht so der Kampf der
„Anständigen“ gegen rechts aus?

Sollte die sozialistische Linke
doch mal wieder Boden unter die Füße
kriegen, könnte sie sich bei dem feh-
lenden Klassenbewusstsein und der
geringen politischen Bildung der Mas-
se der Lohnabhängigen und Ausge-
grenzten neuen Schwierigkeiten ge-
genüber sehen. Die NPD hat in letzter
Zeit vermehrt ihre Parolen linken Lo-
sungen entnommen. Einige Kostpro-
ben davon: „Sozialabbau, Rentenklau,

Korruption – nicht mit uns“. „Nein zur
Sklaverei, Geldherrschaft, Besatzung
und Imperialismus!“ „Das Volk blu-
tet – das Kapital profitiert!“ Die NPD
machte gegen die Hartz-Gesetze Front
und versuchte auch bei den Montags-
demonstrationen Fuß zu fassen, nicht
ganz erfolglos. Viele andere Parolen
sind dann wieder vermischt mit aus-
länderfeindlichen oder rassistischen
Inhalten. Unterschätzen sollte man
diesen Versuch, wieder einen „natio-
nalen Sozialismus“ zu kreieren, jedoch
nicht, denn die zunehmende soziale
Destabilisierung könnte einen entspre-
chenden Resonanzboden schaffen.
Bestünde letztere Gefahr nicht, so
könnte man in der Tat den Rechtsra-
dikalismus als garstige, im Einzelnen
auch gefährliche gesellschaftliche
Randerscheinung abtun. Würde der
Staatsapparat sich nicht querlegen,
könnten die demokratischen und an-
tifaschistischen Kräfte durchaus damit
fertig werden. Dramatischer würde
die Lage, sollten die Alarmrufe der

Warner von links bis rechts zutreffen,
die ein Hineinschlittern der Berliner
Republik in Weimarer Verhältnisse
prophezeien. Es erhebt sich deshalb
die Frage, lässt sich die jetzige Ent-
wicklung mit „Weimarer Zuständen“
vergleichen?

Ist Deutschland auf dem
Weg in Weimarer
Verhältnisse?

Der CSU-Vorsitzende Stoiber,
dem man durchaus wahltaktische
Motive unterstellen kann, vergleicht
die heutige Situation und die Arbeits-
losigkeit mit 1932 und sieht darin die

Ursache für die Zunahme des
Rechtsradikalismus. Kardinal Leh-
mann befürchtet gar, Deutschland
stünde „vor vorrevolutionären Zu-
ständen“. Oskar Lafontaine ver-
gleicht Gerhard Schröder mit dem
Reichskanzler Brüning und die
Agenda 2010 mit Brünings Notver-
ordnungen.

Die Reaktion auf diese An-
sichten war ein Sturm der Entrüs-
tung von unterschiedlichster Seite.
Doch so einfach sollte man es sich
nicht machen. Ob Deutschland auf
dem Weg zu Weimarer Verhältnis-
sen ist, bleibt auch für die sozialis-
tische Linke eine ernsthafte Frage,
da davon auch ihre eigenen Zu-
kunftsaussichten berührt wird.

Auch wenn wir das Thema jetzt an-
schneiden, eine gründliche Untersu-
chung aus marxistischer Sicht steht
noch aus.

Die Mahner haben recht, wenn
sie fordern, den Zusammenhang zwi-
schen politischer Radikalisierung und
Massenarbeitslosigkeit, Armut, Ver-
zweiflung und Perspektivlosigkeit
nicht länger zu verleugnen. Wo es ge-
waltig hinkt, dies ist die Gleichsetzung
von damals und heute. In diesem Rah-
men müssen wir uns auf einige wich-
tige Punkte beschränken.

Wirtschaftskrisen, die sich
nicht vergleichen lassen

Eine Weltwirtschaftskrise, die
nahezu alle Länder umfasst, wie in
den 30er Jahren, gibt es gegenwärtig
nicht. Damals waren besonders die
USA und Deutschland betroffen. Die
gegenwärtige Weltkonjunktur weist
ein Wachstum von etwa 4% auf. Die
Bundesrepublik geriet nach den ers-

Oktober 2002, München
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ten Jahren des DDR-Anschlusses in
eine Periode der wirtschaftlichen Sta-
gnation, mit zunehmenden Finanz-
problemen. Alle Verwerfungen ge-
schehen auf der Basis eines erreichten
hohen Niveaus. Deutschland ist – im
Gegensatz zur Weimarer Endzeit – Ex-
portweltmeister mit vorher nie er-
reichten Rekordzahlen. Die Industrie-
produktion auf dem Höhepunkt der
Weltwirtschaftskrise brach damals um
horrende 40% ein, verbunden mit De-
flation und Preisverfall durch vorhe-
rige Überproduktion. Abbau von So-
zialleistungen und Rückgang der Re-
allöhne gab es damals wie heute, doch
von der Größenordnung her ist das
unvergleichbar. Die Reallöhne derer,
die noch Arbeit hatten, sanken von
1928 auf 1932 um 14%, das Sozialpro-
dukt ging sogar um 24% zurück. Brü-
nings rigoroses Sparprogramm ist

nicht zu vergleichen mit dem heuti-
gen Zustand, in dem die Politik der
Schuldenmacherei den Enkeln die
Hauptlast aufbürdet.

Mag es manche Parallelen ge-
ben, wie den grundsätzlichen Wert-
verfall der Ware Arbeitskraft, so sind
doch die sozialen Folgen unvergleich-
bar. Damals wie heute ist die Massen-
arbeitslosigkeit ein die Menschen ent-
würdigender und zerstörender Skan-
dal, wofür das kapitalistische System
verantwortlich ist. Heute in der Bun-
desrepublik springen die offiziellen
Zahlen um die 5 Millionen, das sind
12 %, alles einbezogen lauten die
Schätzungen 7 Millionen, das wären
ca. 16%. Anders  in der Weltwirt-
schaftskrise: Im Februar 1932 wurden
6,1 Millionen gezählt, das waren 33%.
Ferner wurden ca. 1,5 Millionen nicht

mehr gemeldete genannt. Das wären
zusammen 7,6 Millionen. Damit wür-
de die 40%-Marke überschritten, eine
gewaltige Verheerung! Dazu kamen
noch die vielen Kurzarbeiter und Ta-
gelöhner und die vielen Menschen,
die schon von der Wohlfahrt abhän-
gig waren. Eine Situation, die mit der
heutigen überhaupt nicht zu verglei-
chen ist, betrachtet man die ärmlichen
Unterstützungssätze, von denen
damals die Familien leben mußten.
Nach den Notverordnungen im Ok-
tober 1931 z.B. schlüsseln sich die Be-
troffenen wie folgt auf: Es bezogen
43% Arbeitslosengeld (also nicht
einmal die Hälfte der Arbeitssuchen-
den), 21% die niedrigere Krisenfür-
sorge, 23% die rückzahlpflichtige
kommunale Wohlfahrtsunterstüt-
zung und 13% erhielten überhaupt

keine Unter-
s t ü t z u n g .
Das Arbeits-
l o s e n g e l d
wurde nun
nur noch 20
statt 26 Wo-
chen bezahlt.
Von den heu-
tigen Abfin-
dungen und
dem jetzigen
A r b e i t s l o -
sengeld hät-
ten die Men-
s c h e n
damals nicht
mal zu träu-
men gewagt.

Ihr Alltag  war Not, Hunger und Käl-
te, es ging um die nackte Existenz.
Manche mußten  barfuß laufen, sie
wussten nicht, was sie ihren Kindern
am nächsten Tag zu Essen geben soll-
ten. Viele Berliner Arbeiterfamilien
wohnten in Kellerwohnungen, ande-
re mit zwei Kindern in einer Ein- oder
Zwei-Zimmerwohnung mit Trocken-
abort. Die Höfe vieler Bauern muß-
ten versteigert werden. Der untere
Mittelstand, der schon in der Hyper-
inflation verarmt war, ging pleite.
Diese Deklassierten liefen scharen-
weise zu den Nazis über.

Wenn sich auch die Situation
zunehmend verschlechtert, so sind
doch die Ausgangspositionen ganz
andere als in der Weimarer Repub-
lik. Die Gesamtlage, in der auch die
einzelnen Betroffenen eingebettet

sind, bremst in vielen Fällen deren
sozialen Abstieg ab, soweit der Fami-
lienbeistand noch funktioniert.
Deutschland ist heute kein verarm-
tes Land, wie damals nach dem ver-
lorenen I. Weltkrieg. Viele, die noch
Arbeit haben, sind mit ihrem Ver-
dienst noch relativ zufrieden. Die ers-
te Erbschaftsgeneration nach 1945 ist
abgetreten – nicht nur die Millionäre
– und hat ihren Nachkommen eini-
ges hinterlassen. 44% besitzen ein ei-
genes Haus oder eine Eigentums-
wohnung. Das sind Fakten, die auch
zur konservativen Einstellung vieler
Lohnabhängiger beitragen und den
Zugang zur antikapitalistischen Lin-
ken versperren. Andererseits ist das
auch nicht der aufgewühlte Boden,
der rechtsradikalen Parteien Massen-
einfluß verschafft. Das könnte sich
ändern, sollten mittelfristig Wirt-
schafts- und Finanzkrise dramatische
Züge annehmen.

Die Linke muß auch diesen Fall
im Auge haben und alles daranset-
zen, um zu verhindern daß die
Rechtsradikalen schon heute Struktu-
ren auf- und ausbauen, um dann
sofort in Aktion treten zu können. Wir
dürfen nicht zulassen, daß sie ihren
selbst erklärten Zielen, dem „Kampf
um die Straße, um die Parlamente
und um die Köpfe“, näher kommen!

Im Flugblatt gegen die Provoka-
tion der Nazis in Dorfen heißt es ganz
richtig: „Ein Ignorieren der Nazis wür-
de es ihnen ermöglichen, ähnlich wie
in vielen kleineren und größeren Städ-
ten der neuen Bundesländer allmäh-
liche Aufbauarbeit zu leisten, sich in
soziale Initiativen und Jugendeinrich-
tungen einzunisten und so eine Ver-
ankerung in der Bevölkerung zu er-
reichen. Eine wirksame Bekämpfung
der Nazi-Bewegung muß deshalb auf
mehreren Ebenen stattfinden: Wo Na-
zis in der Öffentlichkeit auftreten, muß
ihnen die Möglichkeit zur Verbreitung
ihres nationalsozialistischen Gedan-
kenguts genommen werden. Wo sich
Rassismus, Antisemitismus oder Na-
tionalismus artikulieren, sei es in der
Arbeit, in der Schule oder am Stamm-
tisch, muß dem energisch widerspro-
chen werden. Wo sich die soziale Si-
tuation zusehends für viele verschärft,
muß eine gesellschaftliche Perspekti-
ve her, die nicht auf dem „Kampf der
Nationen“ gründet, sondern bei den
Bedürfnissen der breiten Bevölkerung
ansetzt.“
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Dass mit der Bildung,
wie immer man diesen
Begriff definieren mag,

vieles im Argen liegt, ist nicht nur seit
den diversen OECD-Studien (PISA
etc.) unbestritten. Von einer ausge-
wachsenen Bildungskrise ist vielfach
die Rede (dazu auch der Artikel „Bil-
dung (noch) für alle?“, Arbeiterstim-
me, Ausg. Sommer 2004). Bildung ist
wieder öffentliches Thema und wird
in Wahlkämpfen thematisiert (z.B.
Landtagswahl Schleswig – Holstein).

Die Bildungsgewerkschaft GEW
sieht für eine zukunftsorientierte Bil-
dungsdebatte Land in Sicht und pro-
pagiert „Eine Schule für alle“. Die
rechtskonservativen Parteien, durch
PISA in Erklärungsnöten, warnen vor
dem Einstieg in eine neue Bildungs-
strukturdebatte, die längst begonnen
hat und nicht mehr aufzuhalten ist.
SPD-Bildungspolitiker plädieren vor-
sichtig für eine Verlängerung der ge-
meinsamen Schulzeit, machen dabei
aber keinen besonders glücklichen
Eindruck. CDU/CSU bleiben trotzig
bei ihrem selektiven Schulmodell und
plädieren für Studiengebühren, hän-
gen die Themen aber eher tief. Die PDS
kann auf die in der DDR geschaffenen
Grundlagen eines erfolgreichen Schul-
modells verweisen, dessen rigorose
Zerschlagung durch die Siegermacht
1990 zu einem nicht enden wollenden
bildungspolitischen Desaster führte
und weiterhin führt. (Bsp. Sachsen:
Schulschließungen, Zwangsteilzeit für
päd. Personal)

Gelegentlich wird die Bildungs-
misere zur Erklärung krisenhafter Pro-
zesse in der „deutschen Wirtschaft“
bemüht. Weit kommt man damit auch
nicht, denn entweder war das deutsche
Bildungswesen das Erfolgsmodell, als
das es immer hingestellt wurde, oder
es ist wirklich für aktuelle Probleme
mitverantwortlich. Dann haben die
vehementen Verteidiger dieses Bil-
dungswesens ein größeres Problem.

Letztendlich kommt man in der
Sache nur weiter, wenn die Auseinan-
dersetzung um Bildungsfragen in den
gesamtgesellschaftlichen Kontext ge-

stellt und zugleich historisch einge-
ordnet wird.

Chancen für ein
demokratisches
Bildungswesen?

An dieser Stelle nur soviel: Der
Kampf des deutschen Bürgertums
gegen das kirchlich-feudale Bildungs-
monopol hatte sich über Jahrhunder-
te hingezogen. Dabei war das bürger-
liche Lager in der Zeit des Frühkapi-
talismus ökonomisch und politisch
gespalten (Patrizier, Zunfthandwer-
ker, Stadtarme). Diese Spaltung hatte
ihre negativen Auswirkungen u.a. in
schulpolitischer und pädagogischer
Hinsicht.

Erst gegen Mitte des 19.Jahrhun-
derts – die Entwicklung des Kapita-
lismus verlangte eine neue Struktur
der Volksbildung – schien die Zeit reif
zu sein, das feudale durch ein bürger-
lich-demokratisches Bildungs- und
Erziehungswesen zu ersetzen. In den
revolutionären Ereignissen der März-
tage des Jahres 1848 kündigte sich die-
ser Bruch an. Die Bourgeoisie ent-
schied sich jedoch anders – mit weit-
reichenden Folgen. Sie sah sich
mittlerweile von zwei Seiten bedroht:
vom Feudaladel und vom aufstreben-
den Proletariat. Das Ergebnis war ein
Schutz- und Trutzbündnis mit der feu-
dalen Reaktion. 1848 endete mit einer
Niederlage für alle fortschrittlichen
Bestrebungen mit Auswirkungen bis
heute.

Die weitere Entwicklung sollte
nicht dazu führen, das gesellschaftli-
che Kräfteverhältnis in Deutschland so
zu verändern, dass ein konsequent
bürgerlich-demokratisches Bildungs-
wesen ohne Bildungsprivilegien hät-
te realisiert werden können. Die Um-
gestaltung in der DDR seit Ende der
40er Jahre sollte eine Episode bleiben.

Zentrale Aufgabe des Bildungs-
wesens in Deutschland war immer, die
bürgerliche Gesellschaft zu reprodu-
zieren, wobei dem Schutz von Bil-
dungsprivilegien der herrschenden
Klasse Vorrang eingeräumt wurde.

Immer noch kommt das in der Son-
derstellung des Gymnasiums zum
Ausdruck. So können sich manche
Befürworter des selektiven Schulsys-
tems eine Zusammenlegung von
Haupt- und Realschule vorstellen,
keinesfalls aber eine Kombination von
Realschule und Gymnasium. Ein der-
artiger Vorschlag würde als absurd
betrachtet.

In der Abwägung der Erforder-
nisse, die sich aus Veränderungen in
der materiellen Produktion ergaben
und der Rücksichtnahme auf beste-
hende Privilegien, kam es schon mal
wie etwa in den 60er/70er Jahren des
20.Jahrhunderts zu Disharmonien
(z.B. Studentenrevolte), die gelegent-
lich überinterpretiert werden.

Nicht zufällig wurden durch
den damals eingeleiteten Modernisie-
rungsschub eine beachtliche Anzahl
derer, die sich heute in höchsten
Staatsämtern tummeln, aktiviert. Sie
besorgen die Aufgaben, für die sie
ausgewählt wurden, durchaus aner-
kennenswert. Die Jugendsünden wer-
den ihnen verziehen, solange sie nicht
vergessen, wem sie das alles zu ver-
danken haben.

Obwohl sich die Bildungsein-
richtungen und dabei vor allem die an
zentralen Stellen sitzenden Verantwor-
tungsträger redlich bemühen, den
wesentlichen Anforderungen gerecht
zu werden, sehen sie sich einer nicht
nachlassenden Kritik ausgesetzt. Der
Standort sei in Gefahr und man ma-
che sich Sorgen um die Erhaltung der
Konkurrenzfähigkeit der deutschen
Wirtschaft auf dem Weltmarkt. Diese
Klagen gab es schon vor Jahrzehnten,
sie ließen nie nach und trotzdem ist
das deutsche Kapital heute Export-
weltmeister.

Veränderungen ja, aber
welche?

Das darf aber nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass es objektiv Ver-
wertungsschwierigkeiten des Kapi-
tals gibt. In diesem Zusammenhang
spielt die Qualifikation der Arbeits-

Bildungspolitische Konzepte von Arbeitgeberverbänden:
Neue Einsichten oder alte Hüte?
Verabschieden sich Teile des organisierten Kapitals von der bildungspolitischen Einheitsfront?
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kraft der Produzenten eine Rolle. Ver-
änderte Verwertungsbedingungen
des Kapitals ziehen in der Regel eine
Veränderung der Qualifikationspro-
zesse nach sich und erfordern somit
Veränderungen in den Bildungsein-
richtungen. Und genau an diesem
Punkt wird es schwierig. Welche
Veränderungen sollen durchge-
führt werden? Welche Qualifikati-
onen werden in naher oder ferner
Zukunft benötigt? Soll Bildung
mehr kosten dürfen? Breitenbil-
dung oder Eliteförderung? Mehr
Allgemeinbildung oder rasche
Spezialisierung? (dazu mehr in
„Bildung (noch) für alle?“ s.o.)

In Stellungnahmen und Ver-
lautbarungen der Interessensver-
tretungen der verschiedenen Kapi-
talfraktionen werden zumeist ähn-
liche Forderungen erhoben, wobei
sich bei genauerem Hinsehen oft die
Schwerpunktsetzung unterscheidet.
Die „Bayerisch-Sächsische Zukunfts-
kommission“ sollte Licht ins Dunkel
bringen und trug letztlich zu größe-
rer Verwirrung bei. Nach den Er-
kenntnissen der Kommissionsmit-
glieder würden in Zukunft eh nur
mehr 20 bis 50 Prozent eines Schüler-
jahrgangs für produktive Zwecke
benötigt, was für eine Verschärfung
der Selektion bis Klasse 4 sprechen
sollte, um dann die Fitteten für eine
Elitebildung herauszufiltern. Nach
den diversen internationalen Ver-
gleichsstudien war die Zukunftskom-
mission mit ihren Ergebnissen aus
der Diskussion verschwunden. Wenn
es darum geht, Veränderungen im
deutschen Bildungswesen einzufor-
dern, meldet sich die Bundesvereini-
gung deutscher Arbeitgeberverbände
(BDA) über ihren Präsidenten Dieter
Hundt regelmäßig zu Wort. So z.B.
anlässlich der diesjährigen „didacta“
Bildungsmesse, wo er „Das Konzept
der Arbeitgeber für eine bessere Bil-
dung“ präsentierte.

Was ist nun das Konzept der
Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände (BDA)?

D. Hundt hält sich in seiner
Rede nicht lange bei der Analyse der
aktuellen Bildungsmisere aus Sicht
des Kapitals auf. Er konzentriert sich
auf die Forderungen. Zunächst er-
geht er sich in Understatement, wenn
er betont: „Die Arbeitgeber engagie-
ren sich seit langem aktiv in der Bil-
dungspolitik.“ Sie müssten es nicht,

tun es aber trotzdem: Akt einer Unei-
gennützigkeit, wie sie fürs Kapital so
signifikant ist.

Die BDA setzt sich ein „für eine
zielgerichtete und umfassende Ver-
besserung der Qualität in den Schu-
len und Hochschulen.“ Diese Option

ist nicht überraschend, schließlich
wird niemand, der sich bildungspo-
litisch zu Wort meldet, das Gegenteil
einfordern.

Wer etwas verbessern will, ist
mit dem aktuellen Zustand nicht zu-
frieden. Nicht zufrieden ist die BDA
mit „knapp 25 % der Schüler (...) (die)
nicht Ausbildungsreif (sind) und (...)
große Probleme beim Schreiben, Le-
sen und Rechnen“ haben

Ähnlich wie in anderen gesell-
schaftlichen Bereichen erkennt der
Arbeit„geber“präsident die neolibe-
ralen „Reformen“ von Bund und Län-
dern „ausdrücklich“ an und dringt
auf „weitere notwendige Schritte.“

Diese bestehen für ihn darin
„die erfolgreichen (!) Prinzipien der
Marktwirtschaft im Bildungswesen
durchzusetzen.“ Zu marktwirtschaft-
lichen Problemlösungen hat sich
kürzlich Fredmund Malik, Chef des
Malik Management Zentrum St. Gal-
len in der SZ vom 28.2.05 ernüchternd
geäußert: „Der Markt als solcher be-
wirkt nichts Positives und er hilft
nicht, Fehler zu vermeiden. Er be-
straft sie nur – aber erst, wenn sie
schon passiert sind und daher eben
zu spät. Das sollte gerade von Befür-
wortern marktwirtschaftlicher Pro-
blemlösungen klar gesehen werden.“
Dabei ist Malik ein überzeugter
Marktwirtschaftler.

Hundt schlägt vor, dass Schu-
len und Hochschulen „im Wettbe-
werb ihr individuelles Profil prägen
und kontinuierlich ihre Qualität über-
prüfen und verbessern.“ Damit dies
erreicht werden kann, benennt er

zwei Voraussetzungen, nämlich die
„Selbstständigkeit der Bildungsein-
richtungen in finanziellen, personel-
len und Verwaltungsfragen“ sowie
„die konsequente Entbürokratisie-
rung.“

Ob sich D. Hundt bei seiner For-
derung nach „Selbstständigkeit
der Bildungseinrichtungen“ der
Tragweite bewusst ist, muss be-
zweifelt werden. Er fordert damit
nicht weniger als die Zerschlagung
einer Organisationsstruktur, zu
der man sich unterschiedlich po-
sitionieren kann, die aber histo-
risch ihre Funktionalität bewiesen
hat, nicht zuletzt zugunsten der
Interessen der herrschenden Klas-
se in der bürgerlichen Gesellschaft.

Am Beispiel des Schulspren-
gels lassen sich die Vorteile des

immer noch staatlich verantworteten
und verwalteten Schulwesens aufzei-
gen.

Durch die Schulsprengeleintei-
lung weiß etwa eine Grundschule
ziemlich genau, auf wie viele Schüle-
rInnen sie sich in den kommenden
Jahren einzustellen hat.

Das hat Auswirkungen auf die
Räumlichkeiten, die rechtzeitig zur
Verfügung stehen müssen und auf
das pädagogische Personal. Die zen-
trale Zuweisung von Lehrkräften ga-
rantiert eine weitgehend gleiche,
wenn auch nicht immer ausreichen-
de Versorgung.

Wird diese Grundschule im
Hundtschen Sinne selbstständig bzw.
marktförmig, muss sie unternehme-
risches Handeln entwickeln. Sie ver-
steht sich dann als Dienstleistungsun-
ternehmen mit einem besonderen
Profil (=Angebot).

Sie verfügt über ein eigenes
Budget, das ihr der Staat je nach Fi-
nanzlage des Haushalts zur Verfü-
gung stellt. Auf dieser Grundlage
stellt der Schulleiter als Unternehmer
nach eigenem Gusto Personal ein und
wirbt mit einem speziellen Angebot
um Kunden (SchülerInnen).

Nur mit dem vom Staat zur Ver-
fügung gestelltem Geld kann das
Unternehmen Grundschule nicht
wettbewerbsfähig sein, ist also ge-
zwungen, über Sponsoring zusätzli-
che Gelder zu akquirieren. So wird
sich die Grundschule in unmittelba-
rer Nähe einer BMW- Niederlassung
anders entwickeln als eine Grund-
schule in einem sozialen Brennpunkt.

SZ, 18.5.02
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Das hat aber Hundt und sein Klien-
tel nicht zu stören. Schließlich passiert
hier nichts anderes, als dass sich die
marktwirtschaftlichen Prinzipien
durchsetzen. Der Staat wird auch
weiterhin für eine schulische Grund-
versorgung garantieren, wenn auch
auf wenig attraktivem Niveau. Wer
es sich leisten kann, Schule auf gedie-
generem Niveau zu erleben, wird
eben zulegen und damit den Binnen-
markt beleben. Durch den Umbau
des Schulwesens wird es Sieger und
Verlierer geben, das hat aber den Ver-
fechter des Marktrigorismus nicht zu
beunruhigen. Und, seien wir uns ehr-
lich, die Zusammensetzung derer, die
heute zu den Verlierern im Bildungs-
wettlauf gehören und der Kreis de-
rer, die unter Marktbedingungen die-
ses Los teilen werden, dürfte sich
nicht wesentlich unterscheiden. Den
Status quo beschreibt PISA treffend,
wenn festgestellt wird, in Bayern
habe ein Kind aus einem Akademi-
kerhaushalt gegenüber einem Kind
aus einem Facharbeiterhaushalt eine
10,5 mal so große Chance, ein Gym-
nasium zu besuchen.

Es kann also bei einer Kritik des
BDA-Bildungskonzeptes nicht dar-
um gehen, die vorgeschlagenen „Re-
formen“ der Kapitalisten als Ver-
schlechterung des Jetzt-Zustandes in
düsteren Farben zu malen. Der Zu-
stand des Bildungswesens ist vor al-
lem in sozialer Hinsicht mehr als kri-
tikwürdig. Ob die Vorschläge des
Herrn Hundt allerdings dem Interes-
se des Gesamtkapitals entsprechen,
muss zwar nicht unsere größte Sorge
sein, sollte uns aus strategischen
Gründen schon eine genauere Be-
trachtung wert sein.

Sorgenkind Hauptschule

Von den verschiedenen Schul-
arten wird in Hundts Rede nur die
Hauptschule besonders thematisiert.
Deren Zukunft sehe er darin, dass
„alle Schüler mit ihren individuellen
Stärken und Schwächen optimal ge-
fordert und gefördert werden.“ (...)
„Die wieder aufgekommene Debatte
um die Schulstruktur“ sei „dagegen
nicht glücklich. Denn“ – und an die-
ser Stelle wird der Präsident ganz tief-
gründig und beinahe philosophisch
– es werde „gerne übersehen, dass bei
einer Auflösung der Hauptschule die
Schüler nicht verschwinden.“ Das

musste ja mal gesagt werden! Nach
dieser zentralen Erkenntnis addiert
Hundt noch schnell ein paar Allge-
meinplätze wie Lesen, Schreiben, Rech-
nen(!), Kompetenzen, Werteerziehung,
Leistungs- und Verantwortungsbereit-
schaft, Kommunikations- und Teamfähig-
keit, praxisnahe Berufsvorbereitung...
also alles, was der Qualifikation der
Ware Arbeitskraft aus der Sicht der
Abnehmer dienlich sein könnte. Der
Präsident erwähnte in seiner Rede
noch weitere Essentials aus dem neo-
liberalen Nähkästchen und hätte sich
durchaus im Lichte seiner Ergüsse
sonnen können, würde es da nicht
bereits im eigenen Hause ganz schön
rumoren.

Dieter Hundt ist nämlich nicht
nur Präsident der Bundesvereinigung
der Arbeitgeberverbände. Als solcher
„organisiert und moderiert er den
branchen- u. regionenübergreifenden
Konsens der Mitglieder. Dabei sind
zum Teil Interessensunterschiede
und- gegensätze zu berücksichtigen
und auszugleichen.“ (aus: Aufgaben
der BDA).Er ist auch seit 1994 Präsi-
dent der Landesvereinigung Baden –
Württembergischer Arbeitgeberver-
bände e.V.

Schwäbische Handwerker
machen Kehrtwende

Es hat sich mittlerweile herum-
gesprochen: Die über Jahrzehnte und
im Kern extrem unflexible Bildungs-
front der Kapitalverbände hat einen
tiefen Riss bekommen. Es sind die
„wackeren Schwaben“, die im Baden-
Württemberger Handwerkstag
(BWHT) organisierten 120 000 Hand-
werksbetriebe, die in der bildungspo-
litisch wichtigsten Frage den Konsens
mit der BDA aufgekündigt haben,
und das schon vor drei Jahren. Las-
sen wir die Leiterin der Abteilung
Bildungspolitik beim BWHT selbst zu
Wort kommen:

„Ihre Beobachtung ist richtig.
BDA und BWHT vertreten in der Tat
bei der Schulstrukturfrage unter-
schiedliche Positionen, die aus den
unterschiedlichen Problemlagen er-
klärbar sind. Das Handwerk ist un-
mittelbar von den schlechten schuli-
schen Leistungen betroffen, weil die
Handwerksberufe am Ende der Prä-
ferenzskala der Jugendlichen rangie-
ren. Aus diesem Grund haben sich die
Handwerksorganisationen in Baden-

Württemberg mit den Ergebnissen
der PISA-Studie auseinandergesetzt
und haben insbesondere zwei Pro-
blemfelder identifiziert: die Leis-
tungsdefizite und die Hierarchisie-
rung im Schulsystem.

Um die Leistungsdefizite zu
beheben und möglichst viele Schüler
möglichst weit mitzunehmen, bedarf
es nach Meinung des Handwerks in
Baden-Württemberg einer neuen
Lernkultur, die vor allem auf dem
Aspekt der individuellen Förderung
basiert – was im Allgemeinen nicht
bestritten wird. Der BWHT geht aber
in seiner Schlussfolgerung einen
Schritt weiter. Wenn die individuelle
Förderung ins Zentrum des Lernpro-
zesses in der Schule gestellt und kon-
sequent verfolgt wird, dann erscheint
ihm eine systemische Gliederung
überflüssig. Eine Überwindung der
systemischen Gliederung würde
auch dazu führen, dass die Jugendli-
chen ihre Berufswahlentscheidung
nach ihren Interessen und Neigungen
treffen würden und nicht nach ihrem
schulischen Abschluss.“

(Ekaterina Kouli, 9.Mai 2005)

Warum das die BDA anders
sieht, begründet Frau Kouli ebenso
einleuchtend:

„Die BDA dagegen, die in ers-
ter Linie die Interessen von Großbe-
trieben vertritt, hat die Probleme des
Handwerks nicht. Zwar wird es auch
für Großbetriebe zunehmend schwie-
riger, insbesondere im gewerblich-
technischen Bereich qualifizierten
Nachwuchs zu bekommen, aber sie
können aus der großen Nachfrage
ihre Auswahl treffen.“

Nachdem der BWHT seine Kri-
tik am gegliederten Schulsystem, un-
termauert mit einer Analyse der Situ-
ation und der Entwicklungsperspek-
tiven der Hauptschule in Verbindung

Berufswelt
Handwerksunternehmen, sonstige Unternehmen

Berufliche Aufstiegsfortbildung (z.B. Meisterschule)

Vorschlag zur Neugestaltung des Bildungssystems
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mit dem Modell einer neunjährigen
Basisschule (s.Abb.) als konkrete Al-
ternative zum gegliederten Schulwe-
sen, in die bildungspolitische Debatte
eingebracht hatte, kam vor allem von
GEW-Gliederungen lebhafte Zustim-
mung. Die regionalen Handwerksver-
tretungen zeigten ihre Überraschung
über das klare Bekenntnis aus dem
Südwesten der Republik durch
Schweigen, jedenfalls sind im Internet
kaum Spuren einer Debatte zu finden.

Der Deutsche Handwerkskam-
mertag hatte in etwa zeitgleich mit
dem BWHT ein „Zehn-Punkte-Pro-
gramm des Deutschen Handwerks
zur Schulpolitik“ veröffentlicht, in
dem zwar „rasch nachhaltige Refor-
men des Schulsystems“ gefordert, in-
nerhalb des „gegliederten deutschen
Schulsystems“ aber lediglich eine
„deutlich bessere Durchlässigkeit“
angemahnt wurde.

Und die folgende Äußerung be-
leg, ein Hinterfragen des Schulsystems
ist nicht impliziert: „Das in Hauptschu-
len, Realschulen, Gymnasien, Gesamt-
schulen und Sonderschulen geglieder-
te Schulsystem verlangt(!) in fast allen
Bundesländern eine Schullaufbahnent-
scheidung in der vierten Klasse.“

Zwar soll – wenn Financial Ti-
mes Deutschland  (vom 22.11.02)  den
Sachverhalt richtig wiedergibt – der
Präsident des Zentralverbands des
Deutschen Handwerks, Dieter Phi-
lipp, den Vorstoß der B.-W. Bildungs-
expertin „vorsichtig unterstützt“ und
erklärt haben: „Es könnte durchaus
eine Alternative sein, die Entschei-
dung für die Schullaufbahn auf einen
späteren Zeitpunkt zu verschieben.“
Die Äußerung war aber eher nach
Innen gerichtet, um den drohenden
Ausbruch eines unkontrollierbaren
bildungspolitischen Konfliktes abzu-
blocken. Denn Herr Philipp äußerte
sich zeitgleich in entgegengesetzte
Richtung und scheute nicht vor Tat-
sachenfälschung zurück. Im Hand-
werk-Magazin 2/2002 wird er wie folgt
zitiert: „Und PISA hat nicht zuletzt ge-
zeigt, dass die Bestrebungen der ver-
gangenen Jahre, über Gesamtschulen
den breiten Graben zwischen leis-
tungsstarken und leistungsschwachen
Schülern wieder zu verkleinern, nicht
zu den erhofften Erfolgen geführt ha-
ben. Im Gegenteil.“ Mit solchen Aus-
sagen werden die PISA-Ergebnisse
konterkariert. Dummheit oder Böswil-
ligkeit?

Was fällt dem DGB dazu ein?

Anstatt verstärkt die divergie-
renden Interessen von Handwerk und
Großindustrie ins Kalkül zu ziehen
und zum Beispiel in der Frage der ge-
meinsamen Schule offensiv auf den
Baden-Württemberger Handwerkstag
zuzugehen, machte der DGB auf
Bundesebene im Januar dieses Jahres
mit der BDA gemeinsame Sache und
ließ sich zu einer – ganz auf der Linie
der BDA liegenden – Erklärung zu den
Ergebnissen von „PISA II“ verleiten.

Darin wird festgestellt:
„Die Sozialpartner erkennen

ausdrücklich an, dass die Kultusmi-
nister nach dem PISA-Schock 2001 mit
wichtigen Reformen, beispielsweise
im Bereich der Qualitätssicherung,
begonnen haben. Es kommt jetzt dar-
auf an, dass diese Reformen konse-
quent vorangetrieben werden.“

Beide Aussagen sind ein Schlag
ins Gesicht eines jeden Gewerkschafters.

Wer nur die geringste Ahnung
davon hat, was seit Jahren im Bildungs-
bereich unter dem Etikett „Reformen“
veranstaltet wird, müsste wissen, dass
es sich um neoliberale Programme im
Sinne von Privatisierung, Flexibilisie-
rung, Deregulierung etc etc handelt.

Natürlich sind in den 10 Punk-
ten der gemeinsamen Erklärung auch
Forderungen enthalten, die unstrittig
sind wie „die öffentlichen Investitio-
nen stärker auf den Bereich der Früh-
förderung zu konzentrieren.“ Aussa-
gen in dieser allgemeinen Form haben
jedoch kaum Bedeutung. Jeder, der in
der Bildungspolitik mitredet, unter-
schreibt das.

Es sind aber auch Punkte enthal-
ten, die der DGB nicht nur nicht un-
terstützen dürfte, sondern entschieden
bekämpfen müsste So heißt es im
Handlungsfeld 8:

„Wir brauchen die Selbstständi-
ge Schule, die genauso eigenverant-
wortlich über Personal- und Finanz-
fragen entscheiden kann wie über ihre
pädagogischen Konzepte.“

Dass hier ziemlich unreflektiert
der Begriff „Selbstständige Schule“
verwendet wird, muss verwundern.
Denn in der bildungspolitischen De-
batte gehen selbst die härtesten Befür-
worter der Zerschlagung des staatli-
chen Schulwesens öffentlich noch
nicht von der Forderung nach der
Selbstständigkeit, also einer vollen
Autonomie der einzelnen Schule aus,

sondern verwenden lieber den besser
vermittelbaren Begriff der teilautono-
men Schule, was soviel bedeuten
könnte, wie die stärkere Verlagerung
von Entscheidungen an die Basis.

Den DGB-Kollegen, die die Er-
klärung zu verantworten haben, kann
man Legitimerweise verschiedenes
unterstellen. Eine Möglichkeit ist, dass
sie das Papier nicht mitverfasst, son-
dern nur weitgehend ungelesen unter-
schrieben haben. Dann ist ihnen nur
Faulheit zu unterstellen. Sollten sie
aber nicht gemerkt haben, was sie da
unterschreiben, weil sie die Begriff-
lichkeit und den gesellschaftlichen
Background nicht kennen, muss ihnen
Dummheit attestiert werden, vielleicht
auch mangelnde Bildung. Die dritte
Möglichkeit ist noch unangenehmer,
weil perspektivisch die gefährlichste:
Sie haben das absichtlich so formuliert.

Da gibt es aber im DGB eine Bil-
dungsgewerkschaft, die in solchen
Fragen durchaus auf der Höhe der
Zeit ist, und bei der man auch hätte
nachfragen können. Das scheint aber
nicht üblich zu sein.

Zusammenfassend ist festzuhal-
ten: Die gemeinsame Erklärung ent-
hält in weiten Bereichen so blumige
und nichtssagende Forderungen wie
etwa „Der einzelne Schüler ist in den
Mittelpunkt des Unterrichts und des
schulischen Lebens zu stellen.“ Sie
enthält weiterhin – wie eben schon
ausgeführt – Forderungen aus der all-
gemeinen Privatisierungsdebatte und
Elemente des Neuen Steuerungsmo-
dells. Und sie weicht der einzigen re-
levanten Frage aus, die nach PISA
mehr denn je zur Entscheidung an-
steht: Selektives oder einheitliches Bil-
dungswesen? Gegliedertes Schulsys-
tem oder „Eine Schule für alle“? Hier
scheiden sich die Geister. Würde der
DGB an diesem Punkt konkret im Sin-
ne der Beschlusslage der GEW, gäbe
es derzeit keine gemeinsame Erklä-
rung mit der BDA.

Die Arbeiterbewegung war
immer für die einheitliche Schule als
Fundament eines demokratischen Bil-
dungswesens. Diese kann unter bürger-
lichen Verhältnissen auf den Weg ge-
bracht werden, wie es das Beispiel fast
aller entwickelten kapitalistischen Län-
der belegt. Die volle Umsetzung dieses
Anspruchs ist erst möglich, wenn durch
die Überwindung der Klassengesell-
schaft die soziale Frage gelöst ist.

p. ro
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Am 1. Mai 2005, 60 Jahre
nach Kriegsende, woll-
te die NPD in Nürnberg

ein Zeichen ihrer neuen Stärke setzen
und den Gewerkschaften zeigen, wie
der 1. Mai, der internationale Kampf-
tag der Arbeiterklasse, den die Hitler-
faschisten in den Tag der Arbeit umge-
münzt hatten, nun in einen  Tag der
Deutschen Arbeit verwandelt werden
soll.

Ihre Kritik an Hartz IV und der
Agenda 2010 und die Ablehnung der
Globalisierung sind zwar ebenso ein-
fach und platt wie eingängig aber - eben
nicht ohne ein Fünkchen Wahrheit. Ein
nationalsozialistischer Touch also, der
ihre Parolen in manchen Gegenden auf
durchaus offene Ohren treffen lässt.

Die NPD hatte hier in der Regi-
on bereits vor einigen Jahren versucht,
den Gewerkschaften den 1. Mai strei-
tig zu machen, und zwar in Fürth. Hier
waren sie aber von einem breiten
„Bündnis gegen Rechtsextremismus
und Rassismus“, das von den Kreisver-
bänden der GEW und der IG-Metall
initiiert und federführend gestaltet
wurde, unter der Parole „keine Straße
und keinen Platz den Faschisten“ in
ihre Schranken verwiesen worden.

In Nürnberg, der „Stadt der
Reichsparteitage“, bedeutete der Na-
ziaufmarsch, der auf der selben Route
stattfinden sollte, die der DGB traditi-
onell einige Stunde vorher genommen
hatte, eine besondere Provokation.

Dies ging den guten Demokra-
ten von DGB, SPD, CSU(Beckstein)
und offiziellen Kirchenvertretern dann
doch zu weit. Unter der Überschrift
„Nürnberg, bunt statt braun“ setzten
sie ein Zeichen gegen den Rechtsext-
remismus in Form einer ganzseitigen
Anzeige in den Nürnberger Nachrich-

ten. Es war der Aufruf zu einer Ge-
genkundgebung. Da gegen den In-
halt des Aufrufs nichts einzuwen-
den ist, drucken wir ihn ab:

„Die NPD hat für den 1. Mai in
Nürnberg einen Demonstration ange-
meldet. Die NPD ist eine rechtsextre-
mistische Partei. Sie ist rassistisch und
antisemitisch. Ihre Gefolgsleute miss-
achten die Menschenrechte und be-
kämpfen Freiheit und Demokratie. Mit

ihrem Aufmarsch durch die Strassen
Nürnbergs knüpfen Neonazis bewusst an
unselige Zeiten an. Dies ist eine ungeheu-
re Provokation. Die rechtsradikalen Kräfte
wollen den Ruf Nürnbergs beschädigen.
Dies werden wir nicht zulassen.

Gerade die Nürnbergerinnen und
Nürnberger wissen genau, was es bedeu-
tet, wenn Hass zur Leitlinie der Politik
wird. Schon einmal haben Nazis unsere
Stadt für ihre menschenverachtenden Zie-
le missbraucht. Am Ende war Nürnberg
einen Trümmerwüste. Zigmillionen Men-
schen wurden Opfer des NS-Regimes.
Gerade 60 Jahre nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkriegs ist diese Erinnerung
besonders gegenwärtig.

Die Vergangenheit ist uns ver-
pflichtende Mahnung. Wir werden
weiterhin allen Anfängen wehren. Alt-
und Neonazis haben in Nürnberg keinen
Platz. Auch wenn der Aufzug aus rechts-
staatlichen Gründen nicht verhindert
werden kann, verurteilen wir diese Um-
triebe zutiefst.

Wir bitten deshalb alle Bürgerinnen
und Bürger, ein unmissverständliches
Zeichen gegen die rechtsextremistischen
Absichten zu setzen.“

Das ließ doch einiges erwarten.
Sollte es sein, dass die sauberen De-
mokraten doch etwas aus der Ge-
schichte gelernt haben? Schließlich
steht ja auch der 72. Jahrestag der Be-
setzung der Gewerkschaftshäuser und
der Zerschlagung der Gewerkschaften
an. Entsprechende Äußerungen in der
Aprilausgabe der Zeitschrift „metall“
lassen hoffen: „Wir werden präsent sein,
wo immer die Nazis auftauchen.“ (S. 17).
Denn „während Politik und öffentliche
Meinung hilflos reagieren, haben Metal-
lerinnen und Metaller längst die Gefahr
erkannt. Wo die Braunen auftreten, rea-
gieren sie mit Gegenaktionen, Aufklärung

und örtlichen Bündnissen. Wo die IG
Metall mit ihren Partnern dagegenhält,
haben die Rechten keine Chance“ (S.3).

Hier schien sich eine bedeuten-
de Kraft herauszubilden, die den Na-
ziaufmarsch wirklich verhindern
wollte. Grund genug gab es ja gerade
für Nürnberg, wie wir gelesen haben.
Moralisch unterstützt fühlten sich die
wackeren Demokraten auch durch die
Aussage, die Bundestagspräsident W.
Thierse, am 27. Januar 2005 anlässlich
des nationalen Gedenktages zur Er-
innerung an die Verbrechen des Na-
tionalsozialismus gemacht hatte:
„Wegschauen, ignorieren, schweigen, all
das dürfen wir Demokraten nicht! Wir
Politiker müssen diejenigen unterstützen,
die sich täglich couragiert und mutig den
Rechtsextremen entgegenstellen. Wir
dürfen denen unsere Sprache und unsere
Plätze nicht überlassen.“

Diese Aussage hatte sich auch
das „Nürnberger Bündnis gegen
Rechts“ auf die Fahne geschrieben und
zur Handlungsanleitung gemacht. Trä-
ger dieses Bündnisses waren u.a.: Aus-
länderbeirat Nürnberg; die Grünen;
DIDF Nürnberg; GEW; IPPNV Nürn-
berg; Nürnberger Evangelisches Fo-
rum für den Frieden; Nürnberger Frie-
densforum; PDS; solid; VVN-BdA. Als
Aufgabe hatte sich das Bündnis ge-
setzt, Nürnbergs Strassen und Plätze
den Neonazis nicht zu überlassen.

Die Vorraussetzungen waren
vielversprechend und somit auch die
Möglichkeit, dass „Nürnberg“ wirk-
lich ein klares Zeichen gegen die Na-
zis setzten konnte.

Doch weit gefehlt.
Ihre Würde – die sollten Ge-

werkschafter und Gewerkschafter-
innen auf der 1. Maikundgebung zei-
gen. Dazu bestellte der DGB seine
Mitglieder zur traditionellen Kundge-
bung vor dem Gewerkschaftshaus auf
dem Kornmarkt ein. Kein einziges
Wort über den dreisten Naziauf-
marsch geschweige denn ein Aufruf,
sich den braunen Horden entgegen-
zustellen. Wollten sie damit den Aus-
sagen ihrer Kollegen in „metall“
Hohn sprechen?

Das Zeichen, das die wahren De-
mokraten der Stadt Nürnberg, der Kir-

NPD-Aufmarsch in Nürnberg zum 1. Mai
Gewerkschaften und SPD bellen aber beißen nicht
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chen und der CSU in Gestalt von Hard-
liner Innenminister Beckstein setzten,
bestand in einer Kundgebung vor dem
Gewerkschaftshaus in Nürnberg, weit
weg von der Marschroute der NPD.
Dort versammelten sich unter dem
bereits angesprochenen Motto „bunt
statt braun“ doch ca. 5000 Bürgerinnen
und Bürger, die sonst eher nicht zur
klassischen Gewerkschaftsklientel zäh-
len. SPD Bürgermeister Maly ließ ei-
nige verbale Attacken gegen die Na-
zis, von denen auch einer im Nürnber-
ger Rathaus sitzt, ab; dann hielt er es
allerdings für nötig, die Teilnehmer
dringlich zu bitten, seinen Nachfolger
auf dem Rednerpodium nicht auszu-
pfeifen. Das war nämlich der bayeri-
schen Innenminister Beckstein. Der
zeigte der NPD nun wirklich zu wel-
chem Verbalradikalismus ein aufrech-
ter bayerischer CSUler in der Lage ist,
wenn ihm jemand den parlamentari-
schen rechten Rand der Gesellschaft
streitig machen will. Deshalb ist die
NPD für ihn eine verfassungsfeindli-
che Partei, die verboten gehört.

Eine konkrete Gegenmaßnahme
gegen die Braunen erwuchs aus dieser
bunten Kundgebung dann tatsächlich
auch noch, als OB Maly denen recht viel
Vergnügen wünschte, die noch einen
Sonntagsspaziergang zum veneziani-
schen Markt machen wollten, dem Platz
der NPD-Abschlusskundgebung.

Das „Nürnberger Bündnis gegen
Rechts“, das bereits seit längerer Zeit
Gegenmaßnahmen geplant hatte, stand
nun trotz der geschilderten scheinbar
guten Vorraussetzungen auf einmal all-
eine da. Der verbalradikale Maly hatte
die Verantwortlichen des Bündnisses
nämlich in einem Beitrag in den NN als
„linke Kleingeister“ gebranntmarkt.
Diese schrecken ja bekanntlich vor
nichts zurück. Nicht einmal davor, aus
den Reihen der guten und wahren De-
mokraten auszuscheren, wenn es gegen
Neonazis geht. Sie kochen sich auch
hier ihr eigenes Süppchen.

Das lieferte einen willkommenen
Effekt, der von der Presse gierig aufge-
sogen und verbreitet wurde – die mes-
serscharfe Trennung in gute und böse
Gegendemonstranten. Im Kommentar
zu den Geschehnissen am 1. Mai mit der
Überschrift „Nürnberg setzte erneut ein
klares Zeichen gegen Nazis“ wird das ganz
deutlich. Da erteilte „eine stattliche Zahl
friedlicher Demonstranten  in Nürnberg ei-
ner weitaus kleineren Schar von NPD-An-
hängern eine Absage mit klarer Botschaft;

anders als ein paar eher wirre „Autonome“.
Bei den „paar wirren Autonomen“ han-
delte es sich in Wahrheit um ca. 1.500
Demonstranten, die keineswegs nur
dem autonomen Spektrum zuzuordnen
waren.

Bei so geballtem massivem verbal-
radikalem Widerstand und der Denun-
ziation als „Kleingeister“ aus den Reihen
der Stadtoberen, des DGB und der Lan-
despolitik taten sich die Veranstalter des
„Nürnberger Bündnisses gegen Rechts“
mit der Mobilisierung zu einem Wider-
stand, der sich am Aufruf von W. Thier-
se orientierte und den Rechten eben
nicht Nürnbergs Plätze überlassen woll-
te, natürlich schwer.

So hatten SPD und DGB bereits
im Vorfeld den Protest gegen die Nazis
gespalten, den schwarzen Peter dafür
aber mit Hilfe der Presse dem linkeren
Bündnis zugeschoben und somit die
Tatsachen auf den Kopf gestellt.

Aber die vorweggenommene
Trennung in friedliche Demonstranten
und gewaltbereite wirre Autonome frei
nach dem Motto wir braven Bürger
wollen weder Rechts- noch Linksextre-
me, hatte seine Wirkung dennoch ver-
fehlt. Die Neonazis konnten in Nürn-
berg nicht so aufmarschieren, wie sie
es geplant hatten. Und das, obwohl der
vorher von Polizei und Stadt „akribisch
geplante Zeitplan“, damit sich Nazis und
Gegendemonstranten ja nicht in die
Quere kämen, sich schon vor Beginn
des Aufmarsches als Makulatur erwies.

Im Pressedienst der Polizei liest
sich das so: „Der für 13.00 Uhr vorgese-
hene Abmarsch der 400 versammelten
NPD-Anhänger ab Maffeiplatz verzögerte
sich um 1 Stunde, weil es in der U-Bahn-
röhre zwischen den Bahnhöfen Hasenbuck
und Frankenstraße aus noch nicht bekann-
ten Gründen zu einer Rauchentwicklung
gekommen war, was zu einer Streckensperre
führte. Evtl. war ein technischer Defekt
ursächlich. Verletzt wurde niemand. Da
zwischenzeitlich der Maffeiplatz blockiert
wurde, begann die NPD mit ihrem Auf-
takt erst am Aufseßplatz. Nach einer Zwi-
schenkundgebung am Celtisplatz wurde die
Wegstrecke im Bereich des Hauptbahnho-
fes erneut blockiert und Einsatzkräfte wur-
den mit Gegenständen beworfen. Polizei-
kräfte konnten die Situation mit Pfeffer-
spray und unter Einsatz des Schlagstockes
als Abwehrhilfe bereinigen.“ (aus der Po-
lizeipresseerklärung).

Ganz so harmlos, wie es die Po-
lizei in ihrem Pressebericht darstellte,
war das Ganze dann doch nicht. Das

gigantische Aufgebot an Polizistinnen
und Polizisten, teils in martialisch wir-
kenden schwarzen Kampfanzügen
oder gepolsterten grünen Schutzuni-
formen, zielte durchaus darauf ab, die
in ihrer Hauptsache friedlichen De-
monstranten einzuschüchtern. Bei Ver-
suchen, für die Faschisten die Straße
frei zu machen und die Blockade der
Demokraten zu durchbrechen, kam es
auf Grund laufender Provokationen
von Seiten der Polizei, die mit äußers-
ter Härte hinlangte, wenn jemand nicht
schnell genug aus dem Weg kam,
immer wieder zu Übergriffen. Dabei
wurden „Gefangene“ teilweise gleich
von mehreren Polizisten mit brutaler
Gewalt zu Boden gepresst, mit Kabel-
bindern gefesselt und beim Abführen
auf die Polizeiwache regelrecht zur
Schau gestellt und vorgeführt. Den be-
sonnenen Reaktionen der Demonst-
ranten, die hierbei auch wieder ihre
Friedfertigkeit unter Beweis stellten ist
es zu verdanken, dass es zu keinen grö-
ßeren Auseinandersetzungen mit der
Staatsgewalt kam.

An der Sitzblockade vor dem
Bahnhof waren auch einige örtliche
Gewerkschaftsfunktionäre beteiligt,
sowie Thomas Händel (IGM, WASG)
eine grüne Stadträtin aus Fürth, ein
SPD-Bezirkstagmitglied und Horst
Schmitthenner vom Vorstand der IG
Metall. Dieser erklärte einer Reporte-
rin des bayerischen Rundfunks auf ihre
Frage hin, warum er denn hier sei und
nicht bei der eigentlichen Kundgebung
des DGB vor dem Gewerkschaftshaus,
dass bei einer solchen Provokation
durch die Neonazis am 1. Mai alle For-
men des Widerstands ausgelotet und
angewandt werden müssten. Er habe
für sich bewusst diese Form des Wi-
derstands gewählt. Solche Gewerk-
schaftsfunktionäre aus den Führungs-
etagen des DGB und der Einzelge-
werkschaften, die nicht nur reden, ver-
dienen unsern Respekt. Leider sind sie
dort nur noch mit der Lupe zu finden.

Nürnberg hat wiederum gezeigt,
dass die staatstragenden Kräfte sich
zwar in ihren Reden radikal mit den
Neonazis auseinandersetzen, doch
wenn es darauf ankommt, ihnen wirk-
lichen Widerstand entgegenzusetzen,
zeigen sie, dass sie aus der Geschichte
nichts gelernt haben – oder nichts ha-
ben lernen wollen. (vgl. hierzu Arbei-
terstimme Nr. 132: „mayday-mayday!
Die Gewerkschaften gehen – die Faschis-
ten kommen“)
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Im Januar 2004 fand in Lever-
kusen eine Konferenz der
Marx-Engels-Stiftung statt,

die maßgeblich von DKP-Kreisen um
Robert Steigerwald in Zusammenar-
beit mit Menschen aus der SOZ wie
Manuel Kellner und Angela Klein ini-
tiiert worden war. Der Grund hierfür
war u.a., einen Diskussionsprozeß
und evtl. eine Annäherung (auch
durch persönliches Kennenlernen)
von politischen Strömungen der revo-
lutionären Linken zu erreichen, die
sich in der Vergangenheit distanziert
bis feindlich gegenübergestanden hat-
ten, unter den neuen Gegebenheiten
des weltweiten Kapitalismus in unse-
rem Land.

Der Teilnehmerkreis umfaßte
die oben geschilderten Gruppierun-
gen sowie Genossen von Arbeiterpo-
litik, Arbeiterstimme und aus dem
Marxistischen Forum der PDS. Unter
dem Blickwinkel der geschilderten
Zielsetzung war die Konferenz
durchaus als Erfolg zu werten. Die
angestrebte Fortsetzung des in gang
gesetzten Prozesses kam nach div.
Koordinationsschwierigkeiten (ausu-
fernder Teilnehmerkreis; ausufernde
Thematiken; Stringenz der Planung)
schließlich in Form einer erneut in
Leverkusen stattfindenden Konferenz
zustande; der Einfachheit halber wird
sie hier „Leverkusen II“ genannt.

Leverkusen II fand am 12. und
13. März 2005, wie die Konferenz im
Vorjahr , in Räumlichkeiten der DKP,
nämlich im Karl-Liebknecht-Haus in
Leverkusen, statt. Der Kreis der Teil-
nehmer hatte sich zahlenmäßig, näm-
lich von 18 im Vorjahr auf heuer 29,
aber auch im Umfang des politischen
Spektrums erweitert: Den größten
Anteil stellte, wie im Vorjahr, die DKP
bzw. deren Kreis um Robert Steiger-
wald. Auffallend war aber, daß bis
auf Steigerwald selbst und Hans Pe-
ter Brenner dessen Zusammenset-
zung personell eine völlig andere war
als im Vorjahr: Waren damals mehr
die „theoretischen Kreise“ anwesend
(Polikeit, Kapluck, Judick, Gerns), so
waren es diesmal Menschen aus dem
Gewerkschaftsbereich (Gobrecht,
Knecht, Wunderlich), was natürlich
auch der anderen Thematik geschul-
det war. Auffallend war weiter, daß

„Leverkusen II“
im Gegensatz zum Vorjahr in der UZ
auf die Konferenz nicht einmal hin-
gewiesen wurde (was von Steiger-
wald kritisch angemerkt wurde).

Des weiteren waren wieder
Teilnehmer aus der „Traditionslinie
der KPO“ anwesend, von den Grup-
pen Arbeiterpolitik und Arbeiterstim-
me, aber auch vom Marxistischen
Forum Sachsen bei der PDS. (Hans-
Joachim Krusch ist ja leider kurz nach
der letztjährigen Konferenz verstor-
ben und hat eine große Lücke hinter-
lassen.) Auch hier waren ein paar
neue Gesichter zu sehen. Es waren,
wie im Vorjahr, eine größere Anzahl
Genossinnen und Genossen von der
Sozialistischen Zeitung da. (Angela
Klein konnte wegen Erkrankung
nicht teilnehmen.) Neu im Kreis der
Teilnehmer war eine Genossin der
feministischen Marxistinnen, ein Ge-
nosse der Vereinigten Linken (aus der
geringen kritischen Konkursmasse
der DDR) sowie Genossinnen und
Genossen von Autonomen, die ihren
Hintergrund bei der DKP haben. Fer-
ner waren interessierte Einzelgenos-
sen anwesend (und, wie bereits im
vergangenen Jahr, zwei Readaktions-
mitglieder der „jungen welt“).

Zum Leitmotto hatte man erko-
ren: „Zur Zeit scheinen wir vor einem
Novum der deutschen Geschichte zu ste-
hen: Es gibt mehr Sozialisten und Kom-
munisten außerhalb als innerhalb kommu-
nistischer oder sozialistischer Parteien.“

Die Diskussionspunkte sollten
sein: Zustand der Klasse / Stärkung
von Klassenbewußtsein und Klassen-
handeln / Politische Parteien und po-
litische Unabhängigkeit der Arbeiter-
klasse / Gewerkschaftsfragen – Ge-
schichte, Gegenwart und Zukunft /
Dialog und Kooperation der marxis-
tischen Linken.

Aus Witterungsgründen
(Schneesturm bei der Anreise) habe
ich den Anfang der Tagung verpaßt.
Ich geriet mitten in die Diskussion
über das für und wider einer Mitar-
beit bei der WASG, was kontrovers
diskutiert wurde. Vor allem von Leu-
ten von der SOZ, aber auch Einzelnen
aus der DKP wurde diese als die im
jetzigen Zeitpunkt wichtigste Aufga-
be für Linke angesehen, da hier ein
breiterer Kreis von Menschen an-

sprechbar sei, an die man sonst nicht
herankomme, (wobei aber kaum Illu-
sionen über Wesen und Möglichkei-
ten der WASG vorhanden waren).

Beim Blick auf das vorgesehe-
ne Programm war mir der Punkt
„Stärkung von Klassenbewußtsein und
Klassenhandeln – Gegenmachtstrategi-
en“ ins Auge gestochen. Er unterstellt
zumindest unterschwellig, als ließe
sich Klassenbewußtsein willentlich
und durch (neue, bessere?) Strategi-
en hervorrufen, beeinflussen, stärken.
(Im Umkehrschluß folgte daraus, die
derzeitige Lage beruhe – auch – auf
mangelndem Willen und/oder fal-
schen oder fehlenden Strategien.) In
der Absicht, solchen Auffassungen
entgegenzutreten und auch, um
nochmals auf den desaströsen Zu-
stand des Bewußtseins der Arbeiter-
klasse und damit der Bedingungen
für die revolutionäre Linke hinzuwei-
sen (was immer noch nicht genug in
den Hirnen der Handelnden angekom-
men ist und deshalb immer noch wie-
derholt werden muß! – wie die jetzige
Debatte um und das Verhalten zu und
in der WASG leider wieder unter Be-
weis stellt), gestaltete ich meinen Vor-

Anzeige
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trag (der nachfolgend abgedruckt ist).
Kritisch wurde dazu z.B. angemerkt,
daß die Feststellungen über die früher
gegebene Einheitlichkeit, etwa bei den
Lebensbedingungen, der Arbeiterklas-
se nur für die klassische Industriearbei-
terschaft zuträfen, nicht aber für ande-
re Gruppen der Arbeiterklasse zur da-
maligen Zeit, beispielsweise im Bereich
des Handwerks.

Anschließend wurde von einem
Genossen der Gruppe Arbeiterpolitik
die Geschichte der Gewerkschaften in
Deutschland, namentlich seit dem II.
Weltkrieg, dargestellt. Die darauf fol-
gende Diskussion lief teilweise sehr
emotional ab, z.T. auch, weil auf Punk-
te reagiert wurde, die so nicht gesagt
worden waren. Die Hinweise auf den
Zustand der Klasse und die Hinter-
gründe wurden nach meinem Ein-
druck, auch allgemein auf der Konfe-
renz, zumindest rhetorisch, stärker
und ernsthafter als im Vorjahr wahr-
genommen.

In der Diskussion zum Zustand
der Klasse und ihren Ursachen wur-
de (aus Reihen der DKP) angeführt,
das falsche Bewußtsein (Siegesbe-
wußtsein, Geschichtsautomatismus)
mußte der rasch wachsenden Arbei-
terklasse eingeimpft werden („Das
steht schon bei den Klassikern.“) Das
„Uns gehört die Zukunft“ könne die
Kampfbereitschaft wecken, könne sie
aber auch (als Folge eines daraus fol-
genden Fatalismus) stoppen. Mängel
in der Aneignung des Marxismus
durch die Arbeiterbewegung wurden
beklagt. (Heißt das, daß die Arbeiter-
bewegung per se marxistisch ist?, d.
Verf.) Auf dem Feld des Parlamenta-
rismus habe sie große Erfolge erzielt;
seit 1914 hätte sich aber eine Nieder-
lage an die andere gereiht. Das Ver-
schwinden des Milieus, die Aufgabe
der Presse (wegen des Antifaschis-
mus) wurden benannt. (...) „Durch den
Kalten Krieg (bereits 1944!) war die Po-
sition der Kommunisten nur an der Seite
der SU.“ Titoisten und Westemigran-
ten rauszuwerfen, wurde als „Notwen-
digkeit“ begründet. Andererseits wur-
de die de facto linksradikale Politik
dieser Zeit als falsch und eine der Ur-
sachen für die Schwierigkeiten von
heute dargestellt. (vom selben Disku-
tanten!?) Es wurde darauf hingewie-
sen, die DKP sei die Partei der deut-
schen Kultur gewesen. (Das einzige
„Gegenargument“ der Künstler, die
DKP sei keine hiesige Partei, stimme

aber nicht, denn: „Sie ist immer noch
da!“) Es wurde bedauernd festge-
stellt, die anwesenden Strömungen
stammten aus den gleichen Wurzeln,
aus denen aber Getrenntes geworden
sei. Andererseits wurde aber auch
vorgebracht: „Unser Hauptproblem ist,
wie wir mit den Folgen des Zusammen-
bruchs des Ostblocks fertig werden!“

Beim Gespräch über den Nie-
dergang der bundesdeutschen Ge-
werkschaften wurde auf den Rück-
gang von 12 auf 7 Millionen Mitglie-
der hingewiesen. Die Steigerung der
Produktivität gehe einher mit der
Schwächung der Gewerkschaften.
Die Stärke in den 50er Jahren sei nicht
erkämpft gewesen, sondern von der
Besatzungsmacht installiert (um den
deutschen Kapitalismus nicht zu
mächtig werden zu lassen und um
ihn als potentiellen Konkurrenten in
Schach zu halten). Dem wurde ent-
gegengehalten, ob nicht (in der fran-
zösischen Zone) vielmehr die Ge-
werkschaften gegen die Besatzungs-
mächte standen.  Der unterschiedli-
che Umgang der damaligen KPD mit
den Reparationen in der sowjeti-
schen Besatzungszone bzw. in den
Westzonen wurde kontrovers disku-
tiert: Dem Argument, die jeweils Be-
troffenen hätten gleichermaßen un-
ter den Maßnahmen der jeweiligen
Besatzer zu leiden gehabt, wurde
erwidert, die Maßnahmen hätten ge-
sellschaftlich jeweils einen anderen
Charakter gehabt; außerdem sei die
Anpassung an die Besatzungsmacht
in der SBZ  richtig gewesen, „weil es
die historisch fortschrittliche Kraft war“.
Heute sei die Frage: „Wie kriegen wir
die Gewerkschaften dazu, daß sie wieder
kämpfen? Wir müssen marxistische For-
derungen in die Kämpfe hineintragen!“
– Gebe es einen Radikalisierungspro-
zeß oder würden die Gewerkschaf-
ten zum Dienstleister fürs Kapital?
Es wurde für einen gemeinsamen
Kampf der Gewerkschaften in Euro-
pa plädiert (mit der Zielrichtung:
Können die Sozialstandards gewahrt
werden?).Die Zusammenarbeit der
ver.di-Linken mit Österreich wurde
als positives Beispiel herausgestellt.
– Die Globalisierung sei schuld an
den Problemen der Gewerkschaft;
man müsse die Linke in den Gewerk-
schaften unterstützen.

Am Abend wurde dann ein Pa-
pier „Marxistischen Dialog um Zukunft
der Bewegung weiterführen“ vorgelegt,

das im Rahmen des vorgesehenen
Programmpunktes „Dialog und Koo-
peration der marxistischen Linken“ ent-
standen war und von einem breite-
ren Personenkreis verfaßt wurde.
Leider kam eine am Thema bleiben-
de Diskussion nicht zustande, da ein
Teilnehmer einen Punkt aus dem Pa-
pier aus dem Zusammenhang riß, der
so nicht gemeint und formuliert war.
Es handelte sich um die Feststellung,
daß im Rahmen des Bedenkens der
und Nachdenkens über die Lage für
die marxistische Linke in der BRD
sich auch in der entsprechenden ge-
schichtlichen Situation die Frage nach
einer marxistischen Partei mit Mas-
seneinfluß stellt. Dies wurde von dem
Teilnehmer allerdings allein als An-
griff auf die DPK aufgefaßt und ent-
sprechend angegriffen (was
wiederum bei Teilen des Verfasser-
kreises zu ziemlichen Frustrationen
führte).

Am nächsten Tag stand der
Punkt „Politische Parteien und politi-
sche Unabhängigkeit der Arbeiterklasse
- Marxistische Partei und Räte, ihr Ver-
hältnis zueinander“ auf dem Pro-
gramm. Nach einer allgemeinen Ein-
führung zum Thema von Ekkehard
Lieberam referierten Hans-Peter
Brenner und Manuel Kellner zum
Thema „Marxistisch-leninistische Par-
teitheorie und die Rolle des Rätesystems“,
abschließend dann Gisela Notz zum
Thema „Kommunale Lebens- und Ar-
beitsformen“.

Ekkehard Lieberam untersuch-
te als Kernfrage die politische Unab-
hängigkeit der Arbeiterklasse. Er kam
bei der Betrachtung der Verhältnisse
in der BRD zu dem Schluß, die Reali-
tät verhalte sich „diametral zu dem Pro-
blem, dem wir uns stellen“ Die Situati-
on sei wie bei Marx 1850. Es gebe aber
zwei wesentliche Unterschiede: es
gebe keine kämpfende Arbeiterklasse
und es gebe ein funktionierendes Sys-
tem der Absicherung des bestehenden
Systems! Er stellte die Entwicklung
der kommunistischen Partei im
Nachkriegs(west)deutschland dar:
zunächst gab es Masseneinfluß, dann
Wahlverluste, dann das Verbot. Dann
kam die Errichtung der DKP – nicht
als Ausfluß des Willens der Arbeiter-
klasse! Die heutigen Kleinparteien sei-
en wichtig, als Kristallisationskerne
bei der Herausbildung einer neuen
Arbeiterpartei. Die PDS unterliege der
Integrationskraft des bestehenden Par-
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teiensystems. Er schilderte die soziale
Polarisierung, die tendentiell zur po-
litischen Polarisierung wird. Die Klas-
se benötige dringend eine Partei als
politische Kraft. Diese ist in seinen
Augen nicht in Sicht; er hält aber al-
lein die Diskussion darüber für sehr
wichtig. Eine Sozialstaatspartei zur
Lösung der sozialen Probleme der ar-
beitenden Bevölkerung hält er als Zwi-
schenlösung für vorstellbar; er sieht
Chancen für eine Linkspartei bei Wah-
len unter den gegebenen Systemvor-
aussetzungen.

Die folgenden drei Referate
wurden dann im Block gehalten,
einmal wegen des thematischen Zu-
sammenhangs, aber auch, weil lang-
sam die Zeit knapp wurde: Hans-Pe-
ter Brenner behandelte die Partei und
das Rätesystem unter historischen
Gesichtspunkten. Er stellte die theo-
retische Frage nach der Räte-Macht
der praktischen Frage gegenüber:
Wie kann die Arbeiterklasse ihrer
Rolle bewußt gemacht werden? Die
Räte seien keine Theorie der Grün-
dergeneration gewesen, sondern eine
praktische Frage angesichts der drei
Revolutionen (1905, Oktoberrevolu-
tion, 1918). Die Gefahr des Miß-
brauchs/der Umfunktionierung stuf-
te er als sehr groß ein; er erwähnte
schlechte Erfahrungen der Bolsche-
wiki mit dem Rätesystem. Die Partei
ist (nach Lenin) die Vorhut; sie orga-
nisiert den einheitlichen Willen (des
bewußten Teils) der Klasse. Wichtig
bei der Betrachtung der Räte seien die
jeweiligen historischen Bedingungen.
Keine breite Zustimmung in der Zu-
hörerschaft fand der Referent
allerdings, wie er selbst schon erwar-
tet hatte, mit seiner Schlußfeststel-
lung, die DPK stehe in ungebroche-
ner Kontinuität der KPD als „die“
kommunistische Partei in Deutsch-
land. Sie sei immer eine Massenpar-
tei gewesen, bei den Massen veran-
kert, auch in Zeiten des Verbots und
der Illegalität. (Sie sei z.B. federfüh-
rend bei der Kampagne gegen die
Wiederbewaffnung gewesen, sie habe
die Studentenbewegung hervorgeru-
fen und die Friedensbewegung.) Es
gebe also bereits die kommunistische
Partei in der BRD, eine (Neu-) Grün-
dung sei daher nicht notwendig.

Manuel Kellner hatte in seinem
Koreferat dann eine etwas andere
Sicht in Hinblick auf die Frage der
Räte: Er sieht sie, nach Mandel, als

Instrument des Kampfes der Arbei-
ter gegen das Kapital. Sie verträten
alle Schichten z.B. einer Region und
stellten eine völlig neue Form der
Machtausübung dar. Er sieht die Ten-
denz, daß entfremdete Formen der
Herrschaft von Menschen über Men-
schen dadurch aufgehoben werden.
„Räte heißt, daß die Arbeiter tatsächlich
die Kontrolle über ihren Betrieb überneh-
men.“ Er ist der Auffassung, dies sei
heute viel einfacher zu organisieren
als in historischen Zeiten. Ferner stell-
te der Referent die Pluralität von po-
litischen Parteien als unverzichtbar
notwendig für sozialistische Demo-
kratie dar. In seinen Augen sind die
Beratungen über den Haushalt in (der
brasilianischen Stadt) Porto Allegre
ein positives Beispiel hierfür, auch er
sieht dies aber als Experiment im Rah-
men der bürgerlichen Verhältnisse.

Als letzte referierte Gisela Notz
dann über „Kommunen“ im weitesten
Sinne, d.h. über „kommunitäre Lebens-
und Arbeitsformen“. Sie schilderte
kurz die mögliche Bandbreite ge-
meinschaftlicher Lebensformen, von
reinen Zweckgemeinschaften, etwa,
um Geld zu sparen, über auch religi-
öse Ansätze bis zu „Aussteigern“ aus
der Gesellschaft. Alternative Lebens-
formen sieht sie nicht als Ausweg,
sondern als Fenster im kapitalisti-
schen System (in eine herrschaftsfreie
Welt). „Wohngemeinschaften von Sozi-
alisten, um sozialistische Gesellschafts-
formen zu praktizieren und auch Kampf-
formen zu lernen“ Sie seien Widerspie-
gelungen von Suchbewegungen und
Versuche, „im hier und jetzt mit dem
Leben zu beginnen.“ Alle haben darin
gleiche Rechte und Pflichten; sie sind
die radikalste Form von selbstverwal-
tetem Leben und Arbeiten! Nachdem
die Referentin die Wurzeln in anar-
chistischen und sozialistischen Bewe-
gungen darstellte, von Gustav Lan-
dauer (Er wandte sich gegen die so-
zialistische Geduld: „Mit dem richti-
gen Leben im Falschen beginnen!“) bis
zum Anarchosyndikalisten Rudolf
Rocker nach dem I: Weltkrieg. Den in-
teressanten Aspekt für Sozialisten
sieht sie in den kollektiven Besitz-
strukturen; kollektive Entscheidungs-
strukturen förderten sozialistisches
Bewußtsein. Kommunitäre Lebens-
und Arbeitsformen beruhen auf dem
Konsensprinzip; sie sind gegen jede
Form von Herrschaft gerichtet (also
auch gegen Räte!). Nach ihrer Mei-

nung müßten Kommunen eigentlich
unterstützt werden, auch innerhalb
des Systems, denn sie befinden sich
in keiner Abhängigkeit vom Sozial-
staat usw.

In der wenigen noch verbliebe-
nen Zeit bis zur Abreise der Konfe-
renzteilnehmer konnten die vielfälti-
gen Aspekte, die sich aus den Refe-
raten ergeben hatten, und die unter-
schiedlichen Sichtweisen nur noch
kurz angesprochen werden. Das Pa-
pier über die Notwendigkeit eines
marxistischen Dialogs wurde einer
Arbeitsgruppe übergeben, nachdem
kurzzeitig einer großzügigen Aus-
weitung des anzusprechenden Krei-
ses das Wort geredet worden war.

Als Resümee der Veranstaltung
ergibt sich für mich, daß auf jeden Fall
der im Vorjahr aufgenommene Dia-
log fortgesetzt werden sollte. Aus
dem im Vorjahr (so geplanten?)
hintereinander Anhören der verschie-
denen Standpunkte ist mehr ein
miteinander Reden geworden; per-
sönliche Kontakte erfüllen den Pro-
zeß auch tatsächlich „mit Leben“! Der
beteiligte Kreis sollte aber nur sehr
behutsam erweitert werden, nicht,
um andere auszuschließen, sondern
um Zeit zu lassen, „zusammenwach-
sen“ zu lassen, „was zusammengehört“.
Eine mehr oder weniger wahllose
Erweiterung des angesprochenen
Spektrums würde mindestens zu ei-
ner Verwässerung, wenn nicht zu ei-
ner Verunmöglichung des angestoße-
nen Prozesses führen! In der derzei-
tigen Niedergangsphase der sozialis-
tischen Strömungen in unserem Land
(und in den entwickelten kapitalisti-
schen Ländern allgemein) ist ein der-
artiges Treffen, ein begonnener Dis-
kussionsprozeß zwischen Gruppie-
rungen und Menschen der revoluti-
onären Linken, der in dieser Form vor
nicht allzu langer Zeit nicht vorstell-
bar gewesen wäre, eine der wenigen
positiven Erscheinungen, die wir
nicht gefährden sollten. Dabei sollte
auch nicht übersehen werden, daß bei
der Unterschiedlichkeit und Ver-
schiedenheit der beteiligten Gruppen
auch die Kapazitäten, vor allem in
personeller Hinsicht, aber auch die
Ausrichtungen und Gewichtungen,
verschieden sind. Wir leben in keiner
„Kampfzeit“, wo es auf schnelle Ent-
scheidungen ankommt; wir sollten
daher die Chance, die ein solcher Pro-
zeß bietet, nutzen!



Arbeiterstimme2424242424 Sommer 2005

Ich muß gleich vorausschi-
cken, daß ich wenig (positi-
ves) zum Thema „Stärkung

von Klassenbewußtsein“ vortragen
werde und mich mehr mit dem ers-
ten Themenblock „Zustand der Klas-
se“ beschäftigen werde. Das hat aber
seine Gründe:

Nicht das Stärken von Klassen-
bewußtsein und Klassenhandeln
kann das Thema sein – zumindest
nicht, solange nicht realisiert wird,
auf welchem Punkt das Klassenbe-
wußtsein angekommen ist – nämlich
auf einem Tiefpunkt. Es geht
zunächst nicht darum, „richtige Re-
zepte“ zu finden, um das Klassenhan-
deln voranzutreiben (Stichwort: „Ge-
genmachtstrategien“), weil nicht „Re-
zepte“ zu richtigem/besserem Klas-
senhandeln führen (also: nicht der
Mangel an „Rezepten“ oder „Strate-
gien“ oder der mangelnde Wille, sie
anzuwenden / der mangelnde Einsatz
ist der „Fehler“) vielmehr muß erst
eine ehrliche Bestandsaufnahme und
Analyse des Zustands der Klasse und
des Klassenbewußtseins erfolgen -
daran mangelt es häufig!

Genausowenig, wie es richtig
ist, vom „Ende der Arbeiterklasse“ zu
reden, ist es richtig, so zu tun, als be-
stünde die „alte“, „klassische“ Arbei-
terklasse noch so wie etwa in der
Weimarer Zeit oder gar im 19. Jhd.

Man muß/Wir müssen erst den
Wandel realisieren, der stattgefunden
hat, um dann daraus seine Schlüsse
ziehen zu können. (Erst dann kann
man „auch“ über „Rezepte“ oder „Ge-
genmachtstrategien“ reden!)

Art und Gründe des Wandels:
Nach meiner Auffassung stellen

sich die beiden Hauptursachen wie
folgt dar:
1.) Es gibt  keine einheitliche Klasse mehr

Eine Aufsplitterung in viele
„Schichten“ hat stattgefunden.
Gründe hierfür sind einmal die
Auflösung der früheren gemeinsa-
men und einheitlichen Lebensver-
hältnisse (gemeinsame Wohnvier-
tel und Wohnverhältnisse, Kultur,
Arbeitersport usw.); auf der ande-
ren Seite die Diversifizierung in
den verschiedenen Branchen. (So

verstehen sich als ein Beispiel Be-
schäftigte in der neu entstandenen
Elektronikbranche überwiegend
gar nicht mehr als abhängig Be-
schäftigte.) „Arbeitsplatzbesitzer“
werden gegen „Arbeitslose“ aus-
gespielt und lassen sich auch aus-
spielen. (z.T. mit Hilfe der Gewerk-
schaften).

Der Wandel des Bewußt-
seins, der sich hierin ausdrückt, ist
in den letzten Jahrzehnten erfolgt
durch

a) die (materielle) gesellschaftliche
Entwicklung in den Industrielän-
dern seit dem II. Weltkrieg

b) in Deutschland als Sonderfaktor
durch die lange Zeit andauernde
stetige Aufwärtsentwicklung, die
damals zum Glauben an einen kri-
senfreien Kapitalismus führte
(Man denke an die erste Wirt-
schaftskrise unter Erhard mit
100.000 Arbeitslosen, die geradezu
einen Schock auslöste).

Dies führte unter anderem
dazu, daß die Illusion, Teil des
Ganzen zu sein (im Sinne von
gleichberechtigt Dazugehören),
sich so massiv ausbreiten konnte.*

Es waren genug materielle
Mittel da (Systemauseinanderset-
zung!), um die „Masse“ zu saturie-
ren und den (gewonnenen) Ein-
druck zu verstärken, im überlege-
nen System zu leben und diesem
anzugehören (dazuzugehören/s.o.).

Dadurch verschwand das re-
formistische Bewußtsein (das
zunächst vorherrschend war) fast
völlig. Diese Entwicklung schlägt
sich nieder in der Veränderung der
SPD (die keine „Sozialdemokratie“
im klassischen Sinne mehr ist); sie
versteht sich nicht nur nicht mehr
als Vertreter der Arbeiterinteres-
sen, sie will nicht einmal mehr eine
„soziale Demokratie“ sein) und
auch der Gewerkschaften (die die-
se Veränderung nicht realisieren
wollen oder können, sondern zu ei-
ner - schlechteren - Versicherungs-
agentur werden wollen).

2.) Es findet ferner ein Wandel in der
Struktur des Kapitalismus selbst
statt (neue Technologien/weg von

der klassischen Produktion in den
entwickelten kapitalistischen Län-
dern; Entwicklung der Produkti-
on [„Industrialisierung“] und
neuer Produktivkräfte in bisher
nicht oder nur in wenigen Teilbe-
reichen kapitalistisch entwickel-
ten Ländern [Stichwort „Globali-
sierung“].

Dieser Wandel aber ist unter
dem Gesichtspunkt kapitalisti-
scher Gesetzmäßigkeit „normal“
und hat in ähnlicher Form schon
des öfteren stattgefunden
(Dampfmaschine/Elektrifizie-
rung/Fließband usw.)**

Diese beiden Hauptfaktoren (die
Veränderungen in der Klasse und die
Veränderungen im Kapitalismus, die
natürlich auch wechselweise aufein-
ander einwirken – wo bliebe sonst die
Dialektik?) müssen wir erst einmal
wirklich zur Kenntnis nehmen (und
sich setzen lassen), damit wir daraus
unsere Schlüsse ziehen können.

Es nützt nichts, so zu tun, als
ginge alles „wie gewohnt“ weiter, d.h.
die alten Einschätzungen, Klassen-
verhältnisse usw. gälten unverändert
weiter und man müsse sich nur an-
strengen und sich bessere Rezepte
ausdenken bzw. diese umsetzen,
dann komme alles schon wieder ins
Laufen. Schönreden nützt nichts, es

Zum Thema: „Zustand der Klasse und Ursachen“
(Das Referat wurde in Leverkusen vorgetragen unter dem Titel: „Zum Thema: Stärkung von Klassenbewußt-

sein und Klassenhandeln“)

* Das heißt aber auch, daß wir diese
Tatsache berücksichtigen müssen: Wol-
len wir weiter borniert die Interessen der
deutschen „Arbeitsplatzbesitzer“ (oder:
der westeuropäischen) verteidigen oder
wollen wir den Kapitalismus weltweit
sehen, wie er ist - wollen wir also einen
internationalistischen Standpunkt ein-
nehmen?
** Ein Wandel im Auftreten und in der
Wirkungsweise des Kapitalismus findet
aber nicht nur „in der Fläche“, d.h. in
der räumlichen Ausbreitung und
Durchdringung, sondern auch „in die
Tiefe“ statt, d.h. die Durchdringung des
Lebens jedes Einzelnen durch den Kapi-
talismus bis in letzte Verästelungen des
Privatlebens (eine völlig neue Qualität
im Auftreten dieses Gesellschaftssys-
tems!) - auch darauf müssen Antworten
gefunden werden.
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schadet im Endeffekt viel mehr, weil
es zur Desillusionierung führen muß
(Beispiel WASG)

In anderen Worten: ***
„Auch wenn wir uns wiederholen,

so können wir nicht darauf verzichten,
erneut hervorzuheben, daß der Zustand
einer marxistischen Organisation (...)
nicht allein vom Können und Wollen ih-
rer Akteure abhängt und von ihren poli-
tischen Aussagen und Analysen. Die
Lage unserer Gruppe, wie die anderer so-
zialistischer Organisationen, wird zu-
tiefst bestimmt vom politischen Gesche-
hen im eigenen Land und in der Welt.
Gerade das Kräfteverhältnis im Weltklas-
senkampf war stets für sozialistische Par-
teien und Gruppen von großer Bedeu-
tung. Nach dem Untergang der Realso-
zialistischen Länder ist es mit diesem
Kräfteverhältnis nicht nur schlecht, son-
dern miserabel bestellt. Selbst die nicht-
kommunistische Arbeiterbewegung und
die antikommunistischen Gewerkschaf-
ten sehen sich nun nahezu ohnmächtig
einer Übermacht des Kapitals gegenüber.
Der Preis der Ware Arbeitskraft sank dra-
matisch, angesichts einer Reservearmee
von Millionen Arbeitslosen und der
Strukturkrisen des Kapitalismus. So kön-
nen sich die zunehmenden Widersprüche
des Kapitalismus und die wachsende so-
ziale Kluft nicht zu der Entstehung ei-
ner neuen Klassenbewegung verdichten.
Ohne das Aufkommen einer solchen Be-
wegung und daraus hervorgehender
Klassenkämpfe bleibt sozialistischen Ker-
nen der Lebenssaft abgeschnitten. Das
läßt sich im Wesentlichen auch nicht
durch Willenskraft und Aktivität verhin-
dern. Insofern sind alle sozialistischen
Kräfte in unserem Land - und darüber
hinaus - auf absehbare Zeit Auszehrungs-
prozessen unterworfen.“

„Von zwei Seiten her sind deshalb
kommunistische Gruppen und Parteien
in den Industriestaaten in der Zange:
Ohne eine Bewegung an der Basis kann
es für sie keinen Zuwachs und keinen
Aufschwung geben. Dazu kommt der bi-
ologische Abgangsprozeß durch Alterung
und Ausscheiden ehemaliger Kader. Die
Schrumpfung ist also vorläufig nicht
aufzuhalten.“

„Der Niedergang der deutschen
Arbeiterbewegung hat seine objektive Ur-
sache in den Veränderungen der letzten
fünfzig Jahre. Der Aufstieg des Kapitalis-

mus nach dem verheerenden Zweiten
Weltkrieg war phänomenal; er war auf eine
fortlaufende und gewaltige Erhöhung der
Produktivität zurückzuführen, auf eine
technologische Revolution ohnegleichen.
Eine tiefgreifende Veränderung des sub-
jektiven Faktors - der Arbeiterklasse - war
das Ergebnis. Die rasante Entwicklung der
Produktivkräfte wälzte die Sozialstruktu-
ren um, mit der Folge einer Differenzie-
rung und Aufspaltung der Arbeitswelt.
Die Zahl der Produktionsarbeiter und -
arbeiterinnen sank dramatisch. Der sozi-
ale Aufstieg der Lohnarbeiter in dieser
Konjunkturperiode führte zu einer erheb-
lichen Verbesserung des Lebensstandards.
Damit wurde das Klassenbewußtsein
weitgehend vernichtet. An seine Stelle tra-
ten kleinbürgerliches Bewußtsein und
konservatives Verhalten. Auch der Arbei-
ter hatte nun etwas zu verlieren. Mit dem
Abtritt der noch in Traditionen verwur-
zelten alten Generationen schwand auch
das Geschichtsbewußtsein. Dem Einfluß
der im Besitz des (...) Kapitals befindlichen
bürgerlichen Medien war somit Tür und
Tor geöffnet. Heute stehen die breiten Mas-
sen unter dem ungeheuren Druck einer
Reservearmee von (...) fünf Millionen Ar-
beitslosen und unter der Drohung der Un-
ternehmer, ihre Betriebe in ärmere Länder
mit Dumpinglöhnen zu verlegen. Die
Angst um den Arbeitsplatz überlagert al-
les andere. Der Wert der Ware Arbeits-
kraft befindet sich im Sinkflug; dies lähmt
den Widerstand. Egoismus, Individualis-
mus und Konsumdenken verdrängen so-
lidarisches Handeln. Das Entstehen sozi-
aler Bewegungen wird so erschwert. Die
von der herrschenden Klasse bestimmten
Medien sorgen für Konformität und für
die Diskreditierung jeglicher Alternativ-
ansätze.“

„Die Gewerkschaften“ schließlich
sind als Ganzes (...) „immer weniger als
politisch bewußte Arbeiterbewegung ein-
zustufen. Außerdem geht es ihnen per-
sonell wie den linken Gruppen: Nach dem
Abtreten der alten Kader erfolgt kaum
Ersatz durch politisch bewußte Jüngere.
Der biologische Prozeß wird dadurch zum
Schrumpfungsprozeß (...), der irgend-
wann im Nichts enden kann, es sei denn,
große politische Brüche ermöglichten ei-
nen neuen Aufstieg der revolutionären
Kräfte. Bis dahin durchzuhalten, marxis-
tische Kerne zu bewahren, ist ein, wenn
auch bescheidenes, Ziel unserer Gruppe.
Dazu gehört“ (als unabdingbare not-
wendige Voraussetzung), „daß bis zu
einem erhofften neuen Aufschwung Wi-
derstand und soziale Bewegung nicht

völlig erlöschen. Wir haben immer den
Zusammenhang zwischen dem Wieder-
aufschwung des Klassenkampfes und
dem Wiederaufstieg sozialistischer Kräf-
te mit dem Anschwellen gesellschaftlicher
Bewegungen betont.“

„Nun hat es gerade“ in den letz-
ten Jahren (...) „Bewegungen gegeben, die
man so und in diesem Umfang nicht er-
wartet hätte. Da war die sogenannte  «An-
tiglobalisierungsbewegung» , die einen
beachtlichen Aufschwung auch unter jun-
gen Menschen verzeichnete. Sie hat
inzwischen ihren Massencharakter verlo-
ren, konnte sich aber als Gruppennetzwerk
unter der Führung von attac halten. Die
Mehrzahl ihrer Anhänger waren jedoch
Globalisierungskritiker, nicht Globalisie-
rungsfeinde. Insofern war damit im All-
gemeinen auch nicht der Schritt vorwärts
zum Klassenbewußtsein verbunden.“

„Die Vorbereitung der USA zum
Aggressionskrieg gegen den Irak hatte in
Deutschland große Empörung ausgelöst.
Sie mündete in einer breiten Protestbe-
wegung mit großen Antikriegsdemonst-
rationen. Besonders die Beteiligung von
Schülerinnen und Schülern war bemer-
kenswert. Nach dem Beginn des Krieges
und bei der Ergebnislosigkeit des Protes-
tes ist diese Massenbewegung wieder in
sich zusammengefallen. Ihr Charakter
war vor allem ein pazifistisch-morali-
scher, nicht ganz frei von nationalisti-
schen Tendenzen. Klassenspezifische Ein-
sichten entstanden daraus nicht.“

„Das soziale Abbauprogramm und
die Umschichtung von Unten nach Oben
– und das gerade von einer sozialdemo-
kratisch geführten Regierung – stieß mit
der Durchführung der Agenda 2010 auf
breiten Widerstand. Großdemonstratio-
nen entstanden, mit und auch ohne Ge-
werkschaftsunterstützung. Die Schröder-
Regierung ließ auch diese großen Kund-
gebungen ins Leere laufen. Die Gewerk-
schaftsführer hielten sich wegen ihrer
SPD-Bindung zurück und in der Er-
kenntnis, daß die Mehrzahl ihrer Mitglie-
der für einen sich ausweitenden Kampf
nicht zu mobilisieren war. Aufgrund ih-
rer Ergebnislosigkeit ist auch diese Be-
wegung wieder versackt.“

„Das trifft sich auch mit dem Um-
wandlungsprozeß in der SPD nach
rechts, der dort Resignation hervorrief,
aber auf überraschend wenig Widerstand
stieß. Die sozialen Proteste gehen weiter,
auch in den Betrieben, doch enden sie in
mehr oder weniger großen Niederlagen,
wie z.B. Daimler-Chrysler oder Opel zei-
gen.“

*** Ab hier Auszüge aus „Arbeiterstim-
me“ Winter 2003 und Winter 2004 (Nr.
142 und 146)
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(...)
„Auch die Montagsdemonstratio-

nen haben im Allgemeinen nichts system-
kritisches, antikapitalistisches und wei-
terführendes enthalten, was“ genauso
„auf die anderen sog. Einpunktbewegun-
gen zutrifft, die bereits benannt wurden.
In Einzelfällen mag es neue Anknüp-
fungspunkte gegeben haben. So richtig es
einerseits ist, daß es ohne Bewegung kei-
ne Veränderungen geben kann, so hat es

sich andererseits aber auch erwiesen, daß
nur Klassenbewegungen, die zu neu-
en Klassenkämpfen führen, die Lin-
ken aus ihrer Isolation befreien
könn(t)en.“

„Insofern konnten für die revolu-
tionären Gruppen aus den vorgenannten
Bewegungen kaum neue Möglichkeiten
entstehen.“ Ein „Zuwachs bleibt so wei-
ter abgeschnitten. Das ist die Misere:
Stagnation bedeutet naturgemäß weite-

ren Niedergang, personell und politisch.
In dieser Situation sind wir weiterhin;
das kennzeichnet auch die Mängel und
Schwierigkeiten der“ revolutionären
Linken.

In dieser Situation „drängt sich
wie von selbst die Notwendigkeit zur bes-
seren Zusammenarbeit unter linken
Gruppen auf. Das gilt allgemein, aber
gerade auch dort, wo sich kommunisti-
sche Gruppen nahestehen.“

Vor knapp vier Monaten
erfuhr die Öffentlich
keit von einem Wutan-

fall des Ex-CDU-Generalsekretärs.
Die Wochenzeitung „Die Zeit“ veröf-
fentlichte ihn in ihrer Nummer 47/
2004 unter der Überschrift „Wo bleibt
Euer Aufschrei?“ Untertitel: „In der glo-
balen Wirtschaft herrscht die pure Anar-
chie. Die Gier zerfrisst den Herrschern
ihre Gehirne“. Seither geisslert er als
heftiger Kritiker des „modernen Ka-
pitalismus“ und des massiven Sozi-
alabbaus durch die Medien. In sei-
nem Wutanfall paarten sich als späte
Erkenntnisse berechtigte Anklagen
mit Halbwahrheiten und irreführen-
den Alternativvorschlägen.

Über den neuesten Stand seiner
Wut informierte er in dem Interview
mit der Stuttgarter Zeitung vom 12.
März 2005. Dass ihn auch darin auf
seine alten Tage wieder die Erinne-
rung an die bei ihm offenbar lange
verschüttete katholische Soziallehre
bewegt, ist unverkennbar. Ob sie für
ihn nur ein seinem schlechten Gewis-
sen angemessenes politisch-ideologi-
sches Halteseil bei versuchter tätiger
Reue ist, muss hier offenbleiben.

Wieso sind Christentum
und Kapitalismus jetzt
absolut unvereinbar?

Wir erfahren des Heiner Geiss-
ler Erkenntnisse über den heutigen
Kapitalismus. Zum Beispiel antwor-
tet er auf die Frage: „Sind denn Chris-
tentum und Kapitalismus in einer glo-
balisierten Wirtschaftswelt unverein-
bar?“ wörtlich: „Sie sind absolut unver-

CDU-Geissler: Unser Wirtschaftssystem ist pervers, Christentum
mit Kapitalismus absolut unvereinbar! - Wo bleibt der Aufschrei?

einbar. Denn der moderne Kapitalismus
maßt sich an, über die Menschen zu herr-
schen. Der Börsenwert eines Unterneh-
mens steigt um so höher, je mehr Leute
entlassen und in ihrer wirtschaftlichen
Existenz vernichtet werden. Ein solches
Wirtschaftssystem ist pervers.“

Wie wahr! Geissler fügt noch
hinzu: „Das Kapital hat den Menschen
zu dienen – und nicht umgekehrt.“ Hin-
ter diesem Satz verbirgt sich allerdings
ein Gesellschaftsbild, an das er selber
glauben mag, auf jeden Fall aber an-
deren einreden möchte. Er gibt dem
Wort Kapital einen neuen begriffli-
chen Inhalt.  Er trennt es einfach von
der Realität. Es ist für ihn kein gesell-
schaftliches Verhältnis. Er trennt es
von den Menschen und erklärt es da-
mit zu einem Gegenstand, z. B. Ma-
schinen, Geld etc. Er trennt es von sei-
nen Eigentümern, denen es in jedem
Fall dient. Sie lassen die Nichteigen-
tümer an ihrem Kapital für sich arbei-
ten, indem sie deren Arbeitskraft kau-
fen, die dadurch – nur die Arbeitskraft
nicht die Arbeiter! – Teil des Kapitals
wird. Ohne diese Arbeitskraft wirft
Kapital keinen Profit ab, auch den
nicht, der zum Beispiel als Spekulati-
onsgewinn in Erscheinung tritt. Das
Kapital dient eben nur seinen Eigen-
tümern, insbesondere der Teil des Ka-
pitals, der als Arbeitskraft den Mehr-
wert und damit den Profit für den Ka-
pitaleigentümer schafft.

Diesen wesentlichen Zusam-
menhang verschleiert Geissler, indem
er alle Menschen gleichermaßen dem
Kapital gegenüberstellt, als Kapitalis-
mus nur gelten lässt, wenn angeblich
„die Menschen“, also alle Menschen,

dem Kapital dienen. Wobei er natür-
lich weiß, dass Kapitalismus dort ist,
wo die wichtigsten Produktionsmit-
tel hauptsächlich privaten Eigentü-
mern gehört und die große Mehrzahl
der Menschen, um zu leben, ihre Ar-
beitskraft an sie verkaufen muss. Er
hat doch in der zum 100. Jahrestag
der Enzyklika „Rerum novarum“  Leos
des XIII., dem Grundsatzprogramms
der katholischen Soziallehre, 1991
erlassenen Enzyklika „Centesimus an-
nos“ von  Johannes Paul II. erneut le-
sen können, dass die „neue Form des
Eigentums, das Kapital“, neues sozia-
les Unrecht geschaffen hat durch die
Verwandlung „der Arbeit zu einer
Ware, die frei auf dem Markt gekauft und
verkauft werden“ kann, „einzig und al-
lein bestimmt von der  Leistung im Blick
auf die Steigerung des Profits“.

Im Sonderangebot:
Geisslers Dritter Weg
zwischen Kapitalismus
und Kommunismus

Mit Hilfe seines Tricks aller-
dings gibt es für Geissler erst bei der
jetzigen Globalisierung Kapitalismus,
jenen eben, der mit dem Christentum
unvereinbar sei. All die vergangenen
Jahrhunderte waren nach seiner Lo-
gik Nicht-Kapitalismus. Erst recht
nicht die „soziale Marktwirtschaft“.
Geissler propagiert sie daher als Al-
ternative zur heutigen neoliberalen
Globalisierung. Sie sei genau das Rich-
tige. Der Kommunismus sei nichts
und der Kapitalismus ebenfalls. Er
präsentiert sie – wie schon viel geschei-
terte Erfinder vor ihm - als Variante

Würdigung von Er- und Bekenntnissen des Ex-CDU-Generalsekretärs Heiner Geissler in seinem Interview mit der Stutt-
garter Zeitung vom 12. März 2005. Gegeben anlässlich des Jahrestreffens der Katholiken in Stuttgart, wo er für deine offenen
Worte gefeiert wurde.
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eines segensreichen Dritten Weges
zwischen den beiden konträren Ge-
sellschaftssystemen.

Dementsprechend ein Dialog.
Die Stuttgarter Zeitung fragt, an-
knüpfend an seine These, dass jetzt
die Menschen dem Kapital dienen
müssten - und nicht umgekehrt: „Seit
wann läuft diese Entwicklung
auseinander? Nach 1945 wurden unser
Wirtschaftswunder und Wohlfahrtsstaat
in einem kapitalistischen System aufge-
baut.“ Geisslers Antwort: „Nein, nach
dem Zweiten Weltkrieg ist das Wirt-
schaftswunder auf der Grundlage der
sozialen Marktwirtschaft aufgebaut wor-
den. Und die ist nicht identisch mit dem
Kapitalismus.“

Um die Aussage zu vermeiden,
dass die Nachkriegsentwicklung
samt der „sozialen Marktwirtschaft“
von der kapitalistischen und der ge-
schichtlichen Realität des Kriegser-
gebnisses bestimmt war, verlegt
Geissler ihre Entstehung auf die Ebe-
ne einer Theorie und Ideologie, die
über den Realitäten schwebt. Er sagt
das so: Die soziale Marktwirtschaft
„war ein Bündnis des Ordoliberalismus
(der Verfechter eines geordneten
Wettbewerbs, F.P.) der Freiburger Schu-
le, der katholischen Soziallehre und der
evangelischen Sozialethik und hatte ein
ethisches Fundament. Sie kannte vor al-
lem den geordneten Wettbewerb (...) Die
Ökonomie und auch die globalisierten
Unternehmen entziehen sich diesem Ord-
nungsrahmen.“

Ohne „kalten Krieg“ keine
„soziale Marktwirtschaft“

Zunächst: Die Realität wird also
ausgeklammert. Das betrifft sowohl
die Anklagen gegen das kapitalistische
System, dessen Wirtschaftsführer im
Zweiten Weltkrieg eine herausragen-
de kriminelle Rolle als Komplizen des
deutschen, des Nazi-Faschismus spiel-
ten, als auch das Wetteifern der bür-
gerlichen Parteien einschließlich der
Sozialdemokratie um einen sozialisti-
schen oder zumindest sehr sozialen
Anstrich. Es sei nur an das Ahlener
Programm der CDU oder an des SPD-
Vorsitzenden Kurt Schumachers „So-
zialismus als Tagesaufgabe“ erinnert. Es
galt doch zu verhindern, dass sozia-
listische und kommunistische Ideen
auf Westdeutschland übergreifen. So
wurde vor allem das kapitalistische
Eigentum der Konzerne und Banken

erfolgreich gegen Enteignungstende-
zen und -beschlüsse erfolgreich ver-
teidigt. Dem schlossen sich aus glei-
chem Grund von der Arbeiterbewe-
gung leichter erkämpfte soziale Zuge-
ständnisse sowie Lohnerhöhungen
und Arbeitszeitverkürzungen bis hin
zur 35-Stunden-Woche an.

So entstand ein als „soziale
Marktwirtschaft“ getarnter – im Ver-
gleich zu heute – „Kapitalismus light“,
ein Kapitalismus mit sozialen Zuge-
ständnissen, der aber gar nichts am
privaten Eigentum des Großkapitals
an den meisten und entscheidenden
Produktionsmitteln änderte. Dies nur
zur Klarstellung von Geisslers zweck-
orientierter Märchenversion über sein
Zustandekommen. Das von ihm ge-
nannte Bündnis war nur ein Teil der
politisch-ideologischen Abteilung der
Kampffront gegen den Kommunis-
mus. Das tatsächlich zugrunde liegen-
de Bündnis war das des deutschen
Großkapitals und seiner Regierungen
mit den westlichen Besatzungsmäch-
ten, Westdeutschland zu einem Schau-
fenster, einem Bollwerk und einem
Rammbock gegen den Osten zu ent-
wickeln. Marshallplan und Roll-back-
Strategie zeugen davon.

Wer ist nun schuld am
jetzigen „perversen
Wirtschaftssystem“?
Nur die Transnationalen
Konzerne?

Es geht um die Antwort auf die
noch offen gebliebene Frage, seit wann
denn „diese Entwicklung auseinander-
läuft“, also die „soziale Marktwirtschaft“
demontiert wurde? Dazu Geissler:
„Der Shareholder-Value (sinngemäß: die
Kapitaleigner-Profitgier, F.P.) hat die so-
ziale Markwirtschaft verdrängt. Dieser
schleichende Prozess vollzog sich in den ver-
gangenen 20 bis 25 Jahren.“ In dieser Zeit
also wurde ihr „Ordnungsrahmen“
durchlöchert und „verdrängt“. Doch
wer tat dies? Geissler kennt und verrät
die Schuldigen: „Weltweit spielen über
40.000 transnationale Unternehmen aller
Größenordnungen ihre Beschäftigten und
die Staaten gegeneinander aus. Sie drohen
mit Kapitalflucht und erpressen Steuersen-
kungen und Subventionen oder fordern
Lohndumping und verlagern die Arbeits-
plätze ins Ausland. Die globalisierte Öko-
nomie ist eine Welt der Anarchie, an der
normale Unternehmen genauso partizipie-
ren wie Drogendealer und Terroristen.“

Gewiss. Die Transnationalen
Konzerne erpressen die Regierungen
schwächerer Länder, wenn sich die
nicht kaufen lassen, oder liquidieren
sie mit Hilfe völkerrechtswidriger An-
griffskriege wie denen gegen Jugosla-
wien, Afghanistan oder den Irak. Aber
sie müssen nur höchst selten ihre ei-
genen Regierungen erpressen. Es sind
ja solche, deren Parteien sie stets spon-
sern und deren Führungsmannschaf-
ten sie kaufen, wie bei uns zu Lande
von CDU/CSU und FDP bis hin zu
SPD und Grünen. Mit Hilfe solcher Re-
gierungen haben sie Schritt für Schritt
durch internationale Verträge, vom ur-
sprünglichen GATT bis schließlich zur
Welthandelsorganisation (WTO), die
am 1. 1. 1995 in Kraft trat, und zu Welt-
bank und Internationalem Währungs-
fonds (IWF), das heutige, von Geiss-
ler als „pervers“ und „Welt der Anar-
chie“ bezeichnete Wirtschaftssystem
geschaffen.

Geissler möchte mit all dem
nichts zu tun haben, was nach seinen
Worten vor 20 bis 25 Jahren eingelei-
tet wurde. Vor 20 bis 25 Jahren? Das
war doch in den Jahren 1980 bis 1985.
Wer hat denn damals in der BRD re-
giert. Das war vor allem die Regierung
Kohl-Genscher, die, natürlich anknüp-
fend an die von den Vorgängerregie-
rungen Adenauer, Erhard, Kiesinger,
Brandt, Schmidt und Genscher ge-
schaffenen Grundlagen, das perverse
Wirtschaftssystem des Neoliberalis-
mus zur Blüte und Entfaltung brach-
te. Es war doch die von der CDU ge-
führte Bundesregierung zu deren Ge-
neralsekretären Heiner Geissler zähl-
te. Für die CDU war er fast vier Jahr-
zehnte in Bundestag und zwischen-
durch auch Bundesminister. Sie am-
tierte in den von Geissler genannten
entscheidenden Jahren „des Verdrän-
gens der sozialen Marktwirtschaft durch
den Kapitalismus“, nämlich von 1982
bis 1998. Die Regierung Schröder-Fi-
scher ist diesen neoliberalen Weg
Hand in Hand mit den Transnationa-
len Konzernen und den anderen hoch
entwickelten Industrieländern wie
Frankreich, England und den USA,
rücksichtslos gegenüber der davon
immer massiver betroffenen Bevölke-
rungsmehrheit, weitergegangen.

Jetzt aber versucht er seine Hän-
de, und die der ganzen CDU, in Un-
schuld zu waschen. Er und sie ist also
nach seiner Version nicht gekauft,
sondern blos „von den Transnationalen
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Konzernen erpresst worden“. Immerhin
räumt er, für den jetzt Christentum
und Kapitalismus unvereinbar sind,
damit ein, dass diese Entwicklung
weder ein Naturgesetz noch gottge-
wollt ist. Die Normen dieses Wirt-
schaftssystem zu ändern sei jetzt Auf-
gabe der Politik. „Die Politik“ müsse
„wieder den Führungsanspruch anmel-
den“. Dieser späten Erkenntnis fügt
Geissler in dem Interview einen, wie
von Attac oder anderen Gegnern des
Neoliberalismus abgeschriebenen
Wunschkatalog dessen an, was alles
nötig wäre. Von einer „Fusionskontrol-
le und Kartellgesetzgebung“ bis zu einer
„internationalen Banken- und Börsenauf-
sicht“ und einer „internationalen Spe-
kulationssteuer“.  Und dass „internatio-
nale Institutionen wie die Weltbank, der
Internationale Währungsfonds und die
Welthandelsorganisation“ demokrati-
siert werden müssten. Und „wir
bräuchten“ in Zukunft „einen Weltstaat,
eine Weltregierung, die es eines Tages ge-
ben“ werde. Aber noch würden „die
Exzesse der Globalisierung als gottgege-
ben hingenommen“. Dabei hantiert er
mit Keynes, bezeichnet die nicht gott-
gewollte Globalisierung schließlich als
„unvermeidlich“ aber behauptet irre-
führend, man könne sie unter kapita-
listischen Bedingungen doch „human
gestalten“.

Kein Wort, welche Kräfte
das „perverse
Wirtschaftssystem“
ändern sollen

Wer jedoch, abgesehen von zahl-
reichen abwegigen, die zum Teil
durchaus richtigen Vorstellungen und
Forderungen verwirklichen soll, dazu
natürlich kein Wort. Also auch nicht
darüber, welche gesellschaftlichen
Kräfte dies bewerkstelligen könnten,
und wie und auf welchen Ebenen das
Ablaufen sollte, zum Beispiel überwie-
gend im nationalstaatlichen Rahmen
bei solidarischer Vernetzung der agie-
renden fortschrittlichen, demokrati-
schen und antimonopolistischen Kräf-
te. Von seiner eigenen CDU, die „das
christliche Menschenbild als Grundlage
der Politik“ habe, erwartet er kaum et-
was: „Man muss ganz klar sagen, dass
die CDU sich zurzeit sehr schwer tut, die-
sen Anspruch zu erfüllen. Auch sie ist in
dem Mainstream“ (der Haupt- oder
Moderichtung, F.P.), dessen falsche
aber „gängige Formel lautet: An der gan-

zen Wirtschaftsmisere ist der überborden-
de Sozialstaat schuld“.

An einen gemeinsamen Kampf
für soziale Gerechtigkeit, für die Um-
verteilung von Einkommen und Ver-
mögen endlich von oben nach unten,
und dies an der Seite der Gewerk-
schaften, der sozialen außerparlamen-
tarischen Bewegungen oder gar von
sozialistischen oder kommunistischen
Parteien, wagt er wohl nicht einmal zu
denken, geschweige es zu sagen.
Schon gar nicht, dass die Macht der
nach seiner richtigen Einsicht am per-
versen Kapitalismus Hauptschuldi-
gen, die der Transnationalen Konzer-
ne gebrochen und eine antimonopo-
listische Regierung erkämpft werden
muss. Da begnügt er sich lieber mit
harscher Kritik an den Zuständen und
vertröstet auf die „Wiederauferste-
hung“ eines, unter den heutigen Be-
dingungen der USA-dominierten uni-
polaren Welt nicht wieder schaffbaren,
als „soziale Marktwirtschaft“ ideali-
sierten Kapitalismus.  Trotzdem wäre
es vorstellbar, entweder getrennt oder
mit ihm zusammen jenes aktuelle Teil-
stück des Weges zu gehen, auf dem
der Volksmehrheit die Notwendigkeit
des Widerstands gegen die Transnati-
onalen Konzerne, deren Herrschern –
nach Geisslers Worten – „die Gier ihre
Gehirne zerfrisst“, vermittelt und be-
wusst wird.

Vielleicht hilft ihm da ein Blick
auf Johannes XXIII., der in seiner
Amtszeit 1958-63 wiederholt die Zu-
sammenarbeit von Christen und Athe-

isten bei der Durchsetzung des sozia-
len Fortschritts empfohlen hat. Und
ein Blick in die Enzyklika von Johan-
nes Paul II. „Laborem exercens“ von
1981. Darin billigt er den Klassen-
kampf, „wenn dieser als Kampf für die
soziale Gerechtigkeit verstanden wird“
und sich „der Aktionen der Gewalt und
des gegenseitigen Hasses enthält“, womit
wohl nicht Streiks und Protestde-
monstrationen gemeint waren.
Zumindest solche Aktionen sind heu-
te längst fällig und verdienen massen-
hafte Unterstützung.

Friedrich Pospiech

Anmerkung der Redaktion:
Der Autor Friedrich Pospiech

zeigt am Ende seines Artikels die
Aufgaben auf, gegen die herrschen-
de neoliberale Politik zu kämpfen
und sich grundsätzlich gegen das
kapitalistische System zu wenden.
Jedoch seiner Forderung nach einer
„antimonopolistischen Regierung“
können wir nicht folgen. Eine solche
Politik – abgesehen davon, dass sie
überhaupt nicht in Sicht ist – schlös-
se ein Bündnis mit der Bourgeoisie
ein. Wir halten das für eine Illusion,
da über alle Interessengegensätzen
hinweg für alle Teile der Bourgeoisie
das Weiterbestehen des kapitalisti-
schen Systems entscheidend sein
wird und demnach ihr politisches
Handeln bestimmt; zumal das inter-
nationale Groß- und Finanzkapital
eine immer größer Rolle spielt
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Am Mittwoch dem 11.05.05 war
es so weit. Gerüchte und Hinweise auf
die Schließung des traditionsreichen
Verpackungsmittelherstellers in Göt-
tingen, mit immerhin noch 500 Be-
schäftigten, fanden ihre Bestätigung.

Nachdem bereits Ende April
drei Manager des finnischen Kon-
zerns Huhtamaki in Göttingen tag-
ten schien die Schließung des Werkes
beschlossen. Die im Hof wartenden
Beschäftigten aus Früh-, Spät- und
Nachtschicht, welche spontan die
Arbeit niedergelegt hatten, ließ man
jedoch im Unklaren.

Huhtamaki Göttingen ist
eines von insgesamt
vier Werken der

Huhtamaki Deutschland GmbH &
Co. KG., mit insgesamt ca. 2700 Be-
schäftigten. Zwar gilt Huhtamaki
Deutschland GmbH als der weltweit
größte Profitbringer des Konzerns,
aber da „das Ergebnis in Göttingen seit
mehreren Jahren negativ ist“ so Frank
Dlubis, Interims-Leiter in Göttingen
„können wir mit unseren Kosten, so wie
heute nicht überleben“. Göttingen habe
ein Struktur- und Logistikproblem.

Laut dem Betriebsratsvorsitzen-
den von Huhtamaki Göttingen Wal-
ter Stelzel resultierten diese negativen
Zahlen allerdings aus Management-
fehlern und fehlenden Investitionen
im Göttinger Werk. Die unterlassenen
Investitionen in neue Technologien
und  Rationalisierung wurden lange
Zeit durch einige Entlassungen er-
gänzt.

Durch Arbeitszeitverlängerung
von 38 auf 40 Stunden pro Woche und
den Abbau übertariflicher Leistungen
wollte der vorletzte Geschäftsführer
Thomas Wahlmeyer  5,1 Millionen
Euro einsparen. Zu diesem Zweck
wurde eine Gruppe Beschäftigter zur
Sammlung von Unterschriften durch
die Werkshallen geschickt, welche
diese Verschlechterungen gegen den
Willen des Betriebsrates unterstützen
sollten. Als dies nicht gelang, verließ
Herr Wahlmeyer das sinkende Schiff.

Aus für traditionsreichen
Verpackungsmittelhersteller in Göttingen

Trotz der Bereitwilligkeit der
Arbeitnehmer bei Huhtamaki zu fle-
xibleren Arbeitszeiten, selbst an Wo-
chenenden und  ihrer hohen Qualifi-
kation, schrieb das Göttinger Werk
rote Zahlen.  Auch eine Wirtschafts-
förderung des Landes Niedersachsen
in Höhe von 2 Millionen Euro wurde
von der Konzernspitze dankend ent-
gegengenommen, konnte jedoch
letztlich die Schließung des Werkes
nicht abwenden.

So stellt sich die Frage, ob nicht
getätigte Investitionen und somit der
Untergang des Göttinger Werkes
möglicherweise bilanzpolitische
Gründe des finnischen Konzern zum
Hintergrund hatte.

Nach der Bekanntgabe der
Schließung verließen 500 aufgebrach-
te Beschäftigte das Werk und schlos-
sen sich mit bereits wartenden Kolle-
ginnen und Kollegen anderer Betrie-
be und der Gewerkschaften zu einem
Demonstrationszug in die Göttinger
Innenstadt zusammen. Auf der Ab-
schlusskundgebung beklagt Stelzel,
dass vom Management begangene
Fehler zu Lasten der Beschäftigten
gingen. Auch der BCE-Gewerk-
schaftssekretär  Peter Winkelmann
sprach von  einer Misswirtschaft des
Managements, auf welche man  die-
ses schon in der Vergangenheit hin-
gewiesen habe. Die Art der finnischen
Konzernleitung, mit dem Göttinger
Werk umzugehen, schlüge dem Fass
den Boden aus, kalt und erbarmungs-
los würden die Beschäftigten zum
bloßen Kostenfaktor degradiert.

Auch der Oberbürgermeister
der Stadt Göttingen, Jürgen Danie-
lowski (CDU) fühlte sich bemüßigt
seine Solidarität mit den Betroffenen
zu bekunden, ob dieses daran lag,
dass ihm der Betriebsratsvorsitzende
von Huhtamaki Göttingen, Walter
Stelzel in seiner Rede zum 1. Mai
mangelndes Engagement in dieser
Angelegenheit vorwarf, sei dahin ge-
stellt. Danielowski warf der finni-
schen Werksleitung Stillosigkeit vor,
da diese auf ein Schreiben seinerseits
im April 2005 nicht reagiert habe. Er

sicherte den Betroffenen die  Unter-
stützung und Solidarität der ganzen
Stadt zu. Ebenso reichlich spät wie
der Oberbürgermeister, legte der
SPD-Landtagsabgeordnete Thomas
Oppermann sein politisches Gewicht
in die Waagschale. Er appellierte an
das Verantwortungsbewusstsein des
Managements zu sozialem Handeln
und berief sich dabei auf Artikel 14
Absatz zwei des Grundgesetztes „Ei-
gentum verpflichtet“. Zwischenrufe
wurden laut, dass die SPD das Recht
die rote Fahne vor sich herzutragen
doch längst verwirkt habe.

Solidaritätsbekundungen ka-
men auch von Delegierten des Göt-
tinger Klinikums, der Göttinger Fir-
ma Sartorius und dem Unternehmen
„Haendler und Natermann“  aus
Hann. Münden.

Der Betriebsratsvorsitzende der
Firma Sartorius sagte, dass die Väter
des Grundgesetzes sich die Anwen-
dung durch die aktuelle Politik sicher
anders vorgestellt hätten, eine Errun-
genschaft der Nachkriegszeit würde
so in Frage gestellt und selbst die
schwer erkämpfte Mitbestimmung
würde durch neoliberales Geschwätz
untergraben.

Ein aktiver verdi-Kollege wies
in seinem Redebeitrag darauf hin,
dass Göttingen kein Einzelfall sei,
Entlassungen seien bundesweit an
der Tagesordnung. (siehe Kasten)

Um ein kurzes Statement gebe-
ten, sagte der Betriebsratsvorsitzen-
de von Huhtamaki Göttingen Walter
Stelzel, dass die Belegschaft durch die
deutschen Kultur geprägt und daher
weder besonders streikerfahren noch
kampferprobt sei, sie aber heute ein-
drucksvoll bewiesen habe, dass sie
trotzdem kämpfen könne und Zitat
„(...) ich hoffe, dass das so weiter geht!“

Stelzel‘s Hoffnung erfüllte sich
nicht. Der DGB-Regionsvorsitzende
Martin Gertenbach initiierte eine Soli-
Veranstaltung,  dazu gedacht Vor-
schläge für eine weitere Unterstüt-
zung der Huhtamaki-Belegschaft zu
machen.  Von den ca. 30 anwesenden
Personen, vorwiegend Gewerkschaf-
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ter, kamen Vorschläge zu weiteren
Protestaktionen, mit der Belegschaft
selbst sei allerdings nicht mehr zu
rechnen, so Walter Stelzel. Nachdem
es zweimal gelungen war die Beleg-
schaft zu motivieren, beschränkte
sich deren Anliegen nun darauf die
Entlassung mit einer möglichst hohen
Abfindung hinter sich zu bringen.

Dies zeigt einmal mehr wie ohnmäch-
tig die Beschäftigten sich gegenüber
den Konzernen fühlen. Laut Stelzel
ginge es nun darum einen vernünfti-
gen Sozialplan auszuarbeiten und
durchzusetzen, viele Kollegen freu-
ten sich schon darauf, ihre Abfindung
in beispielsweise einen „A4“ umzu-
setzen. Hier zeigt sich, wie wenig die

noch in Lohn und Brot stehenden
über Arbeitslosigkeit, Arbeitslosen-
geld 1 und 2 und die Folgen wissen.

Trotz einiger Vorschläge und
viele Solidaritätsbekundungen bleibt
es dabei, kein Streik, kein Kampf, son-
dern Hinnehmen der Schließung und
Hoffen auf einen sogenannten ver-
nünftigen Sozialplan.

Gö., am 11.05.05

Was aktuell hier in Göttingen
bei einem traditionsreichen Betrieb
für Verpackungen abläuft, ge-
schieht auch anderswo. So oder
ähnlich. Ich habe nochmals den
Wirtschaftsteil einer überregiona-
len Zeitung, der „Frankfurter
Rundschau“ durchgeblättert. Nur
die letzten zehn Tage. Das muss
man sich notieren, das lässt sich
nicht einfach so merken.

Also FR vom 30. April: Linde-
Kältetechnik, 2600 Beschäftigte in
Deutschland. 1300 von denen wer-
den nicht mehr gebraucht, allein
880 (im Namen liegt Bedeutung) in
Mainz-Kostheim. FR vom 03. Mai:
Firma DBV-Winterthur, Versiche-
rungswesen. Bei 3700 Beschäftigten
in Deutschland, meint man bis 2007
mit 550 weniger auszukommen.
Lohn- und sonstige Kostenerspar-
nis 60 Millionen Euro.

Ebenso am 03. Mai: Die Nord-
deutsche Landesbank unterhält
jetzt 9050 Beschäftigungsverhält-
nisse. Nachdem es 2004 bereits 500
weniger wurden. Angesagt ist  wei-
tere „Verschlankung“, erst mal bis
2008. Bis dahin weitere 1200 Jobs
weniger. Sogenannte Ersparnis
dadurch in 2005: 60 Millionen Euro.
Der Gewinn stieg an seit 2004 von
14 auf  etwa 50 Millionen Euro.

FR vom 06. Mai: IBM Europa,
unterhält 100 000 Stellen. 8000
davon sollen wegfallen, in Deutsch-
land davon etwa 2500. Drei Spalten
weiter: Bosch-Siemens-Haushalts-
geräte. Seit 50 Jahren Waschmaschi-
nenfertigung in Berlin-Spandau.
Einstellen der Fertigung. 600 Ar-
beitsplätze weg. Wohin mit den
Leuten?

che, möglichst hohe Rendite für die
Anteilseigner! Die dann noch mehr
Firmen brauchen, um sie finanziell
auszusaugen! Wenn wir hier im Ar-
beits- und Wirtschaftsleben keinen
tatsächlichen Einfluss der Beleg-
schaften auf die Geschäftspolitik
bekommen, eine wirksame demo-
kratische Kontrolle der Betriebe
durch die Belegschaften, was blüht
uns dann? Sollen diejenigen, die
schließlich die Arbeit machen, dem
tatenlos zusehen? Stellt euch nur
vor, wie das hier in fünf Jahren aus-
sieht, wenn das so weitergeht. De-
industrialisierung heißt Verelen-
dung immer weiterer Teile der Ge-
sellschaft mit allen Folgen. Angst,
Aggression. Jeder irgendwie gegen
jeden. Das neoliberale Paradies.
Dabei gibt es genug zu tun. Aber
dann muss das, was eine Gesell-
schaft zum guten Leben braucht,
einmal in Rechnung gestellt wer-
den zum gesamten Arbeitsauf-
wand, den das erfordert. Das zu be-
rechnen und die notwendige Arbeit
bei hoher Produktivität entspre-
chend auf  alle Beschäftigten nach
Können und Wollen aufzuteilen,
das soll nicht funktionieren? Man
kann das auch Planwirtschaft nen-
nen. Ein schlimmes Wort, ein Schre-
ckenswort für Geldhaie und Absah-
ner. Aber für die, die vom Einbrin-
gen ihrer Arbeitsleistung in die ar-
beitsteilige Gesellschaft leben und
eine Zukunft haben wollen – nüch-
tern betrachtet – ein sehr moderner
Gedanke.

Und was geschieht nun mit
den Beschäftigten aus dem Göttin-
ger Betrieb für Verpackungsmateri-
al? Ehemals sogar an die tausend Be-
schäftigte, inzwischen auf 500 aus-
geschlankt. Was bedeutet das nicht
nur für den Einzelnen, ihre Famili-
en, ihre Lebensführung? Vom un-
mittelbaren Nachfrageausfall in der
Region will ich gar nicht reden. Die-
se 500 Beschäftigten erhalten aus ih-
rer monatlichen Wertschöpfung eine
Lohnsumme zurück von mehr als
einer Million Euro. Was bedeutet das
allein für die Zuflüsse in die Sozial-
kassen, auf die wir alle angewiesen
sind? Nur bei diesem Betrieb sind
das an die 400 000 Euro monatlich
für Rentenversicherung, AOK Nie-
dersachsen, Erwerbslosenunterstüt-
zung, die da überwiesen werden.
Und mindestens 100 000 Euro Lohn-
steuer, der Bundeskanzler und sei-
ne Minister brauchen ja auch Gehäl-
ter.

Wo soll das hinführen, hier
und woanders? Immer mehr Be-
schäftigte, die ja arbeitsfähig sind
und arbeiten wollen, werden hier
schachmatt gesetzt. Damit aber
auch eine noch funktionierende Ge-
sellschaft. Doch wer genauer hin-
schaut – wie das niedergeht sieht
man in den Seitenstraßen, an den
blinden Glasfassaden leerstehender
Geschäfte.

Was hat das mit Demokratie
zu tun, wenn von irgendwelchen
Finanzfonds eingesetzte Vorstands-
fürsten, unsere modernen absolu-
ten Herrscher, ganze Belegschaften
zu Tausenden, ja Hunderttausen-
den sozial degradieren, nur um die
Firmenbilanz zu pushen? Hauptsa-

Rede eines verdi-Kollegen während der Demonstration der
Belegschaft  am Göttinger  historischen Rathaus:
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LeserbriefLeserbrief

In der letzten „Arbeiterstimme“
Nr. 147, S. 13 ff.) berichtet Manfred
Behrend von der Kölner Montagsde-
mo am 24. 1. 2005, wo ein Redner an-
gesichts der „Selbstliquidierung“ der
Gewerkschaften  eine Neugründung
„in sehr kurzer Zeit planen und angehen“
will.

Manfred Behrend stimmt zu:
„Der Verbleib in einer Organisati-

on mit Schröder-Sommer-Kurs ist sinn-
los geworden, da sie nur Kapitalbelange
vertritt. Der in Köln gewiesene Weg
könnte sich als gangbar erweisen.“

Ich denke, dass die Redaktion
der „Arbeiterstimme“ ihren Lesern
zu dieser These eine Erklärung schul-
dig ist.

Drei Fragen habe ich:
1. Entspricht diese These auch dem

begründeten oder wenigstens be-
gründbaren Urteil der Redaktion
oder gibt sie nur eine Stimmung
wider, die angesichts der gewerk-
schaftlichen Niederlagen wohl je-
den Linken ab und zu be-
schleicht?

2. Gibt es in Deutschland eine nen-
nenswerte Anzahl von Gewerk-
schaftern und Funktionären, die
gegenüber Michael Sommers Ka-
pitulationskurs nicht nur resig-
nieren, sondern auch revoltieren
und ernsthaft an eine Neugrün-
dung denken? Lässt sich diese
Minderheit von Gewerkschaftern
in Prozent- oder wenigstens in
Promille-Zahlen schätzen? Oder
ist die Rede von der Neugrün-
dung nur hohle Propaganda, ge-
boren aus Ohnmacht und Zorn?

3. Sollen Marxisten überhaupt die
Neugründung von kampfberei-
ten Gewerkschaften und damit
die Abspaltung vom DGB erwä-
gen, selbst wenn sehr starke Kräf-
te unter den Arbeitnehmern dazu
drängen? Oder sollen sie ihren
Traditionen entsprechend Frakti-
onsarbeit in den bestehenden Ge-
werkschaften unterstützen, da-
mit sie dort das Co-Management
von Betriebsräten und Gewerk-
schaftsfunktionären mit dem

Kapital kritisieren und bekämp-
fen können?

In diesem Zusammenhang
möchte ich an die KPO-Plattform
vom Dezember 1930 erinnern. Auch
wenn es verdammt lang her ist, muss
es deswegen nicht falsch sein (und
umgekehrt auch nicht richtig sein,
nur weil es die KPO geschrieben hat):

„FRAGE: Haben die Kommunis-
ten jederzeit für die Einheit der Gewerk-
schaften zu wirken und warum?

ANTWORT: Ja, und zwar deshalb,
weil jede Spaltung der Gewerkschaften
den wirtschaftlichen Kampf der Arbei-
ter und letzten Endes auch ihren politi-
schen Kampf schwächt. Falls den Refor-
misten die Spaltung einer Gewerkschaft
oder der Gewerkschaften eines ganzen
Landes gelungen ist, sind die Kommu-
nisten erst recht verpflichtet, für die Ein-
heit der Gewerkschaften einzutreten.“

Mit solidarischem Gruß

Anmerkungen der Redaktion:
Unser ständiger Autor Manfred

Behrend hat in der letzten Arbeiter-
stimme (Nr. 147) in seinem Artikel
„Neoliberaler Kurs und neofaschistische
Gefahr“ auf den Seite 13/14 über eine
Kölner Montagsdemonstration be-
richtet. Ein zurecht aufgebrachter
Teilnehmer forderte die Gewerk-
schaftsführung auf, anstelle eines
Kurses der „Selbstliquidierung“ kämp-
ferisch gegen den Sozialabbau vorzu-
gehen. Vorangegangen war ein Inter-
view des DGB-Vorsitzenden Sommer
im „Spiegel“, in dem eine SPD-Hörig-
keit zum Ausdruck kam, die bisher
ohnegleichen war. Die Aussagen ka-
men einer Unterwerfungserklärung
gegenüber Schröders neoliberaler Po-
litik gleich.

Manfred Behrend hat, trotz ei-
gener Bedenken dann den rebellie-
renden Kolleginnen und Kollegen
recht gegeben, die im Falle einer Bei-
behaltung der bisherigen Kapitulan-
tenpolitik gedroht hatten, dann „müs-
se man in sehr kurzer Zeit planen und
angehen, wie neue Gewerkschaften ge-

schaffen werden können“. Obwohl der
Autor dann feststellt, dass es sich
dabei um eine Minderheit handelt,
kommt er zu dem Schluß: „Der Ver-
bleib in einer Organisation mit Schröder-
Sommer-Kurs ist sinnlos geworden, da
sie nur Kapitalbelange vertritt. Der in
Köln gewiesene Weg könnte sich als
gangbar erweisen.“

Die Redaktion und die Gruppe
teilen diese Ansicht nicht und wir ge-
ben dem Leser recht, der sich im vor-
anstehenden Leserbrief sofort dage-
gen gewandt hat. Es war der Redak-
tion aus Zeitgründen nicht mehr
möglich sofort zu widersprechen.
Eine solche Seinstellung, wie zitiert,
stünde auch im Gegensatz zu allen
unseren bisherigen gewerkschaftspo-
litischen Ausführungen und Hand-
lungen.

Der miserable Zustand der Ge-
werkschaften ist nicht nur auf die Ab-
hängigkeit des Apparates und der
Vorstände von der SPD zurückzufüh-
ren, sondern widerspiegelt auch den
Verlust des Klassenbewußtseins der
Mitglieder und Nichtmitglieder in
den Betrieben. Es gibt in den Gewerk-
schaften immer noch zehntausende
von Aktiven, Vertrauensleuten und
auch Betriebsräten, die in der tägli-
chen Auseinandersetzung gegen die
„Kapitalbelange“ wirken, obwohl man
aus den Ausführungen des Autors
herauslesen könnte, die Organisation
als solche vertrete schlechthin nur
noch „Kapitalbelange“.

Die Gewerkschaften sind nicht
antikapitalistisch und ihre Mitglieder
in der großen Mehrheit auch nicht.
Wir haben keine anderen Gewerk-
schaften, deshalb gilt es weiterhin, so
schwer das auch geworden ist, in ih-
nen für einen kämpferischen Kurs zu
arbeiten und die Herausbildung von
Klassenbewusstsein zu fördern und
dort, wo es notwendig und möglich
ist eine andere Führung zu wählen.

Es gibt keine zahlenmäßig rele-
vante Bewegung von unten und kei-
nen gesellschaftlichen Ansatzpunkt
für eine Neugründung klassenbe-
wusster Gewerkschaftsorganisatio-
nen. Das zu glauben sind reine Illusi-
onen. Wir sind in keiner Klassenof-
fensive, sondern können kaum noch
die Verteidigungslinien halten. „Der
in Köln gewiesene Weg kann sich“ also
nicht, wie der Autor meint „als gang-
bar erweisen“.
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Lieber Jan,
liebe Genossinnen und Genossen,
Freundinnen und Freunde meines

Bruders Josef.
Es gab und gibt in der Arbei-

terbwegung viele, die über ihren Bei-
trag nicht viele Worte machen. Eine
von diesen war Berta Thalheimer.
Obwohl ich sie gut kannte und oft in
einem ihrer zwei Mansardenzimmer
übernachtete, sprach sie nie über ihre
aktive Vergangenheit. Erst nach 1989
– 30 Jahre nach ihrem Tode – als viele
Berliner Archive zugänglich wurden,
erfuhr ich, dass sie im Ersten Welt-
krieg Leo Jogiches, dem Organisator
des Spartakusbundes in Berlin gehol-
fen hatte; dass sie deswegen fast zwei-
einhalb Jahre im Zuchthaus Delitzsch
verbracht hatte, und manches ande-
re, worüber ich dann in dem Buch
über die Thalheimer-Familie berich-
tet habe.

Ähnlich ist es mit meinem Bru-
der, dem letzten meiner sieben Ge-
schwister, der sehr, sehr wenig über
seine Arbeit erzählen mochte. Da aber
diese unbekannt bleibende, stille Ak-
tivität ein wichtiges Merkmal der frü-
hen kommunistischen Bewegung
war, muss das der Geschichte mitge-
geben, der Vergessenheit entrissen
werden. Daher möchte ich kurz eini-
ges aus seinem aktiven politischen
Leben berichten.

Ende 1928 wurde die KPD-Op-
position gegründet, der sich unser
Bruder Alfred sehr früh anschloss. Er
zog Pepp und mich in die technische
Hilfsarbeit hinein, die uns mit den er-
fahrenen Genossinnen und Genossen
in Kontakt brachte. Im März 1929
wurden wir beide wegen unserer Ak-
tivitäten aus dem konservativen
Mommsen-Gymnasium relegiert und
wurden im Köllnischen Gymnasium
aufgenommen, einer Aufbauschule
für Arbeiterkinder, geleitet von dem
sozialdemokratischen Historiker
Siegfried Kawerau.

Genosse Joseph Bergmann –
Pep – ist am 18. Februar im Alter
von 91 Jahren in Hamburg verstor-
ben. Wir drucken die Rede von
seinem Bruder Theodor Berg-
mann auf der Trauerfeier gehal-
ten hat ab.

Als die Tageszeitung »Arbeiter-
politik« Anfang 1930 von Leipzig
nach Berlin verlegt wurde, nahm
Pepp nach der Schule sein Fahrrad
und war Zeitungsfahrer im Stadtbe-
zirk Charlottenburg.

1931 begann er sein Medizinstu-
dium, das er 1933 aufgeben musste –
wie alle jüdischen Studenten. Ende
1932/Anfang 1933 kam es zu Versu-
chen der Nazi-Studenten, die ande-
ren Studenten – Juden, Kommunis-
ten, Sozialdemokraten – aus der
Humboldt-Universität zu vertreiben.
Bei den heftigen Schlägereien – Vor-
boten des späteren staatlich organi-
sierten Terrors – bildete sich eine ge-
meinsame Abwehrfront aller linken
Studenten, an der Pepp beteiligt war.

Nach einer Weile zog er ins Saar-
gebiet, wo er bis zur Angliederung des
Saarlandes an Hitler-Deutschland im
Jahre 1935 Grenzarbeit machte, da
dort eine der etwas durchlässigen
Grenzen war. Danach kehrte er nach
Berlinzurück und fand Aufnahme bei
unserem Onkel Dr. med. Willy Rosen-
zweig und Arbeit in der Buchdrucke-
rei von Lichtwitz und Scholem, wo er
diesen Beruf erlernen konnte.

An der zweiten illegalen Aus-
landskonferenz der KPDO in den
Schweizer Bergen im Winter 1936/37
nahm er teil, berichtete dort über die
Berliner Arbeit und informierte sich
aus August Thalheimers Referaten
über die neuen politischen Entwick-
lungen unddie Stellungnahmen des
Auslandskomitees, insbesondere
über den 7. Weltkongress der Kom-
intern und die Rechtswendung zur
Volksfrontpolitik in Frankreich.

In Berlin war er verantwortlich
für die fotografische Vervielfältigung
der politischen Publikationen der
KPD-O – eine Arbeit, die für ihn und
seinen sozialdemokratischen Onkel
nicht ganz ohne Risiko war. Aber er
hatte Hilfe u.a. von Hertha Krampe,
später Hertha Forst, Helma Klietsch,
Luise Mohr, drei sozialistischen Kran-
kenschwestern, anfangs auch von
Maria und Richard Becker bis zu des-
sen Verhaftung 1937.

Im Herbst 1938 verschärfte sich
erneut die Verfolgung der Juden. Un-
ser Onkel verließ Deutschland, und
auch Pepp musste Berlin verlassen.

Über Paris, wo er Heinrich Brandler
und zum letzten Mal August Thalhei-
mer zu langen Gesprächen traf, kam
er Januar 1939 nach Stockholm. Nach
anfänglicher Arbeitslosigkeit fand er
Arbeit als Buchdrucker bei der gro-
ßen Druckerei Bonniers, als im Spät-
sommer 1939 viele Buchdrucker zum
Militär eingezogen wurden.

Bis zur Internierung unserer
Genossen in Frankreich nach Kriegs-
beginn hielten wir den Kontakt auf-
recht und unterstützten sie. Später
knüpften wir wieder die Verbindung
nach Cuba zu Brandler und Thalhei-
mer, die wegen der Atlantik-Blocka-
de zeitweitse unterbrochen war. Un-
ter den wenigen KPD-O-Emigranten
in Schweden sammelten wir und
transferierten das Geld nach Cuba.
Um die Kontakte unter den KPD-O-
Genossen aufrecht zu erhalten, gaben
wir nach 1939 einigermaßen regelmä-
ßig die »Politischen Briefe« heraus,
hektografiert, vielleicht in 60 Exem-
plaren. In dieser Publikation versuch-
ten wir, unsere politischen Positionen
zu diskutieren und die sich verän-
dernden weltpolitischen Kräftever-
hältnisse zu analysieren.

Nach dem Zusammenbruch
des Faschismus, nach dem Mai 1945
wollten wir beide sofort nach Rest-
deutschland – und zwar in die West-
zonen zurückkehren, um mit unseren
politischen Freunden Kontakt aufzu-
nehmen und wieder politisch zusam-
men zu arbeiten. Es bedurfte jedoch
langer Verhandlungen der schwedi-
schen Ausländerbehörde – Socialsty-
relsen – mit der Alliierten gemeinsa-
men Reisebehörde, bis diese die Ein-
reise genehmigte – offenbar nach po-
litischer Überprüfung.

Auf der Rückkehr auf dem Schiff
von Schweden nach Deutschland be-
gegneten sich zwei konträre Deutsch-
länder, nämlich 30 sozialistische frei-
willige Rückkehrer und 30 von der
schwedischen Regierung ausgewiese-
ne NS-Funktionäre, u.a. der Korres-
pondent des „Völkischen Beobachter“,
die noch vor Stalingrad im Sieges-
rausch die Schweden beschimpft und
eingeschüchtert hatten. Nach dem ers-
ten Kontakt, in dem wir uns politisch
zu erkennen gegeben hatten, gab es
keinen weiteren Gesprächsbedarf. Sie
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wären nur liebend gern im Lande der
»Aasgeier« und »Rentner« geblieben,
wie sie Schweden vor 1944 genannt
hatten.

Am 1. April 1946 landeten wir
in Lübeck und wurden zur weiteren
Kontrolle in ein Durchgangslager des
Roten Kreuzes verbracht. In unserem
wenigen Gepäck hatten wir gut ver-
packt die ersten grundlegenden Ana-
lysen von Thalheimer und Brandler
(»Die Potsdamer Beschlüsse« und die
»Grundlinien und Grundbegriffe der
Weltpolitik nach dem Zweiten Welt-
krieg«), die wir unseren alten Freun-
den übergeben wollten. Nach wenigen
Tagen war meine Überprüfung abge-
schlossen; ich hätte weiterziehen kön-
nen. Mein Bruder jedoch sollte „nur
noch wenige Tage“ – so wurde uns
gesagt – zwecks Klärung dort bleiben.
So blieb ich im Lager, während Pepp
mit mir unbekanntem Ziel wegge-
bracht wurde. Nach einigen Tagen
fand ich heraus, dass er im Lübecker
Gefängnis einsaß, wo ich dann von der
Straße aus Sichtkontakt mit ihm her-
stellen konnte. Bei einem Besuch am
30. April, dem Vorabend des 1.Mai,
zeigte mir ein englischer Soldat der
Gefängniswache eine Notiz: Es wur-
de vermutet, dass Josef Bergmann ein
Kominternagent sei – eine politisch
absurde Denunziation aus unbekann-
ter Quelle, aber auch Symptom des
schon begonnenen Kalten Krieges: Die
Kriegsallianz der kapitalistischen
Westmächte mit der sozialistischen So-
wjetunion war zerbrochen – wie Thal-
heimer sehr früh analysierte.

Pepp kam nach Neuengamme,
wo er mit nationalsozialistischen
Funktionären zusammengesperrt
und von der Außenwelt isoliert wur-
de. Seine Haft dort wurde von den
alliierten Lagerbehörden geleugnet,
als unser Genosse Mogens Boserup
ihn besuchen wollte: Einen sozialis-
tischen Häftling kann es bei uns nicht
geben, war die Auskunft. Nach einer
Weile gelang es, mit Hilfe eines kom-
munistischen Zivilarbeiters der briti-
schen Armee, einen Kontakt herzu-
stellen und ihn dann mit Lebensmit-
teln, Kaffee und Zigaretten zu versor-
gen, die ich aus Schweden bekam.

Ich begann nach Wegen zu su-
chen, wie man Pepp aus dem Lager

herausholen könnte. Nach der Mai-
kundgebung in Planten un Blomen
ging ich zu dem Hauptredner Fenner
Brockway, Mitglied und Führer der
Independent Labour Party, ein alter
Freund von Thalheimer und Brand-
ler und mit Sympathien für die KPD-
O. Nach unserem Gespräch am Nach-
mittag des 1.Mai begann Fenner
sofort Himmel und Hölle in Bewe-
gung zu setzen, dabei unterstützt von
seinem Dolmetscher, unserem ehe-
maligen Berliner Genossen Wolf Nel-
ki. Mein Versuch am 9.Mai, den Par-
teivorstand der SPD um Hilfe zu bit-
ten, wurde glattweg abgelehnt: »Kom-
munisten helfen wir nicht«, war die
Antwort des Sekretärs Fritz Heine.

Fenner Brockway mobilisierte
nun alle seine Beziehungen. Aber das
Militär Großbritanniens ließ sich viel
Zeit, bis alle meine Angaben über-
prüft und verifiziert waren und un-
sere Brüder in Palästina vom dorti-
gen britischen Militär verhört waren.
Nach fünf Monaten in Neuengamme
kam Pepp endlich frei.

Früh begann auch die KPD, die
damals noch einen Senator in Ham-
burg stellen durfte und für die Zusam-
menarbeit auch mit den kapitalisti-
schen Besatzungsmächten eintrat, mit
einer öffentlichen Kampagne gegen
die Gebrüder Bergmann, die manche
Seite der Parteizeitungen füllte. Pepp
absolvierte ein einjähriges Kurzstudi-
um und wurde für fünf Jahr Volks-
schullehrer. Pepp war bei seinen Schü-
lerinnen und Schülern beliebt, wurde
aber nach einiger Zeit aus dem Schul-
dienst entlassen – seine dritte Relegie-
rung. Er nahm eine Arbeit in der Dru-
ckerei der GEG auf, wurde von der
Belegschaft als Betriebsrat und dann
in den Aufsichtsrat gewählt.

Nach den Rundreisen von Mo-
gens Boserup und meinen Reisen hat-
ten die alten Genossen der KPD-O
und einige jüngere SAP- und SJV-
Genossen die wichtigen Analysen
unserer Freunde in Cuba gelesen und
hatten den Wunsch, die politische
Lage zu diskutieren und zu überle-
gen, ob wir wieder gemeinsam aktiv
werden wollten. So kam es zur Kon-
ferenz im Käthe-Kollwitz-Heim in
Rieseberg bei Königslutter am 16. und
17. August 1947, an der Pepp und

Herma teilnahmen. Das war der Be-
ginn der Organisation der Gruppe
Arbeiterpolitik. Sie gab sich diesen
Namen allerdings erst 1948.

Nach der Währungsreform am
20.Juni 1948 konnte man endlich Pa-
pier frei kaufen – ohne Schwarz-
marktpreise zahlen zu müssen und
ohne eine Lizenz der Besatzungs-
macht. Im November 1948 begannen
wir mit der Herausgabe der Zeit-
schrift »Arbeiterpolitik«, zuerst von
Robert Meyer in Uetze im Handsatz
gesetzt und auf einem Tiegel ge-
druckt. Ab Mitte 1950 erschien die
„Arbeiterpolitik“ in Stuttgart, ge-
druckt in einer damals modernen
Druckerei, gesetzt auf einer Linotype
– zweimal im Monat. Pepp trug viel
zum Auf- und Ausbau und zur Ver-
breitung der Zeitschrift bei, und bald
konnte der Zeitschrift eine regionale
Beilage angefügt werden – die „Nord-
deutsche Arbeiterstimme“.

So haben wir bis zu meinem
Rückzug in die Produktion im Mai
1952 vieles gemeinsam gemacht.

Pepp war ein überzeugter Kom-
munist, der vor und nach 1933 aktiv
gegen den Faschismus kämpfte, wie
die meisten aus unserer großen Fa-
milie – sie kämpften an vielen Fron-
ten: in der Illegalität, in der französi-
schen Resistance, im spanischen Bür-
gerkrieg in der tschechoslowakischen
Svoboda-Armee, in der ägyptischen
Wüste, in Palästina, in der britischen
Royal Air Force. Er hat viele persön-
liche Rückschläge erlitten – vier Re-
legationen, aber seine politische Ar-
beit hat er immer weitergeführt – un-
verdrossen, unermüdlich, unbeug-
sam, bis die Kräfte versagten.

Ein solches Leben in der Arbei-
terbewegung und für die Bewegung
darf nicht vergessen werden. Ich den-
ke, er bleibt Vorbild für seine Genos-
sinnen und Genossen.

Theodor Bergmann

Abdruck aus der Beilage zur
Arbeiterpolitik zum Tod des Genos-
sen Jupp Bergmann.

Bezugsadresse der Arbeiterpo-
litik: GFSA e.V. – Postbox 106426 –
D-20043 Hamburg
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Im Vorfeld des Parteitages als
auch in den Diskussionen
danach wurde klar, dass in

der DKP über Fragen der weiteren poli-
tischen Arbeit keine Einheit hergestellt
werden konnte. Diese Fragen berühren
Grundsätze über die unmittelbare Ta-
gespolitik hinaus, sie haben Bedeutung
für die gesamte sozialistische/kommu-
nistische Bewegung.

Wir von der Gruppe Arbeiterpoli-
tik gehören nicht zu denjenigen, die bes-
serwisserisch gegenüber anderen kom-
munistischen Organisationen auftreten
– so auch nicht gegenüber den Genossen
der DKP. Aber wir fühlen uns ebenfalls
verpflichtet, einen Beitrag zur Lösung
der strittigen Fragen zu leisten. Unser
Herangehen dabei beruht auf dem
Grundsatz der Solidarität, aber ohne
Aussprechen der Differenzen, ohne ge-
genseitige Kritik können sich Linke
nicht solidarisch zueinander verhalten.
So möchten wir verstanden werden,
wenn wir zu den beiden Fragen Stellung
nehmen, an denen die politischen Diffe-
renzen besonders deutlich werden:
erstens bei der Einschätzung der Ge-
werkschaften und zweitens bei der Be-
urteilung der Politik der Kommunisti-
schen Partei des Irak.

Eigenständige Kraft oder
radikales Anhängsel der
Gewerkschaftsvorstände?

Zum Parteitag legte der Parteivor-
stand eine politische Erklärung vor, die
an Stelle eines erarbeiteten Programm-
entwurfes verabschiedet werden sollte.
Die Erklärung enthielt auch die Behaup-
tung, die Gewerkschaften seien die
größte und fortschrittlichste Organisa-
tion der Arbeiterklasse. Diese Formulie-
rung führte zu heftiger Kritik und der
Frage, wozu dann die DKP überhaupt
noch gebraucht würde. In der vom Par-
teitag dann verabschiedeten Fassung
wurde den innerparteilichen Kritikern
in der Formulierung, nicht aber im In-
halt entgegengekommen. „Die Gewerk-
schaften können die größte fortschrittliche
Kraft der Arbeiterklasse sein und die Offen-
sive des Kapitals stoppen, wenn sie konse-
quent die Beschäftigten wie die Arbeitslo-
sen zum Widerstand mobilisieren und or-
ganisieren.“ (aus der politischen Erklä-
rung, UZ, 25.2.05) Der Zusammenhang

Kontroversen auf dem DKP-Parteitag
von Kapitalismus und Gewerkschaften
lässt eine solche Charakteristik nicht zu.
Die Gewerkschaften sind die wichtigs-
ten Massenorganisationen der Arbeiter-
klasse, aber zur fortschrittlichsten Orga-
nisation können sie nicht werden.

Bei der Charakterisierung der un-
übersehbaren Krise der Gewerkschaften
verblieb der Parteivorstand auf der Ebe-
ne allgemeiner Zustandsbeschreibun-
gen. „Tatsache ist, den Gewerkschaften fehlt
heute eine gemeinsame Linie zur Gegen-
wehr.“ (aus der Grundsatzrede des Par-
teivorsitzenden Stehr) „Nach wie vor ist
die deutsche Gewerkschaftsbewegung in ei-
ner tiefen Krise. Sie gerät immer weiter ge-
genüber dem Kapital in die Defensive.“ (aus:
Entwurf zur Diskussion von Wolfgang
Teuber) Die vielen, auch richtigen Aus-
sagen zum Zustand der deutschen Ge-
werkschaften sind nachzulesen in der
UZ vom 18.2.2005. Es fehlte aber ebenso
eine Darstellung der innergewerkschaft-
lichen Widersprüche wie eine Charak-
terisierung der sozialdemokratischen
Politik ihrer Vorstände. Folgerichtig
mussten auch die Schlussfolgerungen in
Allgemeinplätzen enden. Wolfgang Teu-
ber schreibt u.a.: „Ohne einen Politikwech-
sel für mehr Beschäftigung und soziale Ge-
rechtigkeit, ohne Veränderungen der politi-
schen Rahmenbedingungen wird es den Ge-
werkschaften nicht gelingen, die Defensive
zu überwinden.“ (...) „Das Ziel der Gewerk-
schaftsbewegung muss es sein, fortschrittli-
che Politik in der Gesellschaft hegemoniefä-
hig und damit durchsetzbar zu machen.“ Be-
merkenswert auch Heinz Stehr in seiner
Parteitagsrede: „Wir fordern einen neuar-
tigen Solidarpakt zwischen Reich und Arm.“
„Die Gewerkschaften müssen wieder zur
Gegenmacht werden.“ Wann waren denn
die Gewerkschaftsinstanzen zuletzt Ge-
genmacht und nicht Sozialpartner?

So schwankten die Stellungnah-
men gegenüber den Gewerkschaften in
der Formulierung politischer Ansprüche
und dem Nachplappern allgemeiner
Floskeln über soziale Gerechtigkeit.
Ausgeklammert blieb die entscheiden-
de Frage: Wie kann die sozialpartner-
schaftliche, d.h. auf Klassenzusammen-
arbeit ausgerichtete Gewerkschaftspoli-
tik überwunden werden? Diese hat ihre
Basis nicht nur in den Vorständen, son-
dern auch unter der breiten Mitglied-
schaft. Jahrzehnte sozialpartnerschaftli-
cher Politik und Erfahrungen lassen sich
nicht ad hoc überwinden und ohne
praktische Erfahrungen in Klassenaus-
einandersetzungen. Sie lassen sich aber

auch nicht überwinden ohne politische
Auseinandersetzung mit den Reformis-
ten in den Vorständen und Apparaten.
Gewerkschaftliche Betätigung ist nicht
allein der Kampf um Lohn und Brot, sie
ist immer zugleich politische Auseinan-
dersetzung um die Köpfe der KollegIn-
nen. Es wird keine Änderung der Ge-
werkschaftspolitik in Richtung Klassen-
kampf geben können, ohne dass die in-
neren Widersprüche der Gewerkschaf-
ten benannt und ausgetragen werden.
Denn wo Belegschaften eigenständig
denken und handeln, d.h. Klassenkampf
praktizieren, wie beispielsweise beim
Opel-Werk in Bochum, werden sie von
den Vorständen nicht nur allein gelas-
sen, sondern auch politisch bekämpft.

Aus den Fehlern der linkssektie-
rerischen Politik der KPD vor 1933
(RGO-Politik, Sozialfaschismustheorie)
hat die KPD bzw. DKP nach 1945 die
Konsequenz gezogen, die gewerkschaft-
liche Einheit auf keinen Fall in Frage zu
stellen. Sie hat deshalb versucht der po-
litischen Auseinandersetzung mit der
Sozialdemokratie in den Gewerkschaf-
ten möglichst aus dem Wege zu gehen.
Vom „linken in den rechten Straßengra-
ben“, so könnte man diese Wendung
charakterisieren. Aus dem Kampf für
die Einheit bei der Verteidigung der so-
zialen und politischen Interessen der
Lohnabhängigen kann so schnell eine
Einheit der Passivität werden angesichts
der gewerkschaftlichen Unterordnung
unter die Interessen und Notwendigkei-
ten des Kapitals. Wir wissen, dass es en-
gagierte und kritische Gewerkschafter
in den Reihen der DKP gibt, aber diese
Unterordnung ist der Inhalt der offizi-
ellen Politik, wie sie die sozialpartner-
schaftlich beherrschten Vorstände und
Apparate bisher praktizierten. Sie wer-
den diesen Kurs auch um den Preis des
Verzichts auf soziale Errungenschaften
weiter verfolgen. Nur: Als aktiveres, ge-
legentlich auch aufmüpfiges Anhängsel
sozialdemokratischer Vorstände ma-
chen sich Kommunisten in den Gewerk-
schaften überflüssig.

Pro und Kontra
Regierungsbeteiligung der
KP des Irak

Bereits einige Wochen vor dem
Parteitag hatte ein Interview von Heinz
Stehr die Stimmung aufgeheizt und zu
heftigen, Kontroversen auf dem DKP-
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Parteitag Arbeiterpolitik Nr. 3 · April
2005 15 auch öffentlich ausgetragenen
Kontroversen (z.B. in der „jungen Welt“)
geführt. In einem Interview hatte der
DKPVorsitzende die Regierungsbeteili-
gung der irakischen KP verteidigt. Er
traf damit auf Unverständnis und Kri-
tik, auch bei Parteiaktivisten in der Frie-
densbewegung, traditionell ein zentra-
les Betätigungsfeld der DKP. Begründet
hat Heinz Stehr seine Position mit dem
reaktionären Charakter des irakischen
Widerstandes, der vom islamischen
Fundamentalismus und alten Saddam-
Anhängern beherrscht würde. Seinen
Kritikern warf der Parteivorsitzende vor,
die Verhältnisse im Irak nicht zur Kennt-
nis nehmen zu wollen. Von Ignoranz,
Besserwisserei und fehlender Solidari-
tät gegenüber den irakischen Genossen
(die näher dran wären und die Verhält-
nisse besser kennen würden) war die
Rede. Im Übrigen würde sich die iraki-
sche KP in Programm und Aussagen
immer zum Antiimperialismus und
zum Sozialismus als Endziel bekennen.

Auch ohne die Verhältnisse im
Irak im Einzelnen zu erörtern, die Fra-
ge, ob die Regierungsbeteiligung mit
einem marxistischen Standpunkt verein-
bar ist, lässt sich mit dem Wissen um die
allgemein bekannten Tatsachen beant-
worten. Eine Regierung, die von einer
fremden Besatzungsmacht eingesetzt
wird, ist in allen Belangen von ihr ab-
hängig, sie kann nicht souverän sein. Die
irakische Regierung würde ohne den
militärischen Schutz der USA keine
Woche überleben können. Damit ist
auch gewährleistet, dass sie Instrument
der Besatzung ist und bleibt. Das gilt in
gleicher Weise für die irakischen Poli-
zei- und Sicherheitskräfte, die von den
US-Truppen aufgebaut und ausgebildet
werden; sie sollen nur die Opfer in den
eigenen Reihen geringer halten. Die Re-
geierungsbeteiligung der irakischen KP-
gleichgültig was die Partei sich davon
erwartet oder erhofft – kann nur der Be-
satzungsmacht als Legitimation dienen.
Schritte in Richtung Souveränität, De-
mokratie oder gar Sozialismus wird es
nur im Kampf gegen die Besatzungs-
macht geben und nicht in einem Bünd-
nis mit ihr.

Auch die Argumente über den
Einfluss reaktionärer Kräfte im Wider-
stand lassen sich kaum zur Rechtferti-
gung einer Regierungsbeteiligung her-
anziehen. Der imperialistische Einfluss
im Nahen Osten, die militärische Okku-
pation des Irak, die Mittel und Metho-
den der Besatzungstruppen werden
zwangsläufig zu weiterem Widerstand
in der Bevölkerung führen. Sich raus zu

halten und den Widerstand allein reli-
giösen und nationalistischen Kräften zu
überlassen, wird diese nicht schwächen,
sondern stärken.

Auch der Hinweis darauf, dass die
KP des Iraks sich in ihren Aussagen zum
Antiimperialismus und Kommunismus
bekennt, macht die Sache nicht vernünf-
tiger oder richtiger. Im Gegenteil, die Be-
teiligung an einer von der Besatzungs-
macht initiierten und kontrollierten Re-
gierung kann das Anliegen von Kom-
munisten nur diskreditieren. Und Papier
ist bekanntlich geduldig. Auch die sozi-
aldemokratischen Parteien vor 1914 be-
teuerten noch wenige Monate vor dem
Beginn des I. Weltkrieges ihre internati-
onalistischen und antimilitaristischen
Standpunkte, um sich in entscheidender
Stunde auf die Seite der herrschenden
Klasse in ihren Ländern zu schlagen.

Ein Rechtfertigungsargument von
Heinz Stehr muss noch erwähnt werden.
Auch die KPD habe sich ja nach 1945 an
Landesregierungen in den Westzonen
beteiligt. Die Regierungsbeteiligung
konnte weder die Lage der arbeitenden
Menschen verbessern noch den Einfluss

der KPD erweitern. Im Gegenteil, die
westlichen Siegermächte konnten ihre
imperialistische Politik verschleiern und
den Kalten Krieg gegen das sozialisti-
sche Lager vorbereiten. Als sich die ka-
pitalistische Ordnung nach den Wirren
der Kriegs- und Nachkriegszeit stabili-
siert hatte, wurden die kommunisti-
schen Minister wieder entlassen. Eine
Erfahrung, die beispielsweise kommu-
nistische Parteien auch in Frankreich
und Italien machen mussten. Ihre Regie-
rungsbeteiligung sollte den politischen
und gesellschaftlichen Verhältnissen
(der bürgerlichen Ordnung) eine Legi-
timation verschaffen, denn in vielen
Ländern Europas hatten sich die herr-
schenden Klassen und ihre politischen
Vertreter durch eine Zusammenarbeit
mit den deutschen Besatzern diskredi-
tiert. Den kommunistischen Parteien
wurden zwar vorübergehend Minister-
sessel überlassen aber kein wirklicher
Einfluss, keine Macht eingeräumt. Kom-
munistische Minister lähmten die Akti-
vität der Massen, die nun glaubten, ihre
Minister würden ihre Probleme lösen.

März 2005, A. Berlin

„Wir streiten uns. Das ist gut;
denn in einer Epoche tief greifender
weltpolitischer Veränderungen, erfüllt
von widerspruchsvollen Prozessen,
sind unterschiedliche Einschätzungen
auf Grund der unterschiedlichen Erfah-
rungen der Einzelnen selbstverständ-
lich. (...) Gerade im Aushalten und
Austragen von Widersprüchen erweist
sich die Partei als lebendig, als attrak-
tiv (...) – und erweist sich die materia-
listische Dialektik als fruchtbar.

Was geschieht stattdessen? Ar-
gumente werden nicht als Ratschlag
und Diskussionsbeitrag aufgenom-
men, sondern als Opposition be-
kämpft. Was der Perspektive, die ge-
rade die einiger Sekretariatsmitglieder
ist, nicht entspricht, wird verketzert,
an den Rand gedrängt, ausgegrenzt.
Der Parteivorsitzende stellt jene, die
abweichender Meinung sind, mit den
»Neuerer« von 1988, mit der Gruppe
Rosenberg/Kröll auf eine Stufe, als hät-
ten sie eine Spaltung der Partei im
Sinn. Er verlangt von den Kritikern,
sie »sollten offen darlegen, für welches
Konzept sie politisch und personell ste-
hen« und behauptet wahrheitswidrig:

Argumente werden nicht als Diskussionsbeitrag
aufgenommen, sondern als Opposition bekämpft

»dies fehlt bislang in allen Debatten«
(...) Ich habe in meinem Aufsatz über
die Richtungskämpfe in den europäi-
schen kommunistischen Parteien – in
dem übrigens die DKP überhaupt
nicht angesprochen ist – von einem
notwendigen Klärungs- und Reini-
gungsprozess in ideologischen und
weltanschaulichen Fragen gesprochen.
Nina Hager (stellv. Parteivorsitzende)
macht im UZ-Interview daraus »Säu-
berungen«, denen jemand »zum Op-
fer fallen soll«, das ist nackte Dema-
gogie, kein solidarischer Diskussions-
stiel (...).

Was für eine Partei sind wir, de-
ren Organ, die UZ unserem früheren
Parteivorsitzenden Herbert Mies den
Abdruck eines Briefes verweigert, der
eine milde Kritik am Sekretariat ent-
hielt?“

Dem Diskussionsbeitrag von
Hans Heinz Holz auf dem Partei-
tag der DKP ist kaum etwas hin-
zuzufügen – nur die Frage, wie
schwach es um die Inhalte derer
bestellt sein muss, die zu solchen
Methoden der „Diskussion“ und
Auseinandersetzung greifen?
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F: Ist die polnische Neue Linke aus
dem Fundus des früheren realsozialisti-
schen Systems hervorgegangen?

Die Neue Linke gibt es seit
ungefähr zwei Jahren und hat mit den
Systemkräften von früher absolut
nichts zu tun. Wir bilden eine sehr ak-
tivistische Bewegung, weshalb wir vor
allem für Leute, die selbst zu aktivem
Handeln bereit sind, ein attraktives
Angebot darstellen. Unsere Mitglieder
kommen aus unterschiedlichen politi-
schen Zusammenhängen, einige davon
auch von der regierenden Demokrati-
schen Linken (SLD). Oft sind die Grün-
de, sich der Neuen Linken anzuschlie-
ßen, sehr praktischer Natur. Ein Bei-
spiel: eine Krankenschwester verließ
die SLD und kam zu uns, weil ihre
Krankenhaus zugesperrt wurde. Nun
führt sie die Arbeitslosenbewegung.
Wenn SLD-Leute zu uns stoßen, dann
sind sie meistens sehr kämpferisch und
keineswegs vom Typus der alten Ap-
paratschiks.

Der Großteil unserer Parteigän-
ger aber kommt von der früheren Pol-
nischen Sozialistischen Partei, von den
Gewerkschaften und von der Straße.
Denn dort sind wir besonders präsent.
Zum Beispiel im Rahmen von Aktionen
für einen gesetzlich garantierten Min-
destlohn oder für ein Minimum an so-
zialer Absicherung. In Polen gibt es drei
Millionen Arbeitslose ohne Anspruch
auf Sozialhilfe. Die würde man einfach
sterben lassen. Sie sterben aber nicht,
weil sie schwarz arbeiten. Wir fordern
500 Zloty (ungefähr 110 Euro) für jeden
Arbeitslosen als minimale Überlebens-
hilfe.

F: Die soziale Lage stellt sich somit
in einem Land, das von neoliberalen Post-
kommunisten regiert wird, äußerst schlecht
dar?

Polen hat ein ziemlich hohes
Wirtschaftswachstum – so zwischen
fünf und sechs Prozent. Doch das
kommt der Bevölkerung nicht zugute.
Die Beschäftigungsrate steigt nicht an,
die Löhne stagnieren. Das Sozialsystem
wurde völlig ruiniert. Die Menschen
werden ärmer, während das Land rei-
cher wird. In Warschau gibt es 200
streng bewachte private Areale, wo die
Superreichen, abgeschirmt von der Be-
völkerung, leben. In Berlin gibt es mei-
nes Wissens davon nur drei. Die sozia-

Aus: junge Welt vom 05.02.2005, Wochenendbeilage

le Polarisierung in Polen hat Dritte-
Welt-Niveau. Wußten Sie, daß bei uns
viele Schulkinder an Hunger leiden?

F: Wie wirkt sich das auf das politi-
sche Bewußtsein aus?

Es herrscht eine völlige Desillu-
sionierung gegenüber der Demokratie.
Die Wahlbeteiligung wird immer nied-
riger. Es liegt an der Linken, wieder ein
Bewußtsein für die Veränderbarkeit der
Verhältnisse zu schaffen. Nur 15 Pro-
zent der Beschäftigten sind gewerk-
schaftlich organisiert. Die Gewerk-
schaften sind meistens korrupt. Das
macht die Menschen dann auch noch
anfällig für rechte Demagogen mit ih-
ren »law and order«-Parolen. 80 Pro-
zent der Polen sind für die Todesstrafe.
In Polen gibt es mehr private Polizei als
sonst in Europa. Natürlich wäre das
Geld dafür in sozialen Programmen
besser aufgehoben. Dann bräuchten die
Reichen auch nicht so viele Polizisten.

F: Welche Alternative hat die Neue
Linke anzubieten?

In Polen wie anderswo gilt die
Frage: Ist man für oder gegen den Ka-
pitalismus, für oder gegen diese Refor-
men? Die Neue Linke geht davon aus,
daß der Kapitalismus nicht reformier-
bar ist, sondern überwunden werden
muß. Doch bis dahin müssen die Men-
schen etwas zu essen haben, müssen sie
zum Denken gebracht werden. Deshalb
treten wir natürlich für Reformen ein,
die die Lage der einfachen Menschen
verbessern. Denn wer 16 Stunden am
Tag für wenig Geld schuften muß, hat
keine Energie zum kämpfen. Der
Grundsatz je schlechter, desto besser
darf für uns nicht gelten. Denn sonst
kommt es zu einer sozialen Implosion,
statt zu einer sozialen Explosion.

F: Agiert die Neue Linke in einem
größeren politischen Zusammenhang?

Die ganze radikale Linke pflegt ei-
nen solidarischen Umgang untereinan-
der, weil sie schwach ist. Natürlich sind
das mehrheitlich sektiererische Gruppen,
was uns aber nicht daran hindert, Akti-
onsbündnisse mit ihnen einzugehen.
Zum Beispiel gegen den Irak-Krieg.

F: Gibt es auch noch genuine Kom-
munisten aus dem Bestand der früheren
Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei?

Es gibt sie, aber das sind alte Män-
ner, Fundamentalisten. Sie nicht aktiv,
nicht besonders kämpferisch. Der Rest

ihrer Energie verbraucht sich in der
Freundschaftsgesellschaft mit Nordko-
rea. Natürlich sind wir auf ihrer Seite,
wenn sie zum Gegenstand antikommu-
nistischer Angriffe werden. Wie Sie
vielleicht wissen, wird in der polni-
schen Verfassung die kommunistische
Ideologie mit dem Faschismus gleich-
gesetzt und damit illegalisiert.

F: Haben sich linke Koalitionen her-
ausgebildet?

Es gibt zwei Koalitionen in der
polnischen Linken. Die eine nennen wir
die »Anti-Gipfeltreffen-Koalition«, die
anläßlich der Proteste gegen das G8-
Treffen in Genua im Juli 2000 entstan-
den ist. In ihr sind alle radikalen linken
Kräfte, einschließlich der Anarchisten,
vereinigt. Gemeinsam führten wird
Aktionen vor der israelischen Botschaft
durch oder auch zum Schutz der Gay-
Parade. Diese Aktionseinheit hat sich
gut bewährt. Da gibt es aber auch noch
die Sphäre der offiziellen Politik, aus
der sich die Linke nicht einfach verab-
schieden kann. Zum Beispiel bei Wah-
len. In dem Maße, wie das polnische po-
litische System als Ganzes in eine Krise
geraten ist, finden auch tiefe Verände-
rungsprozesse innerhalb des linken
Spektrums statt. Unlängst wurde eine
Koalition aus sieben Parteien, einigen
Vereinigungen und einer wichtigen
Gewerkschaft, die sich »August 80«
nennt und – wie der Name sagt – aus
der früheren Solidarnosc-Bewegung
kommt und vor allem unter den Berg-
arbeitern aktiv ist. Sie zählt 100000 Mit-
glieder und hat eine Wende vom kleri-
kalen Nationalismus zum Linksradi-
kalismus und Antiglobalismus vollzo-
gen. Zu dieser Koalition gehört auch
die Union der Arbeit, die ebenfalls aus
der Solidarnosc kommt und gegenwär-
tig dem Regierungslager angehört.

F: Wie ist es möglich, gleichzeitig der
Regierung und einer linksoppositionellen
Parteienallianz anzugehören?

Die Union der Arbeit ist eine klei-
ne Minderheit in der Regierung.
Zudem ist die Regierung nicht mehr
sonderlich eng mit der SLD verknüpft,
da der gegenwärtige Premierminister
seine eigene Regierung gebildet hat.
Die von der Union der Arbeit gestellte
Vizepremierministerin Izabela Jaroga-
Nowacka, verantwortlich für Sozialpo-
litik, ist eine linkssozialdemokratische

„Unsere Bewegung kommt von der Straße“
Gespräch mit Pjotr Ikonowicz* über die soziale Katastrophe in Polen, Postkommunisten und linke Alternativen
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Politikern mit wirklich sozialem Enga-
gement.

F: Doch diese Regierung, die als
Linksregierung firmiert, hat Polen in die
Kriegsallianz gegen den Irak geführt.

Die Jugendorganisation der Union
der Arbeit hat sich besonders stark in der
Bewegung gegen den Krieg engagiert.
Die Union selbst ist in der Regierung ge-
blieben, obwohl sie die polnische Beteili-
gung am Krieg nicht verhindern konnte,
weil sie weiter an die Möglichkeit glaub-
te, linke Akzente in anderen Bereichen
der Regierungspolitik, zum Beispiel in
der Frage der Rentenreform, zu setzen.
Der Vizepremierministerin ist es gelun-
gen, die von der Regierung geplante Pri-
vatisierung des Gesundheitssystems zu
stoppen. So trägt sie einerseits Mitver-
antwortung für die Besetzung des Irak,
andererseits aber bekämpft sie an zen-
traler Stelle den Sozialabbau und ist
zudem führend in einer Wahlkoalition
vertreten, die entschieden gegen die Ok-
kupation eintritt. Als Frau Jaroga-No-
wacka uns gefragt hatte, ob sie in die Re-
gierung eintreten solle, haben wir ihr zu-
geredet, es zu tun. Warum sollten wir
etwas dagegen haben, daß eine Frau in
der Regierung sitzt, die unter dem Ein-
fluß der radikalen Linken steht und sich
für die sozial Benachteiligten engagiert?

F: Regierungssozialisten haben ent-
weder keinen wirklichen Einfluß auf die Re-
gierungspolitik oder sie hören auf, Sozia-
listen zu sein.

Natürlich wäre es etwas anderes,
wenn es eine starke soziale Bewegung
gegen die neoliberalen Zumutungen
gäbe. Aber dem ist nicht so. Wir kön-
nen nur vereinzelte Verteidigungs-
kämpfe in einigen Fabriken und Bran-
chen führen. Da ist es dann durchaus
ein Fortschritt, eine Allianz zu haben,
in der sowohl wütende Bergarbeiter aus
Schlesien als auch eine Vizeregierungs-
chefin vertreten sind.

F: Wie stehen die Wahlchancen für
dieses Bündnis?

Ich glaube, sie stehen gut. Es ist
das erste Mal, daß die Linke in Polen
bei Wahlen antritt. Bisher wurden die
Postkommunisten als »Linke« wahrge-
nommen. Das ist jetzt nicht mehr so.
Bisher konnte die SLD mit der Angst-
parole hausieren gehen: Wählt uns,
wenn ihr verhindern wollt, daß die
Rechten gewinnen. Deshalb wählten
viele die zu Neoliberalen gewordenen
früheren Kommunisten. Jetzt gibt es ein
echtes linkes Angebot.

F: Wie kann man eine Partei, die sich
auf die Seite der Bush-Leute gestellt hat,
überhaupt noch dem linken Spektrum zu-
rechnen?

Wenn wir irgendwann einmal die
Chance haben sollten, eine Regierung zu
bilden, die unabhängig vom State De-
partment in Washington ist, dann muß
die Linke beginnen, Stärke zu entwi-
ckeln. Dann muß sie als Alternative zu
den Postkommunisten sichtbar werden.
Nun haben die Menschen in Polen
erstmals eine linke Wahlmöglichkeit.
Und die radikale Linke hat die Möglich-
keit, nach außen in Erscheinung zu tre-
ten, sich den Menschen vorzustellen, die
arbeitslos sind oder auf dem Schwarz-
markt ausgebeutet werden, oder denen,
die ihren Lohn nicht rechtzeitig ausbe-
zahlt bekommen – das sind zwei Drittel
der Beschäftigten in Polen. Wir sind
nicht bloß eine Wahlkoalition, sondern
eine soziale Koalition. Die Aufgabe lin-
ker Aktivisten ist es auch, den Leuten
unmittelbar zu helfen, dort zum Beispiel
anwesend zu sein, wo Mieter aus ihren
Wohnungen geworfen werden, um sie
zu verteidigen. Es geht um die Entwick-
lung einer Politik im engsten Zusam-
menwirken mit den Betroffenen. Des-
halb ist es aber auch wichtig, sich an
Wahlkampagnen zu beteiligen, um me-
diale Aufmerksamkeit zu erregen, weil
andererseits all unsere Aktivitäten man-
gels öffentlicher Wahrnehmung verpuf-
fen würden.

F: Es wird damit gerechnet, daß die
SLD bei den kommenden Wahlen katastro-
phal einbrechen wird. Kann die radikale
Linke davon profitieren?

Da bin ich mir ganz sicher. Die
Stimmung hat sich radikalisiert, und
das müßte eigentlich der radikalen Lin-
ken zugute kommen. Wir sind keine
Machtkoalition, sondern eine Koalition
der sozialen Widerstand leistenden
Kräfte. Viele unserer Kandidaten – ich
auch – haben Gerichtsprozesse anhän-
gen, meistens wegen Widerstandes ge-
gen die Staatsgewalt. Und gleichzeitig
kandidiert die stellvertretende Premier-
ministerin auf unserer Liste.

F: In Polen machen sich der Reihe
nach populistische Strömungen bemerkbar.
Darunter die linkspopulistische, auf die Ver-
teidigung bäuerlicher Interessen orientierte
und gegen die EU gerichtete Bewegung »Sa-
moobrona« (Selbstverteidigung). Wie stehen
Sie zu dieser Strömung, die sich mitunter
auch radikaler Kampfmittel, wie der Errich-
tung von Straßenblockaden, bedient?

Die polnische Politik wird sehr
stark vom Geld beeinflußt. Ein Beispiel:
In Kielce erkaufte sich die reichste Frau
der Stadt den Spitzenplatz auf der Sa-
moobrona-Liste für die Europawahlen.
Gleich am nächsten Tag schlossen sich
die Samoobrona-Aktivisten aus Kielce
der Neuen Linken an. Das war ein typi-

scher Klassenkonflikt innerhalb dieser
Bewegung. Als eine Art Bauerngewerk-
schaft war Samoobrona eine sozial pro-
gressive Kraft, doch als politische Partei
wird sie immer konservativer. Andrzej
Lepa, ihr charismatischer Führer, ist
nicht grundsätzlich gegen die Privatisie-
rungen. Achtzig Prozent der Bevölke-
rung in Polen ist gegen die Privatisie-
rung. Die Lepa-Leute sind es nicht, weil
sie eine kleinbürgerliche Strömung dar-
stellen, deren Anhänger nicht fähig sind,
zwischen Privatisierung und Privatei-
gentum zu unterscheiden. Wir haben
früher mit ihnen auf der Straße zusam-
mengearbeitet, aber jetzt sieht man sie
nicht mehr auf der Straße, sondern nur
noch im Parlament. Auch dort verhal-
ten sie sich sehr unauffällig.

F: In den 1980er Jahren standen sich
die sozialistische Staatsmacht und die So-
lidarnosc als antikommunistische Um-
sturzbewegung scheinbar unversöhnlich
gegenüber. Heute steht die aus der damali-
gen Staatsmacht hervorgegangene Partei
an der Spitze der neoliberalen Konterrevo-
lution. Hatte es sich damals um ein Miß-
verständnis gehandelt? Wie sehen Sie das
als ehemaliger Solidarnosc-Aktivist?

Während der Zeit des Kriegsrech-
tes saß ich zwei Jahre im Gefängnis.
Heute schäme ich mich, als Solidarnosc-
Mitglied nicht verstanden zu haben, zu
welchem Zweck die Solidarnosc-Füh-
rung die Massen in Bewegung gesetzt
hat. Zur Macht gekommen, hat sie hin-
ter dem Rücken der Gesellschaft das Ge-
sellschaftseigentum privatisiert. Die Be-
triebe, in der die Solidarnosc ihre Macht
entfaltet hatte, existieren nicht mehr. Die
stolzen Arbeiter von damals verdingen
sich heute als Straßenhändler. Wir woll-
ten den Sozialismus mit Demokratie
und mehr ökonomischer Vernunft ver-
binden. An Jaruzelskis Staatsstreich zer-
brach die Bewegung in ihrem Innersten
und wurde zu einem Instrument der
kapitalistischen Reaktion. Nicht die Be-
wegung, sondern die Sanktionen von
US-Präsident Ronald Reagan haben den
Krieg gegen die Kommunisten gewon-
nen. Wir dachten, daß bei Nichtvorhan-
densein einer Besitzerklasse der Sturz
der Nomenklatura zu einer voll entfal-
teten Demokratie sozialistischen Cha-
rakters führen müßte. Doch wir verga-
ßen den IWF und die Schulden, die Po-
len den internationalen Finanzorganisa-
tionen auslieferte.

F: In der polnischen Bevölkerung ist
eine Ablehnung der Teilnahme Polens an
der Koalition der Willigen im Irak vorherr-
schend. Wie äußert sich die?

Wenn mir jemand vor fünf Jahren
erzählt hätte, daß einmal Tausende Leu-
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„Zeiten der Hoffnung – Zeiten des Zorns“

te auf den Straßen von Warschau »Yan-
kees go home!« rufen würden, hätte ich
ihm das nicht geglaubt. Aber die Stim-
mung hat sich geändert. Obwohl die
Medien zur Gänze gegen die Antikriegs-
bewegung sind. Die stärkste Waffe aber,
die das System gegen die Antikriegsbe-
wegung zur Anwendung bringen kann,
ist es, politisch unliebsame Leute aus
ihren Beschäftigungsverhältnissen zu

Als ich im Sommer 2004 auf den
Gedanken kam, zu Manfred Behrends
bevorstehenden 75. Geburtstag eine klei-
ne Festschrift herauszugeben, war mir
noch nicht klar, welch umfangreiches
Gesamtwerk ich da sichten müsste:
Neun Leitzordner mit Zeitungs- und
Zeitschriftenausschnitten, Dutzende
Zeitschriften und Bücher. Und da die
Geschichte und speziell die Zeitge-
schichte für ihn nie nur Broterwerb war,
sondern eine Leidenschaft ist, hat er im
Laufe eines langen, politisch engagier-
ten und sehr fleißigen Lebens über sehr
viele sehr wesentliche Themen geschrie-
ben. Ich habe aus der Fülle 78 Texte aus-
gesucht und das Buch „Zeiten der Hoff-
nung – Zeiten des Zorns“ genannt  Die
ersten Beiträge entstanden 1948, als ein
Kuchenbrötchen in der kurz zuvor in
der sowjetischen Besatzungszone bzw.
im Sowjetsektor Berlins gegründeten
Handelsorganisation HO für stolze 5,-
Mark erhältlich war. Der letzte, bereits
in den Zeiten des Zorns geschriebene
Text  von 2004 behandelt die Montags-
demos gegen die Agenda 2010.

In den ersten Beiträgen spiegeln
sich die „Zeiten der Hoffnung“ wider,
als sich im Osten keine geringe Zahl jun-
ger Leute von der Idee einer antifaschis-
tisch-demokratischen und später sozia-
listischen Gesellschaft angezogen fühl-
te und trotz der bestehenden Misere
voller Zukunftszuversicht war. Sie hat-
ten die militärische Niederlage des NS-
Regimes und mit ihr den Zusammen-
bruch des Dritten Reichs überlebt und
waren entschlossen, niemals wieder ein
System zu unterstützen, das Krieg und
damit Verderben über das Volk bringen
würde. Für diese jungen Menschen war
das, was sich damals im Westen abspiel-
te, eine Fortsetzung dessen, was zur Ka-
tastrophe geführt hatte. Das machte sie
bereit, das so Andere, das im Osten vor
sich ging, für das Zukunftsträchtige zu
halten. Dass die Umwandlung der Ein-
heitspartei SED in eine „Partei neuen

Typus“ munter voranschritt,  in der der
„demokratische Zentralismus“ das Mit-
bestimmungsrecht der Parteimitglieder
zur Farce machte, dass es Erscheinun-
gen im Osten gab, die mit einer antifa-
schistisch-demokratischen, geschweige
denn einer sozialistischen Gesellschaft
unvereinbar waren, focht damals nur
wenige an.

Das Vertrauen vieler junger FDJ-
ler und SED-Genossen in die Politik, die
in der sowjetischen Besatzungszone und
in Ost-Berlin von der Partei verfolgt
wurde, spiegelt sich auch in den ersten
Beiträgen MBs wider. Aber bereits in
seinem Beitrag zur FDJ-Verfassung fin-
det er es „nicht ganz in der Ordnung …,
dass die Wahl der leitenden Organe ‚in
offener Abstimmung’ erfolgen soll“ (28).
Andererseits war da doch so vieles, mit
dem er vollständig einverstanden war,
sodass er sich auch damit abfand

So charakteristisch Manfreds Wer-
degang für einen Teil der DDR-Intelli-
genz war – Delegierung zur Arbeiter-
und Bauernfakultät durch die FDJ – Stu-
dium – ungebrochene Erwerbstätigkeit
im erlernten Beruf – , so charakteristisch
war auch die Entwicklung der Konflik-
te, die bei ihm zwischen politischer Kri-
tik und Loyalität entstanden. In dem
Maße, in dem er und mit ihm viele an-
dere junge Menschen, viele von ihnen
Studenten, das Aufklaffen der Schere
zwischen Ideal und Wirklichkeit wahr-
nahmen, wurde ihre Loyalität dem Ar-
beiter- und Bauernstaat und der führen-
den Partei gegenüber auf eine harte Pro-
be gestellt. Sie hatten ihnen Bildungs-
und Entwicklungschancen gewährt, die
sie sonst nicht gehabt hätten,  ihnen mit
dem Zugang zu den marxistischen Klas-
sikern ein theoretisches Gebäude er-
schlossen, das Antworten auf all ihre
Fragen zu bieten schien. Die geistig Reg-
samen und politisch Interessierten
merkten nur allzu bald, wie stark sich
der Marxismus-Leninismus von dem
unterschied, was die Gründerväter ge-

schrieben hatten. So erhellt MBs Beitrag
in der Studentenzeitschrift „Forum“ (36
f.), dass sich das dogmatische Verständ-
nis des Typischen in der Kunst, das
lediglich das „Revolutionäre“ gelten las-
sen wollte, einfach nicht mit den Auf-
fassungen von Friedrich Engels und
anderen späteren marxistischen Litera-
turwissenschaftlern vereinbaren ließ.

Nach dem XX. Parteitag der KPd-
SU schrieb unser Jubilar in einem ver-
ständlicherweise ungezeichnetem Bei-
trag für die „Arbeiterpolitik“ Stuttgart
vom 23. November 1956: „Unruhe
herrscht an den Universitäten der DDR,
Unruhe herrscht vor allen in den gesell-
schaftswissenschaftlichen Instituten und
Fakultäten unter der studierenden Ar-
beiterjugend, die nicht den Marxismus,
wohl aber den Stalinismus satt hat.“

Nicht wenige der jungen linken
DDR-Intellektuellen gingen damals in
dem Westen. Wer das nicht als eine Al-
ternative ansah, musste sich anpassen
und tat es auch.  Man redete sich ein,
dass selbst der schlechteste Sozialismus
besser sei, als der beste Kapitalismus –
das aber sollte sich als ein Irrtum erwei-
sen, denn der schlechte Sozialismus
wurde zum Steigbügelhalter des
schlechtest möglichen Kapitalismus.

So begann auch MB seine Lauf-
bahn als Diplomhistoriker 1957, als sei-
ne ersten antistalinistischen Reform-
hoffnungen im Keim erstickt worden
waren.  Aus seiner Zeit beim Berliner
Rundfunk, als er auch noch das Jour-
nalistendiplom erwarb, habe ich seinen,
die Entwicklung in Kuba mit Zuver-
sicht begrüßenden Beitrag aus dem Jah-
re 1961 mit dem Titel: „1961 ist nicht
1898“ ausgewählt.

In seiner nächsten Arbeitsstelle als
Lektor im Geschichtslektorat des Ver-
lags Rütten & Loening hatte MB wenig
Zeit zu eigenem Publizieren, 1962 er-
schien aber doch, gewissermaßen als ein
Abschiedsgeschenk an den Verlag, sein
geistreicher Beitrag zum Frieden von

werfen. Denn alle Jobs, vor allem die
guten, werden politisch vergeben.

F: Das Sozialforum in Porto Allegre
hat uns wieder mit der Aussicht beglückt,
daß eine andere Welt möglich sei. Was hal-
ten Sie davon?

Das ist viel zu vage. Wie soll die
andere Welt aussehen? Primär muß die
Einsicht wachsen – und wir sind auf
dem Weg dazu – daß Demokratie und

Kapitalismus unvereinbar sind. Wenn
die Welt verändert, sie demokratisiert
und sozialisiert werden soll, müssen die
transnationalen Konzerne zerschlagen
werden.

Interview: Werner Pirker

* Pjotr Ikonowicz, ein ehemaliger
Solidarnosc-Aktivist, ist Sprecher der
polnischen Organisation „Neue Linke“
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träge zum Stuttgarter Abs-Prozess zu
veröffentlichen. Da die Abteilung 70
den „Antifaschistischen Widerstands-
kämpfer“ als nicht in ihr Ressort gehö-
rig ignorierte, entging ihr, dass hier je-
mand ihre Bemühungen unterlief, mit
der Deutschen Bank möglichst defen-
siv und entgegenkommend zu verfah-
ren. Solche Beiträge konnten ebenfalls
nur unter Pseudonym erscheinen. Sie
sind zusammen mit einer Darstellung
der kapitulantenhaften Strategie der
Abteilung 70 des SED-Parteiapparats
aus dem Jahre 1990 in das Buch aufge-
nommen worden. Sie zeigen die sehr
begrenzten Möglichkeiten, sich in der
DDR auch zu Tabu-Themen öffentlich
zu äußern. Der nicht als exklusives
Herrschaftswissen angesehene Kreis
historischer Themen war jedoch, wie
das Buch verdeutlicht, recht erheblich.

Von den 78 Texten des  Buches
sind allerdings mehr als die Hälfte nach
der Wende und  in den Jahren nach MBs
Eintritt in den Vorruhe- und später Ru-
hestand verfasst worden. Die neue Un-
abhängigkeit gestattete ihm, sich publi-
zistisch auszuleben und sich neue The-
men zu erschließen. Zu denen gehören
der Rechtsextremismus in der DDR
bzw. in Ostdeutschland, dem das Buch
ein Kapitel widmet. Darin befindet sich
auch ein Auszug aus dem 1990 von MB
mit Monika Prenzel verfassten Buch
über „Die Republikaner“: Weitere neue
Themen waren: die Geschichte der Par-
teien, Bürgerbewegungen und linken
Gruppierungen in der DDR,  die Ab-
wicklung und ideologische Demonta-
ge dieses Staates und die Zerstörung
seiner sozialen Errungenschaften, die
Auseinandersetzung mit dem Stalinis-
mus, Beiträge zur Geschichte der kom-
munistischen Bewegung, u. a. des
Trotzkismus und des Lebens Trotzkis,
sowie zur Geschichte des spanischen
Bürgerkriegs. In dieser Zeit entstanden
so wichtige Beiträge wie Das Volkswa-
genwerk in Frieden und Krieg und sei-
ne 1998 überarbeitete Diplomarbeit von
1957 über die erste deutsche Sozialisie-
rungskommission, die ein Musterbei-
spiel für die Selbstdemontage der deut-
schen Arbeiterbewegung demonstriert.

Die Buchkapitel  „Geschichte der
Parteien, Bürgerbewegungen und lin-
ken Gruppierungen“ sowie „die Ab-
wicklung und ideologische Demonta-
ge der DDR und die Zerstörung ihrer
sozialen Errungenschaften“ sind wich-
tige Beiträge zur Entmythologisierung
des ersten gescheiterten, aber legitimen
Versuchs, auf deutschem Boden eine
menschenwürdigere Gesellschaft auf-
zubauen. Einige Leser des Buchs haben

Tilsit 1807 im letzten Band der Reihe Ta-
schenbuch Geschichte, „Friedensverträ-
ge aus vier Jahrhunderten“. Mit MBs
Wechsel zum Deutschen Institut für
Zeitgeschichte (DIZ) 1962, das  1971 mit
anderen Einrichtungen zum Institut für
internationale Politik und Wirtschaft
(IPW) fusionierte, begann seine Arbeit
über Franz Josef Strauß und die CDU/
CSU. Weil so „sensible“ Themen wie die
bundesrepublikanische Parteienland-
schaft und die politische Prominenz, als
Herrschaftswissen galten, die nur mit
Zustimmung der Zuständigen veröf-
fentlicht werden durften, konnte MB
seine Strauß-Biographie erst nach der
Wende herausbringen. Zwei Kapitel sei-
ner Diss. hatte er unter Pseudonym in
den Kölner „Blättern für deutsche und
internationale Politik“ publiziert, wofür
er zeitweise im Betrieb strafversetzt wur-
de. Im Rahmen der von Prof. Ludwig
Elm geleiteten Arbeitsgruppe Konserva-
tismus, der er seit Mitte 1975 angehörte,
brachte er in den Jenaer Heften zur Kon-
servatismus-Forschung einen Beitrag
über Franz Josef Strauß heraus. Ein län-
gerer Beitrag zur Gesellschaftspolitik der
CSU erschien 1974 im Jahrbuch für Ge-
schichte. M.B. war auch an den jährli-
chen von Prof. Weißbecker geleiteten Fa-
schismus-Kolloquien beteiligt. Dieser
Arbeit ist es mit zu verdanken, dass er
sich zu einem Kenner der neonazisti-
schen Szene entwickelte und darüber
noch vor wie nach der Wende an ver-
schiedenen Orten Vorträge hielt. Sein
warnender Beitrag in der „Weltbühne“
vom Dezember 1989 über die „Gefahr
von Rechts“ auch in der DDR endet mit
den prophetischen Worten: „Die DDR
wird entweder ein Staat mit einer
springlebendigen antifaschistischen De-
mokratie sein, oder sie wird nicht sein.“

Aus den dreißig Jahren Arbeit am
IPW stammen auch populärwissen-
schaftliche Beiträge, die er für die „Be-
reitschaft“, eine Zeitschrift des DDR-In-
nenministeriums, verfasste, darunter
der Artikel  über das Kidnapping des
israelischen Atomtechnikers Vanunu
durch den Geheimdienst Mossad.

Und last but not least stammt aus
dieser Zeit der weisungswidrig veröf-
fentlichte Beitrag im „Widerstands-
kämpfer“ von 1986/7, der die Rolle der
Deutschen Bank auch in deren Prozess
gegen den DDR-Historiker Eberhard
Czichon und sein Buch „Der Bankier
und die Macht“ anprangerte. Glück-
licherweise unterstand diese Zeitschrift
einer anderen Abteilung des Parteiap-
parats. Diese wusste nichts von der frü-
heren Anweisung der ZK-Abteilung 70,
keine nicht von ihr genehmigten Bei-
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geäußert, sie wünschten, die dort nie-
dergelegten Erkenntnisse fänden ihren
Weg in unsere Geschichtslehrbücher.
Im letzten Kapitel „Gegen den Neoli-
beralismus aller politischen Parteien“
wird der derzeitige Mangel an Wider-
stand gegen den neoliberalen Kurs der
führenden Politiker im Fahrwasser der
Konzernbosse thematisiert.

Das hier vorliegende Buch de-
monstriert nicht nur, dass mit der Ab-
wicklung der DDR-Geschichtswissen-
schaft eine wichtige und wertvolle Facet-
te der Historiographie aus dem Main-
stream verschwand; es zeigt auch, dass
die Zweite Wissenschaftskultur lebt und
expandiert und sich der Themen an-
nimmt, die in Akademia unter den Tep-

pich gefegt oder in politische Korrektheit
umgedichtet werden. Es bietet  wahr-
heitsgetreue Angaben über das positive
Erbe der DDR und  enthüllt, warum und
wie das Bewahrenswerte dieses Erbes
bewusst zerstört und delegitimiert wur-
de. Damit trägt es dazu bei, dass aus den
Zeiten des Zorns wieder Zeiten der Hoff-
nung werden können

Hanna Behrend

Die Achillesferse „linker“ Mode-Ide-
ologen ist der Mangel an marxistischer
oder sonstwie rationaler Theorie, die das
jeweilige Ganze in seiner Widersprüchlich-
keit erfasst und Einseitigkeiten vermeidet.
Im vorliegenden Sammelband wird belegt,
dass nach dem israelischen Sechstagekrieg
von 1967 und dem Aufschwung eines ex-
trem araberfeindlichen Nationalchauvinis-
mus in Israel BRD-Linke den bisher geheg-
ten Philosemitismus über Bord warfen.
Das war richtig, diente dieser von den USA
und Springer geförderte Ismus doch als
Mittel, Expansion und Unterdrückung von
Palästinensern zu rechtfertigen, denen ge-
genüber z.T. Methoden angewandt wur-
den, die faschistischen ähnlich sahen. Der
u. a. von der Roten Armee Fraktion ge-
pflegte „internationalistische“ Antizionis-
mus als Reaktion darauf führte aber
seinerseits dazu, terroristische Palästinen-
sergruppen zu idealisieren und gemein-
sam mit ihnen zu agieren. Ulrike Meinhof
und der später zu den Neonazis abwan-
dernde Anwalt Mahler begrüßten 1972 das
Niedermetzeln der israelischen Olympia-
mannschaft in München durch den
„Schwarzen September“. (S. 185) Der neue
Antizionismus breitete sich in den ML-
und K-Gruppen aus. Sie ignorierten die Ju-
denverfolgung in Polen 1967/68 und trie-
ben, teilweise in Maos oder Stalins Namen,
primitiven Antiamerikanismus. Tenden-
zen hierzu und zum Nationalismus gab es
auch in Teilen der Friedensbewegung. Im
Kampf gegen amerikanische Mittelstre-
ckenraketen auf BRD-Boden pflegten sie
die Legende vom unschuldigen, durch die
Supermacht unterjochten und am Leben
bedrohten Deutschen. Nach Abbau der Ra-
keten 1987 schrumpfte die Bewegung auf
ihr früheres Maß, indes ihr grüner Partner
sich zur angepassten bürgerlichen Oppo-
sition und späteren Regierungspartei zu
mausern begann. Die 1989 entstandene Ra-
dikale Linke (RL), der die Ökosozialisten
Ebermann und Ditfurth, der zum Gruppe
internationaler Marxisten (GIM) zählende
Winfried Wolf und DKP-Mitglied Georg
Fülberth angehörten, leisteten dem Trend

Widerstand. Anschließend an die Grenz-
öffnung der DDR im November setzte der
Run auf die deutsche Einheit per An-
schluss an die Bundesrepublik ein,
zugleich der Zusammenbruch des Ost-
blocks. Eine neue nationalistische Welle
überflutete Deutschland. Sie erzeugte bei
der Parlamentsopposition „rosa-grüne Be-
soffenheit“, gegen die sich Anschlussgeg-
ner beider deutscher Staaten genau wie ge-
gen die Regierungspolitik vergebens zur
Wehr setzten.

Aus den Abwehrdemos wider die
DDR-Einverleibung heraus und an deren
Rand erwuchs als weitere Westgruppe,
welche Einseitigkeit im Beurteilen zum
Prinzip erhob, die „antideutsche Linke“.
Sie ist in Arbeiten von Bernhard Schmid,
Wolf Wetzel, Gerhard Hanloser, Markus
Mohr/Sebastian Haunss und Michael Kol-
tan der Gegenstand. Die Gruppe deutete
das Faktum, dass unverhofft und unver-
dient der einheimische Imperialismus die
Siegespalme errungen hatte, als Vorstufe
zum unmittelbar drohenden „Vierten
Reich“ und machte die Nation dafür ver-
antwortlich, die deshalb erbittert bekämpft
werden müsse. Ihre Parole „Nie wieder
Deutschland!“ verfocht sie besonders laut-
stark bei einer Demonstration am 12. 5.
1990 in Frankfurt/Main. Anfang Februar
war im Monatsblatt „AK“ (vorher „Arbei-
terkampf“) ein Artikel von Jürgen Stutt-
gart, hinter welchem Pseudonym sich der
Berufsschullehrer Jürgen Elsässer verbarg,
mit dem Titel „Weshalb die Linke anti-
deutsch sein muss“ erschienen. Darin
stand die Frage: Wenn die Nachbarstaa-
ten die deutsche Vereinigung hinnähmen,
„wer wollte ihnen (den Deutschen) dann
noch die Atombombe, die Streichung des
Asylrechts aus der Verfassung, die Beteili-
gung an Militärinterventionen untersa-
gen?“ Elsässer verlangte hierauf aber eine
einseitig antinationalistische und zudem
„anti-deutsche Sicht, um die aktuellen Vor-
gänge begreifen und Gegenstrategien ent-
wickeln zu können“; Ziel sei „die Auflö-
sung des deutschen Volkes in eine multi-
kulturelle Gesellschaft“. (S. 16) Nach mei-

„Antideutsche Linke“:

Pseudolinke Hilfstruppe des Kapitals
ner Meinung war das in mehrfacher Hin-
sicht ein Fehlschluss. Erstens kann keiner,
der sich von der eigenen Nation trennen
oder gar „das Volk auflösen“ will, in bei-
den politische Erfolge erringen. Zweitens
und vor allem bedeutete der Irrweg ins
„Antinationale“ die Abwendung vom
Kampf der Klassen und Schichten, gegen
Kapitalismus und Imperialismus.

Dass der begabte Analytiker Elsäs-
ser sich inzwischen wieder gefangen hat,
ist von den Buchautoren registriert wor-
den, nicht aber seine weitere Tätigkeit
Anfang der 90er Jahre, als er in der dama-
ligen „Jungen Welt“ fleißig am „antideut-
schen“ Feindbild bosselte. Gleichzeitig
wurde es von der Zeitschrift „Bahamas“,
der „Initiative für ein sozialistisches Fo-
rum“ (ISF) in Freiburg, in „Konkret“ und
der aus einer Spaltung der JW-Redaktion
hervorgegangenen „Jungle World“ gestal-
tet. Hinsichtlich der Vergangenheit sah das
Gemälde so aus, dass alles gut war, was
im zweiten Weltkrieg von alliierter Seite
aus geschah, beispielsweise die militärisch
sinnlose, barbarische Bombardierung
Dresdens im Februar 1945. Den 50. Jahres-
tag des Ereignisses begingen Leute dieses
Schlages mit der Parole: „Keine Tränen für
die Krauts“, womit die damaligen Bom-
benopfer gemeint waren.

Den durch Bush senior vom Zaun
gebrochenen, mit ähnlich verbrecheri-
schen Methoden geführten ersten Irak-
Krieg im Januar/Februar 1991 nahm die
„antideutsche Linke“ zum Anlass, in die
Vollen zu gehen, wobei sie an die Seite der
USA überwechselte und sich  als Vertreter
reaktionärer Ideologie enttarnte. Gleich
Hans Magnus Enzensberger, der den ira-
kischen Staatschef Saddam Hussein zum
„Wiedergänger Hitlers“ deklarierte, und
dem  Grünen Mischa Brumlik, der die „Pax
americana“ als neue Friedensordnung an-
pries (S. 109), erkannte sie den Feind im
Irak, bald auch im Islamismus und lenkte
vom friedensbrecherischen USA-Imperia-
lismus ab. Dieser hatte über die US-Bot-
schafterin in Bagdad Saddam zur Annexi-
on Kuweits animiert. Als Irak tatsächlich



4141414141ArbeiterstimmeSommer 2005

dort einrückte, wurde das zum Motiv für
den „Gegenschlag“ der USA. Die „Anti-
deutschen“ nutzten einen anderen Um-
stand zum Einschwenken ins imperialis-
tische Lager aus: die schwachsinnige Ent-
scheidung Saddams, Raketen auf das nicht
am Krieg beteiligte Israel abzufeuern und
ihm mit einem Giftgasangriff zu drohen,
den zu führen der Diktator technisch
außerstande war. In „Konkret“ empfahl
hierauf Wolfgang Pohrt einen „atomaren
Gegenangriff“ auf Irak. (S. 191) Die „Anti-
deutschen“, ihnen folgend die Grünen leg-
ten den Grund für einen proisraelisch, pro-
amerikanisch und antiislamistisch firmie-
renden Bellizismus, der nach dem Terror-
anschlag auf das New Yorker World Trade
Center am 11. 9. 2001 tolle Blüten trieb. „Ba-
hamas“ und „Jungle World“ befürworte-
ten und begrüßten nun den ungerechtfer-
tigten US-Krieg gegen Afghanistan. Sie
stellten Friedensbewegung, DKP und
Günter Grass, die den Krieg ablehnten, auf
eine Stufe mit der NPD. Tjark Kunstreich
denunzierte Gegner des ungleichen Waf-
fengangs als tatsächliche oder potentielle
Antisemiten. Er wetterte gegen den „all-
jährlichen Totentanz an der Gedenkstätte
der Sozialisten in Berlin, wo Leute mit pro-
israelischen Transparenten beschimpft
bzw. von den Veranstaltern ausgeschlos-
sen wurden“. (S. 116 f.)

Der von Bush junior inszenierte
zweite Irak-Krieg 2003 führte zu neuen
Attacken der „Antideutschen“. Sie richte-
ten sich nun auch gegen Kanzler Schrö-
der, der diesmal der „Koalition der Willi-
gen“ ferngeblieben war, statt wenigstens
wie beim ersten Krieg den USA Subsidien
zu zahlen. Vor allem wurde von „antideut-
scher“ Seite eine angebliche neue Bedro-
hung Israels durch Irak zum Anlass ge-
nommen, einesteils eine „antideutsche
kommunistische Konferenz – gegen die
antisemitische Internationale“ zu veran-
stalten und andernteils ernstlich zu be-
haupten: „Ariel Scharon führt antifaschis-
tischen Kampf als eine Art israelische Aus-
gabe des Buenaventura Durruti“, jenes
spanischen Anarchisten, der
gleichermaßen Gegner Francos wie des
Kapitalismus und Stalins war. „In dieser
Perspektive ist Israel der bewaffnete Ver-
such der Juden, den Kommunismus noch
lebend zu erreichen.“ (S. 203) Das ist  zu
blöd, um kommentierwürdig zu sein.

In der Einleitung wirft Hanloser die
Frage auf, ob es sich lohne, auf eine Grup-
pe einst linker Autoren einzugehen, die
ihre Herrschafts- und Kapitalismuskritik
aufgegeben habe und nun die bestehen-
den globalen Verhältnisse verteidige. Er
merkte an, dass diese Art Friedensgegner
nicht allein steht. „Immerhin stellen die
Antideutschen zusammen mit der Regie-

rungslinken von Rot-Grün die erste Gene-
ration nach 1945 dar, die den Krieg wieder
unter der politisch korrekten Fahne des
Antifaschismus hoffähig machen wollte –
Joschka Fischer und Co. 1999 in Jugosla-
wien, die Antideutschen 1991 und 2003 in
Irak, 2001 in Afghanistan.“ Ihrem ehema-
ligen Vordenker und heutigen Kritiker
Pohrt sei „durchaus Recht zu geben, wenn
er auf die Frage ‚Wer sind die überhaupt,
diese Antideutschen?’ die Antwort gibt:
‚Vielleicht alle und die Regierung vorne
dran.’“ (S. 11) Tatsächlich trägt die Grup-
pe durch Rechtfertigen imperialistischer
Kriege mit pseudolinken Phrasen
einesteils zur Volksverdummung,
andernteils zum weiteren Auseinanderdi-
vidieren der Linken bei.

Arbeiten weiterer Buchautoren gel-
ten der „modernen“ imperialistischen Ide-
ologie, deren Arsenale bisweilen auch von
„Antideutschen“ genutzt werden. Detlef
Hartmann präsentiert Bush nahestehende
Theoretiker wie Michael Ledeen, Thomas
Donelly und Michael Gerson, die unter Be-
rufung auf den bürgerlichen Nationalöko-
nomen Josef Schumpeter, auf Niccolo Mac-
chiavelli, den US-Präsidenten im ersten
Weltkrieg und Verfolger der proletarischen
IWW Woodrow Wilson sowie dessen ex-
pansionistische Amtsvorgänger einer
USA-Mission zur „schöpferischen Zerstö-
rung“ zwecks internationaler Vorherr-
schaft und Umwandlung der gesamten
Welt nach amerikanischem Muster das
Wort reden. Bekanntester bundesdeut-
scher Propagandist neoliberaler Zerstö-
rungs-Praktiken ist Horst Köhler (S. 136),
der 1990 den Umtausch von DDR-Mark
in DM im Verhältnis 1:1 bzw. 2:1 mit vor-
bereitete, später zum Internationalen Wäh-
rungsfonds und danach ins Bundespräsi-
dentenamt wechselte. Gazi Caglar wertet
Neoliberalismus und Neokonservatismus
als „Notbehelfe einer tonangebenden glo-
balen Praxis“ und konstatiert: „Noch nie
sind im Namen neuer Scheinanalysen so
viele Begriffe entehrt worden... Eine belieb-
te Strategie der Entwürdigung emanzipa-
torischer Begriffe ist ihre Trennung von
ihrem konkreten Gehalt, so dass entleerte
Begriffshüllen von herrschenden Ideologi-
en enteignet und mit allem möglichen
Unsinn gefüllt werden.“ (S. 164) Speziell
beschäftigt sich Caglar mit dem Instituts-
direktor für Strategische Studien bei Har-
vard, Samuel Huntington, der den Gegen-
satz von Kapital und Arbeit für überholt
erklärte und stattdessen einen „Kampf der
Kulturen“ propagiert. Caglar polemisiert
dagegen, Islamismus als in sich geschlos-
sene totalitäre Ideologie hinzustellen, cha-
rakterisiert ihn vielmehr als „die spezifi-
sche ideologische Form, die die Konflikte
der einen kapitalistischen Zivilisation, die

zugleich... eine Zivilisation der Barbarei ist,
unter den Bedingungen des Mittleren und
Nahen Ostens angenommen haben“.
Wirksam zu begegnen sei dem Islamismus
durch Entzug seiner Basis, die nicht durch
Krieg, vielmehr durch soziale Gerechtig-
keit, Solidarität und Demokratie möglich
ist. (S. 168 f.) Moshe Zuckermann vom In-
stitut für Deutsche Geschichte in Tel Aviv,
wendet sich gegen die auch von den „An-
tideutschen“ erheischte blinde Solidarität
mit Israel. Dieses sei in erster Linie durch
Selbstverschulden „zu dem für Juden als
Kollektiv bedrohlichsten Ort der Welt“ ge-
worden. „Israel ist es nun mal, das in den
von ihm im 1967er Krieg besetzten Gebie-
ten ein im Wesen repressives, menschen-
verachtendes, oft mörderisches, immer
größere Gewaltzirkel zeitigendes Okkupa-
tionsregime betreibt...“ (S. 214) Angesichts
der heutigen Fülle von Propagandalügen,
Verdrehungen und Tabus wirkt es erfri-
schend, derart wahre Sätze lesen zu kön-
nen, auch wenn uns das in der Sache nicht
direkt weiterhilft.

Andere der von insgesamt 16 Auto-
ren verfassten Beiträge gelten der neolibe-
ralen „Renaissance des kämpfenden Ego-
manen“ (Ich-Menschen), der nichts ande-
res sei als ein Wiedergänger des Antibür-
gers bei Nietzsche & Co. (S. 227), und der
Marx-Verfälschung durch die „antideut-
sche“ Avantgarde. Die Artikel sind von un-
terschiedlicher Qualität. Alles in allem aber
ist das vorwiegend von Soziologen, Philo-
sophen und Politologen geschriebene Buch
von großem Wert. Es birgt eine Fülle sonst
verstreut verzeichneter Fakten, Vorgänge
und Zusammenhänge. Bei einem Preis von
16 Euro ist es wohlfeil zu haben.

Die Aktualität aufklärerischer Arti-
kel vom Format der hier vorliegenden
wird durch einen Vorfall an der den Grü-
nen nahestehenden Heinrich-Böll-Stiftung
unterstrichen. Im November 2004 feuerte
deren einst ultralinker Vorstand Ralf Fücks
einen ägyptischen Promotionsstipendia-
ten, obwohl das für den die Gefahr der
Abschiebung und politischen Verfolgung
heraufbeschwor. Er tat dies deshalb, weil
der Stipendiat geäußert hatte, es müsse
auch das Leiden der Palästinenser in Isra-
el bedacht werden. Fücks verdächtigte ihn
deshalb des Antisemitismus. (junge Welt,
Berlin, 18./19. 12. 2004)

Manfred Behrend

Gerhard Hanloser: „Sie warn die
Antideutschesten der deutschen

Linken“. Zu Geschichte, Kritik und
Zukunft antideutscher Politik.

UNRAST-Verlag, Münster 2004, 292
Seiten
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Der Autor, ein Pädagoge, behandelt
in diesem Buch zwei wichtige Themen-
komplexe. Erstens die Biographie von
Heinrich Schulz (1872-1932), dem Sohn
eines Schmiedegesellen und späteren
Werkmeisters beim Bremer Norddeut-
schen Lloyd, der sich vom Hilfslehrer über
den Parteijournalisten, Partei- und Kultur-
funktionär zum führenden Bildungspoli-
tiker der SPD emporarbeitete und weithin
als „Bildungs-Schulz“ bekannt war.
Zweitens das besonders in Preußen zu-
rückgebliebene Schulwesen des 19. Jahr-
hunderts, welches mit überfüllten Volks-
schulklassen und miserabler Ausbildung
wie ein Vorbote dessen erscheint, das beim
Fortgang momentanen Sozial- und Bil-
dungsabbaus demnächst wieder erreicht
werden kann; ferner bürgerliche und pro-
letarische Reformkonzeptionen, mit denen
seinerzeit die deutsche Pädagogik die er-
forderliche Modernisierung erlangen soll-
te, und die  von Junkern und Kirche er-
richteten Hindernisse auf diesem Weg;
schließlich das Agieren der entstehenden
deutschen Jugendbewegung. All das kann
hier nicht detailliert gewürdigt werden. Es
bringt aber Gewinn, auch mit dem Blick
auf heute, die Exkurse des Verfassers auf-
merksam zu lesen.

Gleich manch anderem damaligen
Sozialdemokraten wies Schulz frühzeitig
Züge einer politisch gespaltenen Persönlich-
keit auf. Frohgemut diente er 1893/94 als
Einjährig-Freiwilliger in einem sächsischen
Infanterieregiment und war danach
zeitlebens stolz, Vizefeldwebel zu sein. Er
verurteilte aus moralischen Gründen die Re-
krutenschinderei, nicht aber aus politisch-
gesellschaftskritischen den ganzen Milita-
rismus. In der SPD als eher linksstehend gel-
tend, lief er 1914 unverzüglich zu den An-
hängern des inneren Burg- und äußeren
Siegfriedens über. Andererseits agitierte und
polemisierte Schulz zuvor als Redakteur so-
zialdemokratischer Presseorgane in Erfurt,
Magdeburg und Bremen, im Theorieorgan
„Neue Zeit“ und in zahlreichen Vorträgen
im Sinne Bebels, Kautskys, Mehrings und
Rosa Luxemburgs gegen Unterdrückung
und Ausbeutung im deutschen Kaiserreich,
vor allem wider die Missstände im Bil-
dungswesen, und für den Sozialismus. Er
forderte Reformen in Richtung auf die Ein-
heitsschule, d. h. auf ein nicht mehr nach
Klassenzugehörigkeit gespaltenes Bil-
dungssystem. Beim ersten SPD-Parteitag,
der sich mit Bildungsfragen befasste, trat er
in Mannheim 1906 gemeinsam mit Clara
Zetkin als Referent hervor. 1911 veröffent-
lichte Schulz sein Buch „Die Schulreform
der Sozialdemokratie“ und begründete da-

mit die Parteilinie auf diesem Gebiet. Ein
weiterer Strang seines Wirkens hatte begon-
nen, als Wilhelm Liebknecht ihm 1895 eine
Stelle an der sozialdemokratisch orientier-
ten Arbeiterbildungsschule Berlin verschaff-
te. 1906 stieg Schulz zum Geschäftsführen-
den Leiter des Zentralbildungsausschusses
der SPD und Leiter des Dozentenkollegi-
ums der Parteischule auf. Seit 1907 war er
für die Tätigkeit der Wanderredner, seit 1908
innerhalb der Friedrich Ebert unterstehen-
den Zentralstelle für die arbeitende Jugend
im Interesse der Weiterbildung junger So-
zialisten zuständig. Für uns ist die Partei-
schule in Fichtenau bei Berlin besonders
wichtig. Hier lehrten politisch sowohl rechts,
als auch links und in der Mitte stehende Ge-
nossen, unter ihnen Heimann und Cunow,
Mehring und Luxemburg. Zu den
insgesamt 200 Schülern bis 1914 zählten u.
a. Otto Wels, Fritz Tarnow und Hermann
Müller, aber auch der Linke Wilhelm Pieck.

Zu Beginn des ersten Weltkriegs
schloss sich Schulz, wie erwähnt, den Be-
fürwortern eines Gemetzels der Proletari-
er zugunsten der Herrschenden als des je-
weiligen „Vaterlandes“ an. In Vorträgen
und Broschüren trat er für deutschen Sieg-
frieden ein. Er war auch als Besatzungs-
soldat in Belgien aktiv. Allerdings be-
schwor er gleichzeitig die Pädagogen, Kin-
dern gegenüber nur „im Tone tiefsten
menschlichen Bedauerns“ vom Krieg zu
reden. (S. 144) Schulz hatte als Redakteur
mehrfach wegen politischer Delikte im
Gefängnis gesessen. Möglicherweise des-
halb war er  kein Hurrapatriot. Im päda-
gogischen Denken hielt er weiter an Ideen
des von ihm verehrten, sozial gesinnten
Schulreformers Pestalozzi fest und hoffte
für die Nachkriegszeit auf entsprechende
Veränderungen im deutschen Bildungs-
wesen.

Nach wiederholtem Anlauf ge-
langte Schulz 1912 in den Deutschen
Reichstag. 1919 wurde er in die National-
versammlung, danach in den nunmehr
republikanischen Reichstag gewählt. Von
Ebert protegiert, gehörte er seit 1919 dem
SPD-Vorstand an. Treuer Anhänger des
neuen, rechtssozialdemokratischen Staats-
oberhaupts, unterzeichnete er als Vizeprä-
sident der Nationalversammlung den Ver-
sailler Friedensvertrag mit und redigierte
die Artikel der Weimarer Verfassung zum
Bildungswesen. Mit auf ihn geht jener
Schulkompromiss zurück, in dem sich die
SPD, um die Zentrumspartei als Koaliti-
onspartner zu behalten, mit weiterem in-
nerschulischen Religionsunterricht (außer
in bekenntnisfreien Schulen) abfand sowie
auf die Abschaffung der Privatschulen und

jede Form von Einheitsschule oberhalb des
neuen Volksschulsystems verzichtete.
Während später in der DDR der verblei-
bende Rückstand gegenüber dem einst vor
allem von Schulz verfochtenen Ziel aufge-
holt wurde, besteht er in der BRD mit ih-
rem dreigliedrigen Schulsystem – nach
dem DDR-Anschluss 1990 auch wieder in
ganz Deutschland – grundsätzlich weiter.

Vor seiner Amtsentlassung 1927
hat Schulz, schließlich als letzter Sozialde-
mokrat in der Reichsregierung, weiter im
Staatssekretärsrang beim Innenministeri-
um gedient und z. B. der Reichsschulkon-
ferenz von 1920 vorgestanden. Wesentli-
ches bewirken konnte er nicht. Er blieb
Mitglied des SPD-Vorstands, leitete die Ar-
beitsgemeinschaft sozialdemokratischer
Lehrer und den sozialistischen Kultur-
bund und war Geschäftsführer der Deut-
schen Kunstgemeinschaft, spielte aber
auch in der Sozialdemokratie keine nen-
nenswerte Rolle mehr. Sein Lebenslauf
und Wirken verdienen auch deshalb Be-
achtung, weil sie ähnlich für viele SPD-
Parteisoldaten typisch sind.  Schulzens
mehrjähriger Mitarbeiter beim Zentralbil-
dungsausschuss Wilhelm Pieck hat 1915
in einem nie abgeschickten Brief festgehal-
ten, „dass Ihr ganzes Wesen sich gewan-
delt hat, seitdem Sie dem Reichstage an-
gehören. Ich verstehe warum, Sie sind sehr
empfänglich für äußere Reputationen und
dekoratives Gepränge. Im Reichstage fan-
den sie das Milieu und gleichzeitig auch
materielle Mittel zur Durchführung einer
komfortablen Aufmachung. So hat sich –
entsprechend der materialistischen Ge-
schichtsauffassung – auch Ihr Wesen ge-
ändert, ohne dass Sie es merkten, aber die
andern merkten es.“ (S. 210) Gegen Wand-
lungen nach rechts wie damals die von
Schulz ist bis heute kein Kraut gewachsen
– der Kurswechsel von Grünen- und PDS-
Funktionsträgern, der jeweils mit einem
Wesenswandel einherging, beweist das.
Zudem zeigt die hier vorgestellte Biogra-
phie, dass ein unter korrumpierender Ein-
wirkung des bürgerlichen Parlamentaris-
mus verübter Verrat an eigenen früheren
Ideen und Überzeugungen zwar Karrie-
resprünge mit sich bringen, einem aber
auch Verluste am eigenen Lebenswerk ein-
tragen kann.

Manfred Behrend

Peter Braune: Die gescheiterte Ein-
heitsschule. Heinrich Schulz – Parteisol-
dat zwischen Rosa Luxemburg und Fried-
rich Ebert.

Karl Dietz Verlag Berlin 2004, 224
Seiten, 14,90 €

„Bildungs-Schulz“ – ein sozialdemokratischer Parteisoldat
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Bestellungen an: Thomas Gradl, Postfach 91 03 07, D-90261 Nürnberg

Sonderheft China: Langer Marsch in den Kapitalismus? u. a. Die politische Kehrtwende, Das
„Rennen auf Leben und Tod“, Deng Xiao-pings zu großer Sprung nach rechts, Revisionismus -
oder schöpferische Anwendung des Marxismus?

Vorwort von Paul Frölich zum Werk von Rosa Luxemburg: Gegen den Reformismus (z. Zt. vergriffen)

Register der „Arbeiterstimme“ 1971 - 1975, 1976 - 1981, 1981 - 1989

Isaac Abusch: Erinnerungen und Gedanken eines oppositionellen Kommunisten (Hrsg.
Achim Kowalczyk)

Immer noch Kommunist? Erinnerungen von Paul Elflein

Theodor Bergmann: Gegen den Strom, Die Geschichte der KPD-Opposition (KPO) (Neuauflage)

Jens Becker: Heinrich Brandler – Eine politische Biographie

Herausgegeben von der Gruppe Arbeiterpolitik: Einführung in den dialektischen Materialis-
mus Vorträge an der Sun-Yat-Sen-Universität Moskau (August Thalheimer)

Zurück in die Eierschalen des Marxismus? Zum Existentialismus als bürgerliche Philosophie
(August Thalheimer)

1923, eine verpaßte Revolution? Die deutsche Oktoberlegende und die wirkliche Geschichte
von 1923 (August Thalheimer)

Um was geht es? Zur Krise der KPD (August Thalheimer)

Plattform der Kommunistischen Partei Deutschlands (Opposition)

Wie schafft die Arbeiterklasse die Einheitsfront gegen den Faschismus? Eine kritische Un-
tersuchung der Fragen: 1. Warum sind reformistische Methoden untauglich zum Kampf gegen
den Faschismus? 2. Warum hat die bisherige kommunistische Taktik im Kampf gegen den Fa-
schismus versagt, und wie muß sie geändert werden? (August Thalheimer)

Der Zusammenbruch der Weimarer Republik - und was weiter?

Volksfrontpolitik, ihre Ursachen und Folgen am Beispiel Frankreichs und Spaniens. Artikel
aus dem „Internationalen Klassenkampf“ von 1935 - 1939. Eingeleitet von der Gruppe Arbeiter-
politik

Die Potsdamer Beschlüsse, Eine marxistische Untersuchung der Deutschlandpolitik der Groß-
mächte nach dem 2. Weltkrieg (August Thalheimer)

Grundlinien und Grundbegriffe der Weltpolitik nach dem 2. Weltkrieg (August Thalheimer)

Weiße Flecken, Über die Geschichte der Sowjetunion, u. a. Neue Ökonomische Politik, Indu-
strialisierung, Kollektivierung, Opposition und Prozesse, Massensäuberungen, Belagerte Fes-
tung

Grundlagen der Einschätzung der Sowjetunion (August Thalheimer)

Die Sowjetunion und die sozialistische Revolution (Heinrich Brandler)

Revolutionäre oder konterrevolutionäre Kritik an der Sowjetunion, Auseinandersetzung mit
der Kritik Kravchenkos und Solschenizyns an der SU  (z. Zt. vergriffen)

Über die sogenannte Wirtschaftsdemokratie (August Thalheimer)

Der Weg der Gewerkschaften, Um eine richtige kommunistische Politik nach dem 2. Weltkrieg
(Waldemar Bolze)

Ostblock - Westblock, Internationale monatliche Übersichten 1945 - 48 (August Thalheimer)

Der Faschismus in Deutschland, Analysen und Berichte der KPD-Opposition

1985, 50 Seiten A4, 3,00 €

42 Seiten, 1,00 €

je 1,00 €

Sonderpreis 192 Seiten, 5,00 €

146 Seiten, 5,00 €

624 Seiten, 20,00 €

510 Seiten, 20,00 €

1927, 191 Seiten, 1993, 6,00 €

30 Seiten, 1,50 €

1931, 32 Seiten, 1,50 €

1929, 32 Seiten, 1,50 €

1931, 75 Seiten, 5,00 €

1932, 34 Seiten, 2,50 €

1932, 27 Seiten, 1,50 €

1974, 95 Seiten, 3,50 €

1945, 32 Seiten, 2,50 €

1946, 27 Seiten, 2,50 €

1991, 72 Seiten, A4, 4,00 €
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Die Niederlage der spanischen Repub-
lik 1939 war eine Niederlage für die spa-
nische und internationale Arbeiterbewe-
gung und ist bis heute Thema ungezählter
Bücher.

Die Aufsätze in dem vorliegenden Buch
sind erstmalig in der  Arbeiterstimme in
den Ausgaben September 1986 bis Okto-
ber 1987 veröffentlicht und später in ei-
ner Broschüre zusammengefasst worden.

Uns war es wichtig diese längst ver-
griffene Broschüre mit einigen Ergänzun-
gen neu aufzulegen.

Denn es handelt sich um eine der sel-
tenen Darstellungen der Ereignisse in Spa-
nien aus der Sicht der KPO (Kommunisti-
sche Partei – Opposition), bzw. der sich in
diese Tradition stellenden Gruppe. Die Po-
sition dieses Teils der Arbeiterbewegung
wird in der bis heute andauernden Diskus-
sion kaum zur Kenntnis genommen. Im An-
hang werden einige Diskussionsbeiträge
aus unserer Zeit dokumentiert. Die Kämp-
fe in Barcelona im Mai 1937, und die Kon-
troverse um den „Fall Maurin“ werden un-
ter Verwendung erst jetzt zugänglicher Ma-
terialien dargestellt.

Wir sehen dieses Buch auch als einen
Beitrag zur Diskussion über eine der Ursa-
chen, die zur weltweiten Niederlage der Ar-
beiterbewegung und der Ansätze zum So-
zialismus geführt haben.

Bestelladresse:
Gegen den Strom

Schwanthalerstraße 139

80339 München

gds-verlag@gmx.de

oder:
T. Gradl

Postfach 910307

90261 Nürnberg

240 Seiten, Paperback,
€ 12,-
ISBN 3-00-010296-5
Herausgegeben

von der Gruppe Arbeiterstimme

510 Seiten,
Paperback,
€ 20,-
ISBN 3-87975-767-4

Bestelladresse:
T. Gradl

Postfach 910307

90261 Nürnberg

624 Seiten,
Paperback,
€ 20,-
ISBN 3-87975-836-0

Venezuela - Welcome to our Revolution

Innenansichten des
bolivarianischen Prozesses

Bereits der Versuch, die sogenannte
„bolivarianische Revolution“ in Kategori-
en zu fassen, die kompatibel zu linken Dis-
kursen in Deutschland sind, ist schwierig:
Befindet sich Venezuela bereits in einem
revolutionären Transformationsprozess?
Oder lässt sich die politische Realität bes-
ser als vorrevolutionäre Situation beschrei-
ben, in der sich die gesellschaftlichen Wi-
dersprüche stetig verschärfen und in na-
her Zukunft zu einer weitergehenden Um-
wälzung führen werden? Oder sind beide
Prozesse, der der Transformation wie der
der Zuspitzung gleichzeitig vorzufinden, je
nach gesellschaftlichem Bereich? Und
welche Bereiche sind diesen Prozessen un-
terworfen – und welche (bislang) nicht?

Den Schwerpunkt des Buches bilden 18
Interviews, die im September 2004 in Venezu-
ela geführt wurden.

168 Seiten,  Paperback,
 € 10,-
ISBN 3-9809970-1-4
Herausgeber: Kollektiv p.i.s.o. 16


